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51. Sitzung 

Bonn, den 18. Oktober 1991 

Beginn: 9.15 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Sitzung. 

Ich möchte Sie darüber informieren, daß der Älte

-

stenrat vorschlägt, abweichend von der Geschäftsord-
nung die Frist für die Einreichung von Fragen zur 
mündlichen Beantwortung in der Sitzungswoche ab 
dem 4. November 1991 wegen des gesetzlichen 
Feiertags am 1. November auf Donnerstag, den 
31. Oktober, 11.00 Uhr vorzuverlegen. Ich hoffe, Sie 
sind damit einverstanden. — 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Vereinbarte Debatte zur Asylpolitik und Aus-
ländersituation 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Willfried Penner, Gerd Wartenberg 
(Berlin), Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 
Behandlung von Asylanträgen in den 
neuen Bundesländern 

— Drucksache 12/852 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 
Ausländerfeindlichkeit 

— Drucksache 12/1270 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

c) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 
Für eine neue Asyl- und Zuwanderungspo-
litik 

— Drucksache 12/1296 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

Zur vereinbarten Debatte liegt ein Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP und 
der Gruppe Bündnis 90/GRÜNE vor. Des weiteren lie-
gen ein Entschließungsantrag der Gruppe Bünd-
nis 90/GRÜNE und zwei Entschließungsanträge der 
Gruppe PDS/Linke Liste vor. Nachher wird ein Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
der FDP folgen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache vier Stunden vorgesehen. — Ich sehe 
keinen Widerspruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Anlaß unserer heutigen Debatte ist ein in doppelter 
Weise unerfreulicher. 

Seit Wochen, ja Monaten werden wir beinahe täg-
lich mit Meldungen über Gewalttaten gegen Auslän-
der oder über Anschläge auf Wohnheime von Asylbe-
werbern konfrontiert. Minderheiten von extremisti-
schen Krakeelern rufen zum Haß gegen Ausländer 
auf. All dies ist eine Schande für unser Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Es ist übrigens kein spezifisches Problem der ost-
deutschen Bundesländer. Die Spur von ausländer-
feindlichen Anschlägen zieht sich quer durch alle 
16 Länder. Deshalb hat niemand einen Grund, mit 
dem Finger auf andere zu zeigen. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein ausländer-
freundliches Land. 

(Freimut Duve [SPD]: Gewesen!) 

In über 40 Jahren haben wir ein f riedliches und 
freundliches Miteinander mit unseren Nachbarn und 
mit unseren ausländischen Mitbürgern gelernt und 
gelebt. Das muß auch in Zukunft so bleiben. Nichts 
und niemand gibt das Recht zu ausländerfeindlicher 
Hetze oder gar zu Gewalt gegen Ausländer. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 
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Die Innen- und Justizminister von Bund und Län-
dern haben gestern auf meine gemeinsam mit dem 
Kollegen Kinkel gemachte Anregung hin darüber be-
raten, wie der Schutz unserer ausländischen Mitbür-
ger und der Asylbewerber präventiv wie repressiv 
verbessert werden kann. Sie haben dazu konkrete 
Maßnahmen beschlossen. 

Das andere Thema dieser Tage ist genauso uner-
freulich. Seit Ende der 70er Jahre ein grundsätzlicher 
Stopp für die Anwerbung ausländischer Arbeitneh-
mer durch die damalige Bundesregierung beschlos-
sen wurde, versucht eine insgesamt wachsende Zahl 
von Menschen, die bestehenden Zuwanderungshin-
dernisse dadurch zu unterlaufen, daß sie sich für poli-
tisch verfolgt erklären und sich auf das Grundrecht auf 
Asyl berufen. Mit dieser Erklärung sind de facto ein 
vorläufiges Bleiberecht in der Bundesrepublik 
Deutschland und zugleich der Anspruch auf Leistun-
gen nach dem Sozialhilferecht erlangt. 

(Freimut Duve [SPD]: Wie kann man diese 
zwei Themen so zusammenbringen?) 

Die Ausländerverwaltungen der Länder und das 
Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge entscheiden dann in mühevollen und zeit-
aufwendigen Verfahren, die durch allerlei Rechtsmit-
tel in die Länge gezogen werden können, über die 
Anträge. Am Ende wird, oft nach Jahren, nur ein ge-
ringer Teil der Asylanträge positiv entschieden, und 
ein noch geringerer Teil der abgelehnten Asylbewer-
ber wird hernach endlich auch abgeschoben. 

Man kann über die Prozentsätze im einzelnen strei-
ten; denn über den Kreis der anzuerkennenden Asyl-
bewerber hinaus gibt es eine nicht unbeträchtliche 
Zahl weiterer Fälle, in denen eine Abschiebung aus 
anderen Gründen zumindest vorübergehend nicht in 
Betracht kommt, wie auch umgekehrt die Zahl derje-
nigen Asylbewerber nicht genau bekannt ist, die un-
ser Land tatsächlich verlassen. Die Ausländerverwal-
tungen der Länder sind mit all diesen Feststellungen 
überfordert, was ja auch durch die Tatsache ein-
drucksvoll belegt worden ist, daß die Zahl der Asylbe-
werber in einem Landkreis drastisch zusammenge-
schmolzen ist, als das Land Nordrhein-Westfalen ein-
mal die Asylbewerber alle zum selben Zeitpunkt ein-
bestellen ließ, um den Mehrfachbezug von Soziallei-
stungen herauszufinden. 

Es lohnt also nicht, über Dunkelziffern zu streiten, 
die ja im übrigen die Sache keineswegs besser ma-
chen. Jedenfalls ist der Befund eindeutig, daß eine 
große Zahl von Asylbewerbern, ohne politisch verfolgt 
zu sein, ein vorläufiges Bleiberecht in der Bundesre-
publik Deutschland erlangt und, obwohl nach jahre-
langen aufwendigen Verfahren rechtskräftig abge-
lehnt, Deutschland auf Dauer nicht wieder verläßt. 

Bund und Länder haben in diesen anderthalb Jahr-
zehnten vieles versucht, um diesem Mißstand besser 
begegnen zu können. Insgesamt siebenmal sind die 
Verfahrensvorschriften des Asylrechts mit dem Ziel 
verändert worden, zu schnelleren abschließenden 
Entscheidungen zu kommen: Visumpflichten wurden 
eingeführt; auch die Pflichten für Transitvisa wurden 
verschärft; ein Arbeitsverbot für Asylbewerber wurde 
schon in den 70er Jahren eingeführt, Mitte der 80er 
Jahre verlängert und, weil es sich im Ergebnis als wir-

kungslos herausgestellt hat, jetzt wieder abge-
schafft. 

Zeitweilig haben diese Maßnahmen Entlastung ge-
bracht und zu einem vorübergehenden Rückgang der 
Asylbewerberzahlen geführt. Aber in der Tendenz 
sind die Zugangszahlen steigend. Mit dem Wegfall 
des Eisernen Vorhangs haben sie sich mit zunehmen-
der Beschleunigung dramatisch erhöht. 1989 kamen 
121 000 Asylbewerber, 1990 193 000 und in den ersten 
neun Monaten dieses Jahres bereits 170 000; davon 
im August über 28 000 und im September fast 29 000. 
Dieser dramatische Anstieg belastet naturgemäß die 
Ausländerverwaltungen von Bund und Ländern, und 
er hat zu einem Anstieg der durchschnittlichen Ver-
fahrensdauer geführt, der noch stärker gewesen 
wäre, wenn der Bund nicht mit organisatorischen und 
personellen Maßnahmen reagiert hätte. 

Dabei ist der Streit, ob die Verwaltungen der Länder 
oder die des Bundes mehr säumig seien, im Grunde 
einigermaßen müßig; denn nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts bedarf die Ableh-
nungsentscheidung auch über einen offensichtlich 
unbegründeten Asylantrag einer besonders sorgfälti-
gen Prüfung und Begründung in jedem Einzelfall. Das 
bedeutet, daß ein Entscheider des Bundesamts, der 
die Asylanträge von Bewerbern aus einem bestimm-
ten Land regelmäßig entscheidet, also besonders 
sachkundig ist, um die Anforderungen der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zu erfüllen, für 
die Ablehnung auch eines offensichtlich unbegründe-
ten Asylantrags im Durchschnitt rund vier Stunden 
benötigt. 

Wir haben in den letzten Jahren mit Hilfe dieses 
Hohen Hauses gewaltige Anstrengungen unternom-
men, um die Bearbeitungs- und Entscheidungskapa-
zität beim Bundesamt zu erhöhen. Wir haben die Stel-
len für Entscheider von 70 im Jahr 1985 auf 438 im 
Jahr 1991 erhöht, wobei wir allerdings zunehmend 
Schwierigkeiten haben, überhaupt noch geeignete 
Mitarbeiter zu finden, um die Stellen zu besetzen. 
Eine Zeitlang haben wir uns damit beholfen, diese 
Stellen des gehobenen Dienstes mit Ju risten zu beset-
zen. Aber angesichts des großen Juristenbedarfs in 
den neuen oder jungen Bundesländern ist damit in-
zwischen auch kein zusätzliches Angebot mehr zu 
erschließen. 

Weil die Verfahren so lang dauern und weil die 
Zugangszahlen so hoch sind, haben wir derzeit einen 
Stau von rund 200 000 nicht erledigten Asylverfah

-

ren.  Aber genau das beschreibt ja unser Problem. Des-
wegen habe ich nicht ganz verstanden, warum Sozial-
demokraten Anfang der Woche mit scheinbar entsetz-
tem Aufschrei erstmals diese Zahl zur Kenntnis neh-
men wollten. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Erst

-

mals?) 

— Eben! Warum haben Sie denn so überrascht ge-
tan? 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Nicht erst-
mals!) 
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Wenn wir dieses Problem nicht hätten, dann bräuch-
ten wir die Debatte ja wirklich nicht zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Freimut Duve 
[SPD]: Aber wir sind entsetzt darüber, wie 
der Innenminister mit dem Terrorismus um

-

geht! — Gegenruf von Bundeskanzler Dr. 
Helmut Kohl: Absurd ist das! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Duve Dummkopf! — Weitere 

Zurufe — Unruhe) 
— Herr Kollege Duve, viele in Ihren Reihen sind mit 
uns, den Mitgliedern der Fraktion der CDU/CSU, der 
Überzeugung, 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

daß wir diese Debatte gar nicht behutsam genug füh-
ren können. Aber die Art, in der Sie hier Zwischenrufe 
machen, zeigt, daß es bei Ihnen noch ein paar gibt, die 
das offenbar noch nicht wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Hermann Otto Solms [FDP] — Freimut 
Duve [SPD]: Sie haben dem Terrorismus eine 

Minute gewidmet!) 

Es wird Ihnen nicht gelingen — ich sage es Ihnen 
gleich —, 

(Freimut Duve [SPD]: Sie haben den Gewalt

-

taten eine Minute gewidmet!) 

uns davon abzubringen, diese Probleme mit aller Be-
hutsamkeit und Sachlichkeit zu behandeln. 

(Konrad Gilges [SPD]: Das sieht man! — Frei

-

mut Duve [SPD]: Welche Terrorismusdebat

-

ten haben wir in den 70er Jahren geführt! — 
Gegenruf des Abg. Dr. Alfred Dregger 
[CDU/CSU]: Stören Sie doch nicht dau

-

ernd!) 
Die Art, in der Sie mich am Reden zu hindern versu-
chen, fällt nur auf Sie selbst zurück. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Duve, ich 
möchte Sie bitten, jetzt den Herrn Dr. Schäuble spre-
chen zu lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Duve ist Hop

-

fen und Malz verloren!) 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Es wird ihm 
auch nicht gelingen, mich daran zu hindern. Es scha-
det auch gar nichts, wenn man ein Stück weit sieht, 
wie Sie sich benehmen; denn das fällt ein Stück auf 
die Gemeinsamkeit zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von Bun

-

desminister Rudolf Seiters — Freimut Duve 
[SPD]: Sehr populistische Va riante! — La

-

chen bei der CDU/CSU) 

— Herr Duve, ich habe viel Zeit. Sie können noch ein 
Stück weiter hier vorführen, wie Ihre Art der Behand-
lung dieses Problems ist. Ich finde, es ist ganz gut, 
wenn das einmal gezeigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die hohe und von Monat zu Monat steigende Zahl 
von Asylbewerbern muß von den Bundesländern un-

tergebracht werden. Das kann entweder in Sammel-
unterkünften oder durch Verteilung auf alle Land-
kreise und Gemeinden geschehen, wobei natürlich 
auch Sammelunterkünfte immer zu irgendeiner Ge-
meinde gehören. Die Kommunen sehen sich dadurch 
zunehmend überfordert, und die Proteste der Verant-
wortungsträger für Städte, Gemeinden und Kreise, 
gleich welcher Partei sie angehören, gegen diese Ent-
wicklung nehmen an Intensität und Schärfe zu. 

Auch die Widerstände in der Bevölkerung wach-
sen. Das hat überhaupt nichts mit Ausländerfeindlich-
keit zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wieso eigentlich wollen wir von unseren Mitbürgern 
verlangen, daß sie ertragen und verstehen sollen, daß 
Hunderttausende von Asylbewerbern mit erheblichen 
finanziellen Belastungen für die Steuerzahler für 
Jahre untergebracht und versorgt werden sollen, 

(Unruhe bei der SPD — Arne Fuhrmann 
[SPD]: Sehr behutsam, ausgesprochen be- 

hutsam!) 

obwohl von vornherein klar ist, daß die allermeisten 
nicht als politisch verfolgt anerkannt werden kön-
nen 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP — Zuruf von der SPD: Au

-

ßerordentlich behutsam!) 

und daß sie nach jahrelangen Verfahren am Ende 
unser Land dennoch nicht verlassen? 

(Freimut Duve [SPD]: Das ist die Ethik des 
Innenministers!) 

Ich will die Mißstände, die sich im einzelnen in den 
Städten und Dörfern unseres Landes zutragen, hier 
gar nicht schildern, weil ich ja wirklich dafür bin, diese 
besonders schwierige Debatte behutsam zu führen. 
Aber niemand darf doch bestreiten, daß es diese Miß-
stände zuhauf gibt und daß sie natürlich eine wach-
sende Zahl unserer Mitbürger besorgen, 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Natür

-

lich!) 

die zunehmend daran zweifeln, 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Unfähig

-

keit der SPD, das zu ändern! Völlige Unfä

-

higkeit der SPD!) 

ob die Verantwortlichen in Bund und Ländern über-
haupt noch wissen, was sich in den Gemeinden ab-
spielt, und die im übrigen in Gefahr geraten, zuneh-
mend an der Handlungsfähigkeit unseres Staates 
bzw. derjenigen, die in Bund und Ländern Verantwor-
tung tragen, zu zweifeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann doch nicht darüber hinwegsehen, daß der 
Vertreter des nordrhein-westfälischen Sozialministe-
hums bei einer Anhörung, die ich im Innenministe-
rium gemeinsam mit dem Vorsitzenden der Innenmi-
nisterkonferenz der Länder, dem Kollegen Läpple, 
durchgeführt habe, erklärt hat, daß in den Gemeinden 
Nordrhein-Westfalens, in denen Asylbewerber unter- 
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gebracht werden, zum Teil bürgerkriegsähnliche Zu-
stände herrschten. Das ist doch die Wahrheit. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Das ist Kern des Problems. Das hat — ich sage es 
noch einmal — nichts mit Ausländerfeindlichkeit un-
serer Bevölkerung zu tun. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Mit der Un

-

fähigkeit der SPD!) 

Ganz im Gegenteil: 

(Konrad Gilges [SPD]: Kein Satz ist wahr!) 

Ich habe seit Jahren davor gewarnt, daß nichts die 
freundlichen Beziehungen zwischen Deutschen und 
ausländischen Mitbürgern mehr belasten könne als 
diese Entwicklung der Asylbewerberproblematik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen habe ich auch nie verstanden, warum 
sich etwa Ausländerbeauftragte, die für die Integra-
tion ausländischer Arbeitnehmer und ihrer Familien 
in unserer Gesellschaft zuständig sind, immer gegen 
jede Lösung der Asylbewerberproblematik gewandt 
haben, obwohl sie hätten wissen müssen, daß genau 
daraus unabsehbare Gefahren und Belastungen für 
die Integrationsbemühungen der rechtmäßig und seit 
langem unter uns lebenden Ausländer entstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Arne Fuhrmann 
[SPD]: Ist dies das Problem? Das darf doch 

wohl nicht wahr sein!) 

Bei meinem Amtsantritt als Innenminister habe ich 
eine Vereinbarung der Innenminister von Bund und 
Ländern erreicht, zur Konzentration und Beschleuni-
gung der Verfahren in allen Bundesländern zentrale 
Ausländerbehörden in einer räumlichen Verbindung 
mit Außenstellen des Bundesamtes einzurichten und 
in diesen Zentralstellen zumindest die offensichtlich 
unbegründeten Asylanträge schnell zu entscheiden. 

Wir haben zugleich durch eine Novellierung des 
Asylverfahrensgesetzes die Möglichkeit geschaffen, 
daß als offensichtlich unbegründet abgelehnte Asyl-
bewerber vor einer Abschiebung lediglich den 
Rechtsbehelf des Antrags auf Herstellung der auf-
schiebenden Wirkung nach § 80 Abs. 5 der Verwal-
tungsgerichtsordnung haben. Damit ist insoweit der 
durch das Grundgesetz gegebene Spielraum für Ver-
fahrensbeschleunigungen ausgeschöpft. Auch die in-
tensiven Beratungen in den letzten Tagen und Wo-
chen haben dazu nichts Neues erbracht. 

Wir haben ja eine einzigartige Verfassungslage. 
Keine andere Verfassung dieser Erde erkennt jedem 
Menschen auf die bloße Behauptung — und sei sie 
noch so unrealistisch — , politisch verfolgt zu sein, ei-
nen verfassungsrechtlich verbürgten Individualan-
spruch auf ein mit einer Rechtsweggarantie versehe-
nes Prüfungsverfahren und ein mit Sozialhilfeansprü-
chen verbundenes vorläufiges Bleiberecht für die 
Dauer dieser Verfahren zu. Keine andere Verfassung 
dieser Erde! 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Da darf 
man sich nicht wundern, daß alle hierher 

kommen!) 

Art. 16 unseres Grundgesetzes beruht auf den Er-
fahrungen der Nazibarbarei. 

(Zurufe von der SPD: Eben! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

— Hören Sie doch einmal zu! 

Wir alle sind stolz darauf, daß sich die Bundesrepu-
blik Deutschland verpflichtet hat, Menschen Zuflucht 
zu gewähren, die Schutz vor individueller Verfolgung 
aus politischen, religiösen und rassischen Gründen 
suchen. 

(Konrad Gilges [SPD]: So soll es auch blei

-

ben!) 

Dabei muß es bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und dem 
Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Dafür darf es auch keine Quote geben, weshalb 
übrigens der Vorschlag von Herrn Engholm, Quoten 
einzuführen, allenfalls mißverständlich war, wenn er 
nicht die Zuflucht für politisch wirklich Verfolgte be-
grenzen wollte. Aber dann hätte er sagen müssen, daß 
eine Quote zu den jetzigen Zahlen hinzukommen 
solle. So hat er die Wirkung aber wohl nicht ge-
meint. 

Doch mit diesen Erfahrungen der Nazizeit haben 
unsere derzeitigen Probleme wenig zu tun. Unsere 
Probleme gründen sich vielmehr darauf, daß das 
Scheitern des Sozialismus in Osteuropa wirtschaftlich, 
sozial und ökologisch zu einem wachsenden Gefälle 
zwischen Ost und West in Europa geführt hat, das 
nach dem Wegfall des Eisernen Vorhanges die Gefahr 
von Massenwanderungen beinhaltet. Davon sind ak-
tuell wir am meisten betroffen, während unsere euro-
päischen Partner zum Teil stärker mit der Nord-Süd-
Problematik konfrontiert sind. 

In der Dritten Welt sind heute nach Schätzungen 
der Vereinten Nationen 15 Millionen Menschen vor 
Bürgerkriegen, Not, Elend und ökologischen Kata-
strophen auf der Flucht. Diese Zahlen können in den 
nächsten Jahren noch dramatisch steigen. Hierin defi-
nieren sich die großen Aufgaben, die sich uns Deut-
schen nach Erlangung von Einheit und Souveränität 
und die sich uns Europäern nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts stellen. 

Wir werden die Chance für ein Europa in Frieden 
und Stabilität verspielen, wenn es uns nicht durch 
große und gemeinsame Anstrengungen gelingt, 
Osteuropa rasch zu einem solchen Entwicklungsstand 
zu verhelfen, daß die Menschen nicht des bloßen 
Überlebens willen ihre Heimat verlassen müssen, 
wozu übrigens auch gehört, daß wir Kriege mitten in 
Europa nicht mehr ertragen wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und beim Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Wir werden auf dieser einen Erde, auf der nicht nur 
die Menschen immer enger zusammenrücken, son-
dern in der auch die Probleme immer mehr gemein-
same Probleme werden, für uns und unsere Kinder 
eine Zukunft nur dann sichern können, wenn wir das 
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wachsende Auseinanderbrechen zwischen Arm und 
Reich erfolgreicher bekämpfen als bisher. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP und des Bündnisses 90/ 
GRÜNE) 

Für die Lösung dieser Probleme, die unsere eigent-
lichen Aufgaben sind, ist das Asylrecht aber völlig 
ungeeignet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen die Ursachen dieser Wanderungsbewe-
gungen bekämpfen. Das ist der Kern der Flüchtlings-
konzeption der Bundesregierung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Zum Elend unserer Asylbewerberproblematik 
heute gehört ja auch, daß wir für ein paar Hundert-
tausend Asylbewerber, die im Zweifel nicht zu den 
Ärmsten in ihren Ländern gehören, unsere politische 
und finanzielle Kraft erschöpfen, 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: So ist es!) 

statt daß wir diese Mittel für Millionen Notleidender in 
Osteuropa und in der Dritten Welt zur Bekämpfung 
der Fluchtursachen einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Norbert Gansel 
[SPD]: Für die wird doch sonst auch nichts 
bezahlt! Sie sehen das Elend der Dritten Welt 

erst, wenn es hier ankommt!) 

— Das ist doch nicht wahr. Herr Kollege Gansel, Sie 
wissen, daß auf meine Initiative hin die Bundesregie-
rung im September des vergangenen Jahres diese 
Flüchtlingskonzeption beschlossen hat. 

(Norbert Gansel [SPD]: Erst des vergange

-

nen Jahres!) 

— Sie waren ja auch ein paar Jahre an der Regierung. 
Sie können ja nachschauen, was Sie da alles getan 
haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: Nichts hat die SPD 

getan!) 

Ich jedenfalls werbe dafür, daß wir uns darüber klar 
sind: Je mehr wir das tun, und zwar möglichst gemein-
sam mit unseren europäischen Partnern, um so besser 
sind die Erfolgschancen, daß wir die Probleme wirk-
lich lösen. Aber dafür brauchen wir europäische Lö-
sungen, auf die ich noch zu sprechen kommen 
werde. 

Ich habe auch nach der Verabredung der Innenmi-
nister über die Verbindung zentraler Ausländerbe-
hörden der Länder mit Außenstellen des Bundesamts 
und nach der Einführung der beschleunigten Verfah-
ren im Asylrecht immer wieder dafür geworben, daß 
die Länder die Asylbewerber für die Dauer dieser 
beschleunigten Verfahren in Sammelunterkünften 
unterbringen sollten, weil nur so alle Beschleuni-
gungsmöglichkeiten genutzt werden können. Dar-
über hat es viele politische Auseinandersetzungen ge-
geben, auf die ich jetzt nicht zurückkommen will. Nur 
so viel: Niemand hat sich intensiver darum bemüht,  

diese Beschleunigungsmöglichkeiten zu nutzen, als 
die Bundesländer Baden-Württemberg und Bayern, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

die mehr derartige Sammelunterkunftsplätze einge-
richtet haben als alle sozialdemokratisch regierten 
Bundesländer zusammen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Schäuble, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schulz? 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): Nein. Ich 
möchte das jetzt bitte im Zusammenhang vortragen. 
Ich bin schon durch die vielen Zwischenrufe hinrei-
chend gestört worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Konrad  Gilges [SPD]: Unmöglich!) 

— Herr Kollege Duve, wie Sie sich hier aufgeführt 
haben, ist der Bedeutung des Themas wirklich nicht 
angemessen. Das muß ich Ihnen einmal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie schwingen sich gern die Toga der Moral um, aber 
das paßt 

(Zuruf des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

nicht dazu, wie Sie sich hier verhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Werner Schulz 
[Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE]: Machen Sie 
die Beantwortung der Zwischenfragen vom 
Verhalten abhängig? — Zurufe von der SPD 

und der FDP) 

— Das ertrage ich wohl. Nur, Herr Kollege Hirsch, 
muß der Kollege Duve auch ertragen, daß ich zurück-
gebe, wie er sich hier aufführt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich jedenfalls finde, daß man es ernst nehmen muß, 
wenn die Landesregierungen in München und in 
Stuttgart auf Grund ihrer Erfahrungen skeptisch blei-
ben, ob das, was jetzt auf einmal alle machen wollen, 
am Ende wirklich hilft. Aber wir haben uns aus ge-
meinsamer Verantwortung zu gemeinsamen Gesprä-
chen zusammengefunden. Die Ergebnisse müssen 
jetzt umgesetzt werden. 

Wir wußten ja von vornherein, daß die Parteien und 
Fraktionen des Hauses in der Frage einer Grundge-
setzänderung unterschiedlicher Meinung sind. Daran 
hat sich bis heute leider nichts geändert. 

(Arne Fuhrmann [SPD]: Gott sei Dank!) 

So haben wir uns darauf verständigt, alles aufzuli-
sten, was ohne Grundgesetzänderung äußerstenfalls 
noch getan werden könnte, wobei die Frage, ob das 
reicht und ob das funktioniert, natürlich unterschied-
lich beantwortet wird. 

Aber es geht beim besten Willen nicht, daß von uns, 
von CDU und CSU, quasi verlangt wird, wir müßten, 
um die Einigung über das, was ohne Grundgesetzän-
derung versucht werden soll, nicht zu gefährden, von 
unserer Meinung ablassen, daß letztlich nur mit einer 
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Grundgesetzänderung das Problem einigermaßen zu 
handhaben sei. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Alfred Dreg

-

ger [CDU/CSU]: Daran halten wir fest!) 

So illiberal wollen wir wirklich nicht miteinander um-
gehen. 

Diese Zielvorstellungen sollen Asylbewerber in den 
offensichtlich unbegründeten Fällen möglichst inner-
halb von sechs Wochen zum Verlassen unseres Lan-
des bringen. Dazu sollen sie durch die Länder für die 
Dauer dieser Verfahren verbindlich in Sammelunter-
künften untergebracht werden. Durch eine Änderung 
der einschlägigen verfahrens- und organisations-
rechtlichen Bestimmungen sollen die Länder Zustän-
digkeiten in der Ausländerverwaltung auf den Bund 
insoweit übertragen, als das Bundesamt von der er-
sten Anhörung bis zur abschließenden Verwaltungs-
entscheidung, einschließlich der Ausweisungsverfü-
gung und Abschiebungsandrohung, zuständig wer-
den soll. 

Wegen der schon geschilderten Personalprobleme 
müssen die Länder dem Bundesamt 500 als Entschei-
der qualifizierte Mitarbeiter zur Verfügung stellen. 
Um die sechs Wochen zu erreichen, muß das Bundes-
amt innerhalb von zwei Wochen zu dieser abschlie-
ßenden Entscheidung kommen. Danach bleiben eine 
Woche für die Einlegung eines Rechtsmittels, zwei 
Wochen für das verwaltungsgerichtliche Eilverfahren 
und eine weitere Woche für den durch die Länder vor-
zunehmenden Vollzug der Ausweisungsverfügung. 

Ob das alles auch nur annähernd realistisch ist, dar-
über gehen die Meinungen auseinander. Ich bin den-
noch dafür, daß wir es alle miteinander versuchen. 

Deswegen habe ich bereits am Tag nach dem Ge-
spräch der Partei- und Fraktionsführungen die Konfe-
renzen der Innen- und der Justizminister gebeten, 
sich mit der Umsetzung dieser Zielvorstellungen zu 
befassen. Am Montag dieser Woche habe ich die Be-
schlüsse den Regierungschefs aller Bundesländer 
übermittelt und sie zugleich um kurzfristige Mittei-
lung gebeten, ob und inwieweit sie die auf ihr Land 
entfallenden Verpflichtungen übernehmen können. 

Das ist zwar aus der SPD-Fraktion als Ablenkung 
und Ultimatum kritisiert worden; aber ich hätte Sie 
sehen mögen, wenn ich mich nicht sofort an die Um-
setzung der Zielvorstellungen gemacht hätte. Im übri-
gen kann es so schlimm nicht gewesen sein; denn die 
meisten Landesregierungen haben sich inzwischen 
freundlicherweise bereit erklärt, die auf sie zukom-
menden Verpflichtungen zu übernehmen. Die Konfe-
renzen der Innen- und der Justizminister haben ge-
stern Entsprechendes beschlossen. 

Die Bundesregierung ihrerseits hat zugesagt, den 
Ländern für die Einrichtung zusätzlicher Sammelun-
terkünfte mit der Zurverfügungstellung von Liegen-
schaften, insbesondere von freien oder frei werden-
den Kasernen, soweit vorhanden, behilflich zu sein. 
Wir haben gestern verabredet, daß jetzt Land für Land 
die Sammelunterkünfte und die entsprechenden Ver-
waltungseinrichtungen des Bundesamts durchge-
sprochen und festgelegt werden. 

Noch einmal: Die Bundesregierung wird alles in 
ihren Möglichkeiten Stehende tun, damit die genann-
ten Zielvorstellungen möglichst rasch umgesetzt wer-
den können. 

Die Skepsis, ob das reichen und ob das funktionie-
ren wird, bleibt. Sie bleibt aus Erfahrung um so mehr, 
als sich manche schon in der Vergangenheit um eine 
Lösung dieser Probleme bemüht haben. 

Deswegen bleibt es meine feste Überzeugung, daß 
wir um eine Änderung des Grundgesetzes nicht her-
umkommen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will diese Überzeugung begründen und meine 
Vorschläge erläutern. Nachdem wir uns über alles, 
was ohne Grundgesetzänderung äußerstenfalls mach-
bar sein kann, verständigt haben, erwarte ich, daß mit 
derselben Intensität und Unvoreingenommenheit 
über unsere Vorstellungen, durch eine Grundgesetz-
änderung zu besseren Lösungen zu kommen, gespro-
chen wird. Deswegen habe ich am Tag nach dem 
Gespräch im Kanzleramt meine Vorstellungen den 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden übermittelt, nach-
dem ich insbesondere Herrn Vogel dazu aufgefordert 
hatte, als Grundlage für ein Gespräch darüber Formu-
lierungsvorschläge vorzulegen. 

Weil so viel von Gemeinsamkeit die Rede ist, 
möchte ich dafür werben, überprüfen zu lassen, wie 
ich mich in dieser Behutsamkeit erfordernden Debatte 
gegenüber anderen Vorstellungen geäußert habe und 
wie man umgekehrt über mich hergefallen ist. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ich bin überhaupt nicht empfindlich, aber das allsei-
tige Werben um Gemeinsamkeit könnte ja auch in der 
Art, wie man mit- und übereinander redet, seinen Nie-
derschlag finden; es würde dadurch jedenfalls nicht 
unglaubwürdiger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe immer gesagt, daß wir drei Punkte in der 
Sache ändern müssen, und dies wird wegen unserer 
einzigartigen Verfassungslage leider nicht ohne 
Grundgesetzänderung möglich sein. Zum einen 
möchte ich, daß Asylbewerber aus Ländern, in denen 
es offensichtlich keine politische Verfolgung gibt, 
nicht in ein mit einem vorläufigen Bleiberecht verbun-
denes Asylverfahren kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut! — Zuruf 
von der SPD: Türkei!) 

Zum anderen möchte ich, daß wir uns wirklich mit 
vollen Rechten und Pflichten an den internationalen 
Vereinbarungen, dem Schengener Zusatzabkommen 
wie dem Dubliner Abkommen in der EG beteiligen 
können. Das heißt, daß Asylbewerber, die auf dem 
Weg zu uns schon in einem anderen Land Schutz vor 
Verfolgung gefunden haben, unmittelbar in dieses 
Land zurücküberstellt werden können. 

Zum dritten brauchen wir europäische Lösungen, 
was insbesondere heißt, daß die Entscheidung eines 
Mitgliedstaates der EG für oder gegen einen Asylbe-
werber mit Wirkung für alle Mitgliedstaaten verbind-
lich ist. Das berührt den Kern des Grundrechts auf 
Asyl für politisch Verfolgte überhaupt nicht. Bei jedem 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 51. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1991 	4217 

Dr. Wolfgang Schäuble 

anderen Grundrecht wären solche Regelungen auch 
durch die allgemeinen Gesetzesvorbehalte, die wir im 
Grundgesetz bei anderen Grundrechten haben, ohne 
weiteres möglich. 

Im übrigen ist die Kritik an meinen Vorschlägen 
sehr widersprüchlich. Zum Teil wird gesagt, das 
Grundrecht werde ausgehöhlt; zum Teil wird gesagt, 
diese Vorschläge brächten nichts. Das eine oder das 
andere kann nur richtig sein — wenn überhaupt. 

(Widerspruch bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Scheinlogik!) 

Auf die Frage, welches die Länder sind, in denen es 
keine politische Verfolgung gibt, kann man sich ver-
schiedene Antworten denken; darüber kann man ja 
sprechen. Baden-Württemberg hat vorgeschlagen, 
diese Länder durch Rechtsverordnung der Bundesre-
gierung mit Zustimmung einer Zweidrittelmehrheit 
des Bundesrates zu definieren. Ich werbe mehr dafür, 
diese Länder durch die EG unter Beteiligung des 
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen festle-
gen zu lassen, und begründe das folgendermaßen: 

Zum einen finde ich, daß wir bei der Frage, ob in 
einem anderen Land politische Verfolgung herrscht 
oder nicht, gut daran tun, wenn wir das nicht alleine 
für uns entscheiden. Aber vor allem eröffnet ein sol-
cher Ansatz ganz neue operative Möglichkeiten. Es 
werden viele Länder ein Interesse daran haben, von 
der Europäischen Gemeinschaft und dem UNHCR als 
ein Nichtverfolgerstaat definiert zu werden. Damit er-
hält Europa, erhalten die Vereinten Nationen zusätz-
liche Möglichkeiten, auf diese Länder Druck in dem 
Sinne auszuüben, daß etwa noch bestehende Pro-
bleme, deretwegen eine politische Verfolgung nicht 
mit Sicherheit ausgeschlossen werden könnte, abge-
stellt werden. 

(Zuruf von der SPD: Türkei!) 

— Ja, genau. So machen wir Politik im Sinne der 
Bekämpfung von Fluchtursachen und verhalten uns 
nicht nur rein passiv. Vielmehr kommen wir so zu 
einer aktiven Politik, und das geht über europäische 
Lösungen sehr viel besser. 

Ich habe mit dem UNHCR wie mit der Kommission 
der EG gesprochen. Beide haben mir ihre grundsätz-
liche Bereitschaft zu einem solchen Verfahren aus-
drücklich erklärt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die beiden anderen Vorschläge haben damit zu tun, 
daß wir andernfalls in Europa unweigerlich Gefahr 
laufen, zum Restasylland zu werden, wo doch heute 
schon mehr als die Hälfte aller Asylbewerber in Eu-
ropa nach Deutschland kommen. 

Dänemark schickt jeden Asylbewerber, der über 
die Bundesrepublik Deutschland nach Dänemark ein-
reist, postwendend zu uns zurück. Umgekehrt könn-
ten wir das nicht, auch wenn Dänemark demnächst 
durch das Dubliner Abkommen genauso zur Rück-
nahme verpflichtet ist. 

Mit unseren Nachbarn, die nicht der EG angehören, 
haben wir bereits entsprechende bilaterale Rücknah-
meverträge oder sind dabei, sie in kurzer Zeit abzu-
schließen. 

Mit der Genfer Flüchtlingskonvention hat das alles 
überhaupt nichts tun; denn alle diese Länder bieten 
genauso Schutz vor Verfolgung wie wir. Ich finde, zur 
Überheblichkeit, daß nur wir politisch Verfolgten zu-
verlässiges Asyl bieten könnten, haben wir wirklich 
keinen Anlaß. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Europäische Lösungen sind auch ganz unverzicht-
bar, wenn wir ab dem ersten Januar 1993 den einheit-
lichen Binnenmarkt vollenden wollen und wenn dann 
auch Personenkontrollen an den Binnengrenzen völ-
lig beseitigt werden müssen. 

Europäische Lösungen sind auch ganz unverzicht-
bar, weil keiner der europäischen Staaten angesichts 
der Dimension der Probleme mit diesen allein fertig 
wird und weil wir auch zur Bekämpfung der Ursachen 
der Wanderungsbewegung unsere Kräfte in Europa 
stärker bündeln müssen. 

Nun wird gesagt: Europäische Lösungen dauern 
noch lange, und so lange brauchen wir unser Grund-
gesetz noch nicht zu ändern, selbst wenn wir wissen, 
daß wir es am Ende doch ändern müssen. 

Ich weiß nicht, wie lange wir brauchen, bis wir euro-
päische Lösungen tatsächlich haben. Aber solange 
wir unser Grundgesetz nicht ändern, werden wir 
überhaupt keine europäischen Lösungen zustande 
bringen. Denn niemand in Europa denkt daran, ein 
europäisches Asylrecht auf der Basis unseres Grund-
gesetzes zu harmonisieren. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Das kann 
man wohl sagen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU: Richtig! — Sehr wahr!) 

Die Kommission der Gemeinschaft hat in den ver-
gangenen Wochen ihren Vorschlag für eine europäi-
sche Asylpolitik an den Rat und das Europäische Par-
lament beschlossen. Dieser Vorschlag ist in den drei 
von mir genannten Punkten in der Zielsetzung völlig 
deckungsgleich mit meinen Vorschlägen. Also, ganz 
so fürchterlich kann ja dann der Anschlag auf das 
Recht auf Asyl in meinen Vorschlägen nicht sein, zu-
mal mir auch der Hohe Flüchtlingskommissar der Ver-
einten Nationen ausdrücklich erklärt hat, daß diese 
Vorschläge aus der Sicht der Genfer Konvention über-
haupt keinen Einwendungen begegnen. 

Schließlich bitte ich auch zu bedenken: Jeder, der 
sich mit den Problemen auch nur ein wenig befaßt, 
weiß, daß eine europäische Lösung ohne die Ände-
rung des Grundgesetzes in dem von mir vorschlage-
nen Rahmen nicht möglich sein wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn das so ist, sollte man sich erstens in der Kritik an 
meinen Vorschlägen etwas mäßigen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Zweitens sollte man noch einmal in aller Ruhe dar-
über nachdenken, 

(Konrad Gilges [SPD]: Also, das wird ja hier 
immer verrückter!) 
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ob wir nicht heute schon unser Grundgesetz ändern 
sollten, wenn wir das morgen im Zuge der europäi-
schen Entwicklung ohnedies tun müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer die Debatte über die Grundgesetzproblematik für 
nicht hilfreich erklärt und weiß, daß es morgen durch 
Europa zur Grundgesetzänderung kommt, der könnte 
die Debatte abkürzen, indem er heute mit uns das tut, 
was für eine europäische Lösung ganz unvermeidbar 
notwendig werden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden mit einer Grundgesetzänderung die euro-
päische Lösung schneller erreichen. Wir erhalten zu-
sätzliche Instrumente, um mit dem Asylbewerber

-

problem besser fertigzuwerden. Wieviel das im ein-
zelnen bringen wird und wie man das im einzelnen 
formulieren soll, darüber kann, darüber muß man re-
den. 

Ich gehe davon aus, daß ich mit der Vorlage meiner 
Vorschläge diese Gesprächsrunde eröffnet habe, und 
ich erwarte, daß man nicht ablehnt, bevor man ver-
nünftig geprüft und miteinander geredet hat. Ich for-
dere diese Gesprächsbereitschaft, weil wir uns ge-
nauso gesprächs- und verhandlungsbereit gezeigt ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Je schneller wir zu gemeinsamen Entscheidungen 
kommen, je besser wir das Problem lösen, um so mehr 
dienen wir dem inneren Frieden, um so mehr stärken 
wir das Vertrauen unserer Mitbürger in die Hand-
lungsfähigkeit der politisch Verantwortlichen, um so 
mehr tragen wir dazu bei, daß die Bundesrepublik 
Deutschland bleibt, was sie war und was sie auch in 
Zukunft sein soll: ein ausländerfreundliches Land. 

(Norbert Gansel [SPD]: Und was ist sie 
jetzt?) 

Unsere Verantwortung ist groß. Wir brauchen Be-
hutsamkeit im Reden, aber auch Entschiedenheit im 
Handeln. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
— Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich erteile jetzt der 
Abgeordneten Dr. Herta Däubler-Gmelin das Wort. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es ist gut, daß sich der 
Deutsche Bundestag heute endlich mit den Überfäl-
len, mit dieser Welle aus Haß und Ausländerfeind-
lichkeit befaßt, die Menschen anderer Rassen und 
anderer Staatsangehörigkeiten bei uns zur Zeit in 
Angst und Schrecken versetzt. Wir sollten feststellen, 
was an sich eine Selbstverständlichkeit ist: Wir dulden 
diesen Terror nicht und ziehen mit aller Härte des 
Gesetzes, die unser Rechtsstaat kennt, die Täter zur 
Verantwortung. 

Es wäre gut gewesen, der Rechtsstaat wäre damals 
in Hoyerswerda nicht vor dieser ausländerfeindlichen 
Gewalt zurückgewichen. Es wäre auch gut gewesen, 
Herr Bundesinnenminister, wir hätten solche Worte  

wie die von heute morgen von Ihnen schon früher 
gehört. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es wäre auch gut gewe-
sen, dieses Haus hätte eine gemeinsame Erklärung, 
Ausländerfeindlichkeit zu stoppen, schon sehr viel 
früher abgegeben. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Niemand von uns wird die Bilder dieser Jugendli-
chen vergessen können, die mit Haß in den Augen 
und Brandflaschen in den Händen gegen hilflose 
Menschen vorgehen, die Bilder von den hilflosen 
Asylbewerbern, hinter zerbrochenen Fensterscheiben 
ängstlich hervorblickend, die Bilder von verbrannten 
Kindern, die Bilder von den Toten, die es gegeben hat, 
und vor allen Dingen, meine Damen und Herren, auch 
die Bilder — und das hat vielen einen unglaublichen 
Schrecken eingeflößt — mit diesen vielen vermeint-
lich anständigen Bürgern, die zugeschaut haben, die 
diese Überfälle nicht verhindert haben und in deren 
Gesichtern Verständnis, klammheimliche Freude, ja, 
offene Zustimmung zu lesen waren. 

Ich glaube, wir — auch Sie, meine Damen und Her-
ren — sollten es sehr ernst damit meinen, daß es in 
unserem Lande so etwas nie mehr geben darf. Fremde 
müssen bei uns so sicher leben können, wir wir das in 
ihrem Land auch wollen. Im Augenblick können sie 
das nicht. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Meine Damen und Herren, diese heutige — hoffent-
lich gemeinsame — Feststellung des Deutschen Bun-
destages gegen Ausländerfeindlichkeit reicht nicht 
aus. Es reicht auch nicht aus, daß wir den Ursachen 
des Hasses und der Gewalt nachgehen. Es reicht auch 
nicht aus, daß wir die vielen Appelle unterstützen, die 
von immer mehr Bürgerinnen und Bürgern, von Kir-
chen, von Künstlern, von Vereinigungen und von De-
monstrationen jetzt Gott sei Dank stärker an die Öf-
fentlichkeit getragen werden. Nein, wir müssen selber 
unseren Beitrag gegen Ausländerfeindlichkeit und für 
den inneren Frieden in diesem Land leisten. 

(Beifall bei der SPD — Siegfried Hornung 
[CDU/CSU]: Tun Sie das!) 

Dabei kommt es entscheidend darauf an, Herr Kol-
lege, wie wir mit den Fragen der Zuwanderung, der 
Flüchtlinge und der Asylbewerber umgehen, mit Fra-
gen, die viele Leute bei uns bedrängen. Es kommt 
darauf an, wie wir die Probleme anpacken, die gelöst 
werden müssen. 

Die Auseinandersetzungen der vergangenen Wo-
che waren wahrlich kein Ruhmesblatt für die Politik. 
Sie waren vor allen Dingen eines nicht: ein Signal 
gegen Ausländerfeindlichkeit und ein Signal für den 
inneren Frieden in unserem Lande. 

Wir haben unsere Vorschläge, was zu tun ist, um 
Probleme, die angepackt werden müssen, leichter be-
wältigen zu können, schon seit einigen Wochen im-
mer wieder vorgetragen; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wedemeier!) 
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im Bereich der Aussiedler, die Sie heute nicht er-
wähnt haben, Herr Bundesinnenminister, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Siegfried 
Hornung [CDU/CSU]: Unverschämt ist das, 

was Sie da sagen!) 

— ich weiß, daß Sie das gar nicht gern hören —, wie 
auch im Bereich der Asylverfahren und bezüglich 
unseres wichtigsten Problems, nämlich der Frage, wie 
wir den Gemeinden schnell helfen können. 

(Beifall bei der SPD) 
Diese Vorschläge der Sozialdemokraten — übri-

gens, das betone ich, ohne eine Veränderung des 
Grundrechts auf Schutz bei politischer Verfolgung — 
waren die Grundlage für die Vereinbarung im Bun-
deskanzleramt am Donnerstag der vergangenen Wo-
che. Ich stelle hier fest: Diese Vereinbarung muß jetzt 
schnell umgesetzt werden. Wir sind dazu bereit, hier 
im Bundestag ebenso wie in den Ländern. Das haben 
die Stellungnahmen und vor allen Dingen auch die 
Erklärungen der Konferenz der Innen-, Justiz- und 
Sozialminister von gestern gezeigt. 

Wir appellieren an Sie, daß Sie diese Vereinbarung 
ohne Wenn und Aber mit uns umsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor allen Dingen appellieren wir an Sie: Beenden 
Sie diesen schrecklichen Streit, die Auseinanderset-
zung um Art. 16 unseres Grundgesetzes. Die Abschaf-
fung des Grundrechts auf Schutz für politisch Ver-
folgte ist mit uns nicht zu machen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Unerhört!) 

Sie ist auch mit der FDP nicht zu machen. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Wie kann man 
nach der Rede des Innenministers so etwas 
sagen! — Siegfried Hornung [CDU/CSU]: 
Eine Frechheit ist das! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU: Eine böswillige Unterstel

-

lung! — Ja, eine böswillige Unterstellung ist 
das!) 

— Frau Präsidentin, ich glaube, Sie sollten eingrei-
fen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich glaube, in dieser 
Art können wir die Debatte hier nicht führen; sonst 
steht morgen mehr über den Debattenstil als über den 
Inhalt selbst in den Zeitungen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Meine Damen und 
Herren, wenn Sie an dieser Stelle so unruhig werden, 
dann sagt das sehr viel mehr aus als jede Beteuerung 
der Kooperation. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unverschämter 
geht's wohl nicht?) 

Ich darf wiederholen: Mit uns ist die Abschaffung des 
Schutzes für politisch Verfolgte nicht zu machen, 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste — Lebhafter Widerspruch bei der 
CDU/CSU — Bundesminister Seiters: Un

-

glaublich!) 

mit der FDP auch nicht. Wer diesen Streit um Art. 16 
des Grundgesetzes weiterführt, der löst Probleme 
nicht, der gibt den Gemeinden Steine statt Brot und 
fördert die Ausländerfeindlichkeit. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aufhören!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Dr. Däubler

-

Gmelin, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Schwarz? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ich gestatte Zwi-
schenfragen dann sehr gerne, wenn die Herren Kolle-
gen sich zunächst das anhören, was wir zu sagen ha-
ben. Sonst wird von dieser Debatte niemals ein Signal 
für den inneren Frieden ausgehen! Im Augenblick 
also nicht! 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, in den letzten Tagen hat 
sich der Eindruck aufgedrängt, daß unionsregierte 
Länder und offensichtlich auch viele aus Ihren Reihen 
die getroffene Vereinbarung in Wirklichkeit nicht 
wollen. Wir sagen Ihnen: Wir müssen weiterkommen, 
und wir wollen weiterkommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hetze!) 

Wenn der Streit um Art. 16 des Grundgesetzes nicht 
aufhört, wenn der Streit um das Grundgesetz nicht 
aufhört, dann sind alle Appelle dieses Hauses, dann 
sind auch alle Appelle gegen Ausländerfeindlichkeit 
umsonst. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Ich mache Ihnen folgenden Vorschlag: Damit diese 
Debatte zum inneren Frieden in unserem Land beitra-
gen kann — übrigens auch zum inneren Frieden in 
diesem Hause; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

das wäre ja nicht schlecht, wenn man Sie so ansieht, 
meine Damen und Herren von der Union — , sollten 
wir uns auf die fünf Punkte einigen. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Warum haben 
Sie denn eine Prüfung zugesagt, wenn Sie 

sich hier so aufplustern?) 

Nicht nur hier, sondern — dabei spreche ich beson-
ders auch den Kollegen Rühe an, der die Doppelstra-
tegie der CDU im Asylrecht perfektioniert — wir soll-
ten diese fünf Punkte auch gemeinsam nach außen 
vertreten. 

Der erste Punkt wird bei Ihnen — das entnehme ich 
Ihrer Reaktion — hoffentlich, jedenfalls was seine 
Überschrift angeht, nicht auf Widerspruch stoßen. Ich 
meine die Tatsache, daß politisch Verfolgte bei uns 
weiterhin Schutz und Asyl genießen sollen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Selbstver

-
ständlich! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Das ist doch wohl klar! — Wer hat das 

denn bestritten?) 
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Das muß die Schlußfolgerung aus unserer Vergangen-
heit sein, das ergibt sich aus unserer Verfassung; 
diese Garantie ist notwendig, weil es auch heute Ver-
folgung auf der Welt gibt. 

Wir halten also am Art. 16 des Grundgesetzes fest, 
und Sie tun jetzt so, als sei das alles bei Ihnen unbe-
stritten. Kennen Sie denn die Stimmen aus der CSU 
nicht — und zwar nicht nur von irgendwem, sondern 
von führenden Politikern — , die sich sehr wohl dafür 
einsetzen, Art. 16 des Grundgesetzes insgesamt in ein 
Gnadenrecht umzuwandeln. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD] und des 
Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 

GRÜNE] — Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Meinen Sie in der Tat, daß die Öffentlichkeit das nicht 
zur Kenntnis nimmt? Oder glauben Sie ernsthaft, wir 
seien bereit, wenn es um eine Flüchtlingskonzeption 
geht, darüber hier in diesem Hause zu schweigen? 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ziehen Sie 
doch nichts an den Haaren herbei!) 

— Herr Hornung, ich habe den Eindruck, Sie sollten 
sich erst einmal mit Ihren eigenen Kolleginnen und 
Kollegen, die diese Auffassungen vertreten, unterhal-
ten, statt hier so laut zu werden. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: 
Solche Vorstellungen gibt es bei uns nicht, 
damit das klar ist! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

—Wer das Grundrecht für politisch Verfolgte tatsäch-
lich will — Herr Geißler, Sie wissen das ganz genau; 
Sie weisen auch ständig darauf hin, und Sie sollten es 
deswegen auch hier tun — , der muß ebenfalls die Ein-
zelfallprüfung wollen. Das steht übrigens auch in un-
serer Verfassung, aber nicht nur dort: Es steht auch in 
der Genfer Flüchtlingskonvention. 

Ich möchte gern als Konsens dieses Hauses festhal-
ten, daß wir uns alle für den Schutz von Verfolgten 
einsetzen und daß wir die Einzelfallprüfung ebenfalls 
beibehalten wollen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Zurufe von der CDU/CSU) 

—Ja, gut, wenn wir uns darin einig sind, dann ist das 
ja fein. Die Auseinandersetzung der letzten Tage hat 
etwas anderes gezeigt. 

Wenn wir uns darin einig sind, kommen wir auch 
leicht weiter, denn das Asylverfahren können wir än-
dern, und wir müssen das Verfahren auch ändern. Ich 
meine das Verfahren, in dem über das Bleiberecht, 
über die Anerkennung oder die Ablehnung als Flücht-
ling entschieden wird. Es ist ganz ohne Zweifel viel zu 
lang, gerade auch für die Betroffenen. Es ist auch viel 
zu bürokratisch und mit unglaublich viel Doppelarbeit 
von Bund und Ländern belastet. 

Herr Schäuble, Sie haben sich vorhin gewundert, 
warum die Kolleginnen und Kollegen bei uns unruhig 
wurden, als Sie so lange über die Schwierigkeiten 
sprachen, die dieses Verfahren heute mit sich bringt. 
Ich will Ihnen das erklären, weil ich hoffe, daß wir 
dann ebenfalls gemeinsam einen Schritt weiterkom-
men. 

Wir wurden unruhig, weil wir es für unglaublich 
und unzulässig halten, diese Schwierigkeiten der Ge-
meinden den Menschen aufzulasten, die bei uns um 
Schutz und Asyl bitten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste und des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Die Schuld an den Schwierigkeiten mit dem Verfah-
ren gehört denen, die die Verfahren nicht früher geän-
dert haben. Sie gehört denen, die die vorhandenen 
Hilfsmöglichkeiten nicht einsetzen. Aber wer — an-
statt zu helfen — die Schwierigkeiten in den Gemein-
den den Asylbewerbern anrechnet, der trägt ebenfalls 
zur Ausländerfeindlichkeit bei. Und das lassen wir 
nicht zu, auch bei Ihnen nicht. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Widerspruch bei der CDU/CSU — 

Zuruf von der CDU/CSU: Barer Unsinn!) 

Meine Damen und Herren, in Europa sind die Deut-
schen mit ihren langen bürokratischen Verfahren, mit 
ihrer Zuständigkeitszersplitterung zwischen Bund 
und Ländern wirklich einsame Spitze. 

(Georg Gallus [FDP]: Was sagen denn Ihre 
Stadträte von Göppingen? Fragen Sie die 

doch einmal!) 

— Lieber Herr Gallus, was die sagen, das wissen Sie 
ganz genau. Das gleiche wie ich! — Sie wissen, ich 
schätze Sie sehr. Solche Zwischenrufe sind Ihrer wirk-
lich unwürdig. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Däubler-Gme-
lin, Herr Gallus möchte Sie ganz ordnungsgemäß fra-
gen. Gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Liebe Frau Präsi-
dentin, ich habe mich mit Herrn Gallus schon ausein-
andergesetzt. Er stellt sowieso keine Zwischenfrage, 
die sich auf den Sachverhalt bezieht. Das weiß ich. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Ehe der Hahn 
kräht! — Georg Gallus [FDP]: Das wissen Sie 

doch gar nicht!) 

— Doch, bei Ihnen schon. Setzen Sie sich lieber hin, 
lieber Kollege Gallus, und hören Sie zu. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„Setzen Sie sich lieber hin" ? Wir sind doch 
nicht in der Grundschule! Lassen Sie ihn fra

-

gen! Seien Sie ein bißchen tolerant!) 

Ich komme zum Verfahren zurück. Auch wenn Sie 
hier noch so laut schreien: 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Wir sind doch hier 
nicht in der Klippschule!) 

Sie werden sich mit konstruktiven Lösungen im Asyl-
verfahren auseinandersetzen müssen. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Lassen Sie ihn 
doch fragen! Er ist Ihr Landsmann!) 
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— Herr Rühe, ich darf es noch einmal sagen: Auch Sie 
werden sich auf Dauer mit Geschrei nicht mehr behel-
fen können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Auch Sie werden sich mit konkreten Schritten ausein-
andersetzen müssen. Diese konkreten Schritte stehen 
in den Zielvorstellungen, die wir beim Kanzler zur 
Vereinbarungsgrundlage gemacht haben. Die müs-
sen wir umsetzen! Sie sollten diese Fragen nicht ganz 
so leicht nehmen. Sie sollten Ihre Widerstände über-
winden und gemeinsam mit uns diese Vorstellungen 
durchsetzen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU — In

-

grid Matthäus-Maier [SPD]: Herta, hör doch 
einfach auf, bis Ruhe einkehrt!) 

— Nein, die Frau Präsidentin weiß, daß sich die Kol-
legen von ihr wahrscheinlich nicht beeindrucken las-
sen. Ich nehme an, sie sagt deshalb nichts. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber ich gebe die Hoffnung nicht auf. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich glaube nicht, 
daß es uns weiterhilft, wenn wir ständig ermahnen. 
Wir entscheiden selbst darüber, wie die Debatte au-
ßen wahrgenommen wird. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): So ist es. — Frau 
Präsidentin, ich habe nur die Bitte, daß Sie die Störun-
gen nicht auf meine Redezeit anrechnen. Das wäre 
mir lieb. 

Der zweite Punkt, den wir gemeinsam festhalten 
und vor allem gemeinsam nach außen vertreten soll-
ten, betrifft die Menschen, die zu uns kommen. Die 
allermeisten, die als Zuwanderer zu uns kommen, 
haben ganz gewichtige Gründe, ihre Heimat zu ver-
lassen. Das gilt für die Aussiedler ebenso wie für die 
Asylbewerber. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die kann man 
nicht in einem Topf werfen!) 

Ich finde es unglaublich, wenn von „Asylmißbrauch" 
und „Sozialschmarotzern" geredet wird. Wer so redet, 
der redet nicht nur Unsinn, sondern hat auch keine 
Ahnung, worum es diesen Menschen geht. Er trägt 
auch zur Ausländerfeindlichkeit bei. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Unser Problem, meine Damen und Herren, ist die 
große Zahl derer, die kommen. Wer sie senken will, 
der kann das nicht über das Ayslrecht tun, übrigens 
auch nicht mit einer Grundgesetzänderung. Die Zahl 
der Zuwanderer läßt sich nur senken, wenn es gelingt, 
die Ausreisegründe und die Fluchtgründe wirksam 
zu bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Da sind wir einer Meinung!) 

— Sie sagen, da seien wir einer Meinung. Gut! Aber 
warum versuchen Sie dann ständig, in Ihren Äußerun-
gen vor Ort die Illusion zu nähren, man käme gerade 

bei diesem Problem mit einer Grundgesetzänderung 
weiter? Das geht doch nicht! 

Warum kommen so viele Aussiedler hierher? Das 
liegt doch nicht nur daran, daß Polen oder die Sowjet-
union, daß all die kommunistischen Staaten, die ihre 
Menschen früher eingesperrt haben, zusammenge-
brochen sind und daß die Lebensbedingungen dort so 
unglaublich viel schlechter sind als bei uns. Nein, die 
1,6 Millionen Menschen, die wir seit 1986 aufgenom-
men haben — 400 000 im letzten Jahr, 250 000 in die-
sem Jahr — , kommen, weil sie sich heute in ihrer an-
gestammten Heimat in der Sowjetunion oder in Polen 
nicht heimisch, sondern fremd fühlen. Da gibt es 
schreckliche Schicksale. Gerlinde Hämmerle, die ge-
rade mit den Deutschstämmigen viel Kontakt hat, 
wird nachher darauf eingehen. 

Wir sollten die Motive der Menschen kennen und 
anerkennen, auch wenn wir die Größenordnung der 
Zuwanderung nicht auf Dauer akzeptieren können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Wir haben nicht genügend Wohnungen. Viele Kon-
flikte, die wir heute erleben, haben hier ihren Grund. 
Der Wohnungsmarkt ist leergefegt, unter anderem 
auch deshalb, weil Sie zwischen 1982 und 1990 eine 
unsoziale Wohnungsbaupolitik betrieben haben. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste und des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Aber das ist auch eine Folge dieser Zuwanderungs-
politik. 

Meine Damen und Herren, was sagen Sie denn ei-
nem Bürgermeister, meinetwegen auch aus Göppin-
gen, der Ihnen sagt: Ich finde heute für Sozialhilfe-
empfänger, für Leute, die ich unterbringen muß, keine 
Wohnung mehr? Den können Sie doch nicht auf das 
Grundgesetz verweisen, dem gäben Sie damit doch 
Steine statt Brot — und den jungen Leuten auch, die 
heute für eine Drei-Zimmer-Wohnung im Großraum 
Stuttgart 1 300 DM bezahlen müssen. 

Ich sage — und das ist eine Aufforderung an Sie, 
übrigens auch eine Vereinbarung für weitere Gesprä-
che — , es ist ein Gebot der Ehrlichkeit, daß wir sagen: 
350 000 Aussiedler im nächsten Jahr zusätzlich, das 
verkraften wir nicht. 350 000 haben Sie bisher im Bun-
deshaushalt 1992 vorgesehen. Es wäre eine gute Sa-
che, wenn wir heute wenigstens Übereinstimmung 
darüber erzielten, daß wir uns auf eine erheblich klei-
nere Größenordnung einigen müssen. Wir sollten im 
übrigen finanzielle Hilfe darauf verwenden, den Men-
schen, die in der Sowjetunion bleiben, das Bleiben, 
das Wieder-Heimischwerden zu erleichtern, soweit 
wir das können. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Tun wir das 
denn nicht?) 

Zu den Asylbewerbern: Da reden Sie immer so viel 
von Zahlen. Wer von Ihnen sagt denn auch mal in 
Diskussionen vor Ort, daß die drei größten Gruppen 
der Flüchtlinge derzeit Monat für Monat aus Jugosla-
wien, Rumänien und der Türkei kommen? Menschen 
fliehen aus Jugoslawien, weil dort Bürgerkrieg ist. Sie 
werden weiter fliehen, solange dort Bürgerkrieg ist, 
egal, welche Asylverfahren wir hier einführen, und 
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ganz egal, ob Sie weiter auf einer Grundgesetzände-
rung bestehen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wollen Sie diese Leute wirklich abweisen? Das wäre 
doch mehr als zynisch. Wollen Sie die „Mütter gegen 
den Krieg" in Serbien und Kroatien unterstützen, weil 
die sich für ein Schweigen der Waffen einsetzen, und 
gleichzeitig die Söhne zurückschicken, damit sie dort 
weiterkämpfen sollen, gleichzeitig die Opfer zurück-
schicken, die vor diesen Bürgerkriegsfolgen davon-
laufen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut doch nie

-

mand!) 

Wenn Sie das nicht tun wollen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das will doch nie

-

mand!) 

dann sagen Sie doch einmal deutlich, daß etwa die 
Hälfte der Asylbewerber aus solchen Gründen bei uns 
ein Bleiberecht hat, und reden Sie in diesem Zusam-
menhang nicht von „Asylmißbrauch" oder von „Asyl-
schmarotzern" ! 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Doch, massenhaft!) 

Wenn Sie rumänische und türkische Flüchtlinge in 
großer Zahl nicht mehr wollen — die Zahl wird wirk-
lich beängstigend groß — , dann gibt es doch nur ein 
einziges Mittel: Dann muß die Bundesregierung mit 
der Regierung in Bukarest reden, dann muß die Regie-
rung mit der türkischen Regierung, Herr Bundesin-
nenminister, Tacheles reden, damit die mit ihren Min-
derheiten in Rumänien wie in der Türkei anständiger 
umgehen, 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

sie nicht diskriminieren und endlich die Menschen-
rechtsverletzungen einstellen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Solange Sie den Menschen einreden, das bräuchten 
Sie nicht zu tun oder das bekämen Sie nicht hin, 
solange Sie den Menschen einreden, hierzu bräuch-
ten Sie eine Grundgesetzänderung, werden Sie ge-
fährliche Illusionen nähren, und Sie werden nichts 
gegen, aber viel für Ausländerfeindlichkeit in unse-
rem Lande tun. 

Jetzt komme ich zu dem dritten Punkt, über den 
Einigkeit erzielt werden muß. In der Debatte der ver-
gangenen Tage hat die Union immer wieder den Ein-
druck erweckt, Deutschland könne ein Land mit ge-
schlossenen, mit hermetisch abgrenzbaren Grenzen 
sein, in dem eine Grenzabweisung großen Stils mög-
lich sei. Die alte Bundesrepublik war das nie, und es 
wäre auch absurd, das für das geeinte Deutschland 
anzustreben. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Wer sagt das 
denn?) 

Die DDR war ein solches abgeschlossenes Land. Jetzt 
sind Mauer und Stacheldraht weg, und darüber sind 
alle froh. 

Wenn das von Ihnen anerkannt wird, Herr Rühe — 
ich habe mit Freude gehört, daß ausgerechnet Sie jetzt 
sagen, Grenzabweisung großen Stils sei nicht mög-
lich — , warum schreiben Sie dann an alle Unterglie-
derungen der CDU/CSU, warum schreiben Sie an alle 
Gemeinderäte, an alle Bürgermeister, die Ihrer Partei 
angehören, immer wieder, daß eine Grundgesetz-
änderung genau dies bewirken könne? 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Weil es nicht nur 
um die Grenze geht, sondern um die Abwei

-

sungen!) 

Das ist falsch! Dies fördert gefährliche Illusionen. 

Grenzabweisungen sind nicht möglich. Das sehen 
wir auch heute. Wenn Sie jetzt zugeben, das sei nicht 
möglich, dann dürfen Sie draußen nicht dieses gefähr-
liche Doppelspiel betreiben. 

(Beifall bei der SPD — Volker Rühe [CDU/ 
CSU]: Es geht doch nicht nur um die 

Grenze!) 

Wer das tut, der feuert Ausländerfeindlichkeit eher 
an, Herr Rühe, das sollten Sie sich merken! 

Ich komme jetzt zum vierten Punkt. 

(Volker Rühe [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 
— Nein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unmöglich! — Das 
geht doch nicht!) 

Meine Damen und Herren, Sie sollten endlich aner-
kennen, daß unsere Gemeinden Hilfe brauchen. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Was ist denn das 
hier für ein Stil?) 

Damit komme ich zu dem, was Herr Gallus eingewor-
fen hat. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Der Herr Abgeord-
nete Rühe möchte wissen, ob Sie eine Zwischenfrage 
zulassen. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Ich habe das schon 
beantwortet: bei ihm nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Sieg

-

fried Hornung [CDU/CSU]: Das ist parla

-

mentarisch! Das ist demokratisch!) 
— Wir können uns ja auf folgendes einigen: Wenn 
Herr Rühe mit seiner üblen Doppelstrategie aufhört, 
dann lasse ich seine Zwischenfragen zu; gar keine 
Frage. 

(Beifall bei der SPD — Klaus Bühler [Bruch

-

sal] [CDU/CSU]: Das ist pure Frechheit! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich komme zu meinem 
vierten Punkt, und zwar zu den Gemeinden: Die Ge-
meinden spüren die Probleme ganz ohne Zweifel am 
meisten. Das anerkennen wir. Übrigens, Herr Bundes-
innenminister: Was mir an Ihrer Rede auch nicht ge-
fallen hat, war die Tatsache, daß Sie nur die Klagen 
der Gemeinden erwähnt haben. Ich jedenfalls kenne 
keinesfalls nur Bürgermeister, die unter der Last der 
Probleme zusammenbrechen. Ich sehe dort auch 
Initiativen, Aktivitäten, hilfreiche und hilfsfähige Bür- 
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ger, die sich um Ausländer und Asylbewerber in ei-
nem Ausmaß kümmern, das wir hier mit Freude her-
vorheben sollten. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wir sollten uns bei diesen Bürgern bedanken, meine 
Damen und Herren, auch wenn die Kolleginnen und 
Kollegen der Union das im Augenblick offensichtlich 
gar nicht für nötig halten. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist gar 
nicht wahr! Das unterstützen wir genauso!) 

— Vielen Dank! Ich stelle fest, Sie unterstützen das 
genauso. Ich glaube, es ist es auch wert, daß wir das 
gemeinsam unterstützen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ja!) 

Aber, meine Damen und Herren, wenn wir den Ge-
meinden helfen wollen — das geht nur gemeinsam —, 
dann ergeben sich daraus natürlich einige Folgerun-
gen. Da geht es dann nicht um Grundgesetzänderun-
gen, und deshalb sollten Sie, Herr Schäuble, die Ge-
meinden jetzt auch nicht auf eine Grundgesetzände-
rung aus mit vermeintlich Europa zusammenhängen-
den Gründen vertrösten. Vielmehr geht es da um 
Wohnungen, um Geld. Da könnte man ganz konkret 
und pragmatisch helfen, z. B. indem man Flüchtlinge, 
die zwar nach Art. 16 nicht bleibeberechtigt sind, die 
aber nach der Genfer Flüchtlingskonvention nicht ab-
geschoben werden dürfen, auf die Aufnahmequote 
der jeweiligen Gemeinde anrechnen würde. Man 
könnte ganz konkret helfen, wenn man z. B. leerste-
hende Bettenplätze, Liegenschaften des Bundes zur 
Verfügung stellte. Das, was mich in diesem Sommer 
am meisten geärgert hat, war das sture, starre büro-
kratische Festhalten an Zuständigkeiten, das wir auch 
im Bereich des Bundesministeriums des Innern gese-
hen haben, Herr Bundesinnenminister. 

Was glauben Sie wohl, wie sich der Bürgermeister 
einer Gemeinde fühlt, der Asylbewerber zugewiesen 
bekommt, der daraufhin Turnhallen belegen muß und 
der dann erfährt, daß im Bereich des Bundesministe-
riums des Innern den ganzen Sommer über mehr als 
6 000 leere Aussiedlerbetten zur Verfügung gestan-
den hätten? 

(Zuruf von der SPD: Eine Schande ist das!) 

Der muß sich doch verhöhnt fühlen! Denn er muß den 
gesamten Ärger mit den Vereinen, die Schwierigkei-
ten mit den Schulen, den Ärger mit der Bevölkerung 
durchstehen, und zwar nur deshalb, weil Ihre Büro-
kraten nicht in der Lage sind, hier flexibler zu ent-
scheiden. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Das geht nicht! Das hat nichts mit Grundgesetzände-
rung zu tun, ebensowenig übrigens wie die Besetzung 
von leeren Stellen beim Bundesamt in Zirndorf. Viel-
mehr geht es hier um mehr Flexibilität, die ist ge-
fragt. 

Ein weiteres Beispiel: Die Stadt Hannover, die eine 
Kaserne des Bundesgrenzschutzes für Aussiedler zur 
Verfügung gestellt bekommen hatte — vertraglich, 
dafür zahlt sie natürlich auch —, hat sich selbst zu  

helfen versucht. Es waren Betten frei, die gerade nicht 
benötigt wurden. Was hat die Stadt getan? — Statt 
Turnhallen zu belegen, hat sie Asylbewerber in diese 
Liegenschaft eingewiesen. Und was macht Ihr Grenz-
schutzkommando, Herr Bundesinnenminister? Es 
sagt: Wir kündigen den Vertrag, wenn ihr die Asylbe-
werber nicht sofort aus diesem Aussiedlerübergangs-
wohnheim herausnehmt. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 

Wo sollen die Bürgermeister sie denn unterbringen, 
was wollen Sie ihnen sagen? Wollen Sie ihnen wieder 
sagen: Wir ändern das Grundgesetz, damit eure Pro-
bleme verschwinden? Dann geben Sie ihnen doch — 
ich darf das wiederholen — Steine statt Brot. Hier ist 
Flexibilität gefragt. Diese Flexibilität brauchen wir — 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

neben der Verkürzung der Verfahren, neben der Ver-
einfachung der Verfahren, neben der Tatsache, daß 
auch das Bundesamt in Zirndorf endlich das tun muß, 
was es gesetzlich schon längst hätte tun müssen, ne-
ben der Notwendigkeit, daß der Innenminister — 
wenn er es denn bisher nicht konnte — die 120 freien 
Stellen für Entscheider jetzt schnell besetzt, damit der 
Rückstau bei den Anträgen nicht größer wird, damit 
sich die ohnehin schon langen Verfahren nicht weiter 
in die Länge ziehen. 

Meine Damen und Herren, jetzt komme ich zu dem 
fünften Punkt, nämlich zu der europäischen Konzep-
tion. Das ist ein Punkt, in dem ich mit Ihnen, Herr 
Bundesinnenminister, übereinstimme. Wir brauchen 
die europäische Politik, nicht nur für Asylbewerber, 
sondern auch für Flüchtlings- und Zuwanderungsfra-
gen. All das wird in den kommenden Jahren immer 
wichtiger werden. 

Ich stimme mit Ihnen nicht überein, Herr Schäuble, 
wenn Sie jetzt sagen: Wir fangen in Europa erst an, 
nachdem wir das Grundgesetz geändert haben. 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: Wir 
kommen doch keinen Schritt voran!) 

Ich halte das für falsch. Ich halte das auch für einen 
Vorwand, weil wir ganz genau wissen, es geht um 
praktische Fragen. Es gibt genügend Dokumente in 
der EG, es gibt genügend Verhandlungen, in denen 
das erwähnt wird. Das wissen Sie ganz genau. Wir 
wissen genau, daß sich die EG zur Zeit bemüht, 
Grundlagen für eine gemeinsame Zuwanderungs- 
und auch für eine gemeinsame Flüchtlingspolitik zu 
schaffen. Bei Schengen und bei Dublin — das wissen 
Sie ganz genau, Herr Bundesinnenminister — hat der 
nationale Vorbehalt, den die Bundesrepublik einge-
bracht hat, die europäische Harmonisierung in keiner 
Weise gestört. 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: Ja, 
wir nehmen nicht daran teil!) 

Von wegen! Wir ermutigen Sie ausdrücklich, bei 
dieser europäischen Harmonisierung mitzumachen. 
Wir ermutigen Sie nicht nur, was den Raum der Euro- 
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päischen Gemeinschaft anbelangt, nein, auch was un-
sere östlichen Nachbarn anbelangt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Könnten 
Sie auch einen Beitrag dazu leisten?) 

Wir hielten es für sehr gut, wenn Schengen und Dub-
lin — mit den nationalen Vorbehalten — auch auf die 
übrigen Staaten um uns herum, also auf die Schweiz, 
Österreich, auf die CSFR und auf Polen, ausgedehnt 
werden könnten. Wir ermutigen auch alle, die in der 
Vorbereitung von Maast richt Gemeinsamkeiten für 
die einheitliche Anwendung der Genfer Flüchtlings-
konvention entwickeln, die ja überall gilt. 

Vor allen Dingen — das sage ich jetzt den Kollegin-
nen und Kollegen von der Union in ganz besonders 
nachdrücklicher Weise — : In allen Dokumenten der 
Europäischen Gemeinschaft, auch in den neuesten, 
steht, daß Flüchtlinge keinesfalls nur aus unserem 
nationalen Recht heraus, sondern auf der Basis völker-
rechtlicher Vereinbarungen und der Genfer Konven-
tion Rechte haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Flüchtlinge"!) 

Rechte nicht nur auf eine Einzelfallprüfung, die gleich 
dem ist, was wir jetzt haben, wenn die Menschen hier 
sind, sondern eben auch Rechte auf Nachprüfung, 
wenn ihr Bescheid abgelehnt wurde. 

Wenn Sie das nicht bestreiten, dann sollten Sie mit 
uns auch die Konsequenz ziehen, lieber Herr Kollege, 
zu sagen: Dann relativiert sich der Unterschied zwi-
schen dem, was Art. 16 heute gibt, und dem, was die 
Genfer Flüchtlingskonvention dann in Europa ein-
heitlich gewährt, in so umfassender Weise, daß ich 
glaube, Herr Bundesinnenminister, wir können ohne 
eine Änderung unserer Verfassung auskommen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf- 
gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

Lassen Sie mich wiederholen: Diese fünf Punkte 
unserer Vorschläge halten wir für besonders wichtig: 
Schutz für politisch Verfolgte, Einzelfallprüfung ja, 
Verfahrensänderungen und -verkürzungen ja — 
diese auf jeden Fall schnell —; Bekämpfung von 
Fluchtursachen — das ist wichtig —; Anerkennung, 
daß Deutschland kein Land sein kann, in dem Grenz-
abweisungen im großen Stil möglich sind, auch nicht 
nach einer Grundgesetzänderung, über die im übri-
gen ja schon länger geredet wurde; Hilfe für die Ge-
meinden und ein gemeinsames europäisches Konzept 
für Flüchtlinge und Zuwanderung. Das, meine Damen 
und Herren, sind die Vorschläge, um die wir werben. 
Und wir betonen, daß die Zielvorstellungen schnell 
umgesetzt werden müssen. 

Am letzten Donnerstag sah es so aus, als seien wir 
wirklich einen Schritt weitergekommen. Das hat dann 
genau bis Freitag gehalten. Ich glaube, Herr Bundes-
innenminister, nicht nur ich, sondern auch ein großer 
Teil der Öffentlichkeit hat nicht verstanden, warum 
ausgerechnet Sie diese Vereinbarung am letzten Frei-
tag wieder torpediert haben. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, ich betone es deshalb 
nochmals: Wir halten, Bundeskanzler Kohl und alle, 

die da mit am Tisch saßen, an dieser Vereinbarung 
fest. Wir sind bereit, sie umzusetzen. Wir wollen sie 
schnell umgesetzt haben. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Tun Sie 
das! Vor allen Dingen in Ihren Ländern!) 

Zum Schluß will ich Sie, Herr Kollege Rühe, nochmals 
ansprechen: Beenden Sie Ihre Doppelstrategie, hier 
anders zu reden als vor Ort, Ihren Mitgliedern gegen-
über. 

(Beifall bei der SPD — Volker Rühe [CDU/ 
CSU]: Was für eine Doppelstrategie? Ich rede 

überall gleich!) 

Ich bringe dafür gern nochmals ein Beispiel: Sie ha-
ben den bösen Satz geprägt — für alle nachlesbar — : 
Wenn die SPD Ihren Vorstellungen — Sie meinten zur 
Grundgesetzänderung — nicht folge, 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Wenn sie sich ver-
weigert!) 

sei jeder Asylant ein SPD-Asylant. Damit setzen Sie 
nicht nur voraus, daß eine Grundgesetzänderung zur 
drastischen Verminderung der Asylbewerberzahlen 
führen könne. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: So ist es!) 

Aber das nur am Rande. 

Meine Damen und Herren, Sie setzen noch etwas 
voraus: daß Grenzabweisung in großem Umfang mög-
lich ist. Das haben Sie vorhin gerade bestritten. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Nein!) 

Aber das, was Sie damit noch anrichten, ist unglaub-
lich perfide, und darauf muß hier hingewiesen wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sie möchten die SPD treffen. Das glaube ich Ihnen. 
Aber, Herr Rühe, Sie treffen auch ganz andere. Sie 
treffen die Asylbewerber. Mit diesem Satz signalisie-
ren Sie Wirrköpfen in unserer Gesellschaft, daß das 
Menschen seien, mit denen man so umgehen könne, 
wie Sie es mit der SPD versuchen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das ist Ihre 
Interpretation!) 

Nur, meine Damen und Herren, diese Menschen, die 
Asylbewerber, können sich nicht wehren. 

Deswegen bitte ich Sie, weil hier die Übergänge zur 
Ausländerfeindlichkeit unübersehbar sind: 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Das ist unglaub-
lich!) 

Nehmen Sie diesen Satz zurück! 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf-
gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE] — Vol-
ker Rühe [CDU/CSU]: Das ist unglaublich!) 

Ich will Ihnen dazu noch etwas sagen, Herr Rühe, 
was Sie vielleicht zum Nachdenken bringt — gerade, 
wenn Sie das nicht beabsichtigt und auch nicht ein- 
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kalkuliert haben sollten — : Es gibt Sätze, an denen 
man Schreibtischtäter erkennt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Beifall 
bei der PDS/Linke Liste und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE — Dr. Wolfgang Bötsch 
[CDU/CSU]: Das ist ja unerhört! — Dr. Paul 
Laufs [CDU/CSU]: Das ist böse, wie Sie hier 
sprechen! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 
CSU: Und die klatschen noch! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 
Solche Sätze hat es immer wieder gegeben. Sie sind 
unmenschlich. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns mit Ih-
nen, wo das erforderlich ist, weiter auseinanderset-
zen, auch hier in diesem Hause. Wir werden mit Ihnen 
auch gerne um den besseren Weg ringen. Aber ich 
bitte Sie um eines: Lassen Sie uns gemeinsam die Pro-
bleme lösen, die wir lösen können, und stellen Sie Ihre 
Aktivitäten gegen die Asylbewerber ein. Sonst kann 
von diesem Haus kein Signal für inneren Frieden und 
gegen Ausländerfeindlichkeit ausgehen. 

Danke schön. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD sowie Bei

-

fall beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gestatten Sie mir 
dennoch die Bemerkung, daß wir auch in unserer 
Sprache äußerst behutsam sein sollten 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 
und „Schreibtischtäter" als eine Sprache des Ungei-
stes des Nazisystems hier nicht einführen sollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Norbert  Gansel [SPD]: Das waren mildernde 
Umstände! — Wolfgang Thierse [SPD]: Das 
ist doch Bewältigung des Faschismus gewe

-

sen! Ein glatter Fehlgriff! — Dr. Herta Däub

-

ler-Gmelin [SPD]: Ich erwarte Ihre Entschul

-

digung! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Als nächster erteile ich das Wort der Abgeordneten 
Cornelia Schmalz-Jacobsen. 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (FDP): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! In den letzten Tagen 
konnte man in einem zornigen Artikel lesen — ich 
zitiere —: „Politiker sollen handeln und keine Predig-
ten halten". Gemeint war der zermürbende Streit über 
das Asylrecht. Das Ziel dieses Artikels war die Ände-
rung des Art. 16 — als wäre er gleichsam ein Zauber-
schlüssel, um alle Probleme zu lösen. 

Meine Damen und Herren, Politiker sollen gewiß 
nicht predigen, aber sie sollen zu Vernunft und zu 
Besonnenheit aufrufen. Dies ist ja in den letzten Ta-
gen dankenswerterweise immer häufiger gesche-
hen. 

(Beifall des Abg. Dr. Burkhard Hirsch 
[FDP]) 

Aber wenn die Wortwahl, die gebraucht wird, die 
Besonnenheit, zu der wir aufrufen, gleich wieder dis-
kreditiert, dann kann das wohl nicht der Sinn der 
Übung sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Politik muß handeln; das ist wohl wahr. Aber das 
Handeln kann sich nicht in Abwehr erschöpfen. 

Wir Freien Demokraten stehen für die Verkürzung 
der Asylverfahren ein. Wir kennen die Bedrängnisse 
der Bürgermeister und der Landräte. Wir wollen han-
deln. Aber es wird doch von uns ein anderes Handeln 
erwartet, ein konstruktives Handeln, das all diejeni-
gen einfordern, die fassungslos vor dem Flächenbrand 
stehen, den wir in diesen Tagen und Wochen erle-
ben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Abg. Dr. Wolfgang Ullmann 

[Bündnis 90/GRÜNE]) 

Die Anschläge sind inzwischen aus den großen 
Schlagzeilen heraus. Aber das macht sie doch nicht 
besser. Wir dürfen uns daran doch nicht gewöhnen. 

Meine Damen und Herren, ein solches Handeln er-
warten von uns all die Gutwilligen; und das ist die 
Mehrheit. 

(Freimut Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Das erwarten diejenigen, die dazwischengehen und 
Ausländer beschützen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie des 
Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 

Und das erwarten diejenigen, die sich nicht mehr 
trauen, in den Großstädten in der U-Bahn zu fahren 
oder in den Supermarkt zu gehen. Das sind die, die 
dunkle Haare und dunkle Augen haben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Das sind sehr häufig auch die Kinder aus Ehen zwi-
schen Deutschen und Ausländern. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Ich habe es vielfach erlebt, daß diese Jugendlichen 
sagen, wenn wir groß sind, gehen wir in das Land des 
nichtdeutschen Elternteils, also dorthin, wo sie wirk-
lich Fremde wären. Das geht doch so nicht. 

Wir müssen konstruktiv handeln; das heißt Schutz, 
das heißt aber vor allen Dingen auch aufklären, das 
heißt informieren über die Dinge, wie sie wirklich 
sind. 

Es gibt einen erheblichen Mangel an Kenntnissen 
über die tatsächliche Zahl der Ausländer, die bei uns 
leben. Es gibt eine beschämende Unkenntnis über die 
Bedeutung der Ausländerbeschäftigung in unserem 
Land inklusive des Anteils am Steueraufkommen, in-
klusive des Anteils an den Sozialabgaben. Es gibt eine 
große Unkenntnis über unsere eigene demographi-
sche Entwicklung und ihre Folgen. 

Es gibt übrigens auch — lassen Sie mich das sa-
gen — eine große Unkenntnis darüber, was eigentlich 
die Asylbewerber wirklich kosten. Man kann hier 
nämlich auch eine Gegenrechnung aufmachen. Es ist 
nicht nur eine Frage der Kosten. Auch Asylbewerber 
arbeiten inzwischen, leisten Sozialabgaben, zahlen 
Steuern, sie konsumieren, und sie schaffen auch Ar-
beitsplätze. Auch darüber wäre zu informieren, und 
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das bitte nicht so einäugig, wie das sehr häufig in den 
Debatten geschieht. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim Bünd

-

nis 90/GRÜNE — Zuruf von der SPD: Und 
heute morgen!) 

Meine Damen und Herren, wie wäre es, wenn das 
Bundespresseamt mit einer gezielten Informations-
kampagne an die Öffentlichkeit ginge, um zur Ver-
sachlichung der Diskussion beizutragen? 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Das Bundespresseamt informiert doch auch über an-
dere Dinge, bei denen sachlich klargestellt werden 
soll, was passiert. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Schallplatten 
des Bundeskanzlers!) 

Es ist unsere Aufgabe, Angst abzubauen, Angst zu 
nehmen — die Angst, die zum Teil in der deutschen 
Bevölkerung herrscht, aber auch die Angst bei den 
Ausländern, die bei uns leben. 

Dazu gehört es in meinen Augen, daß wir zwei The-
men aus dem Giftschrank nehmen. Das eine ist das 
Thema Einwanderungsland und das andere ist die 
doppelte Staatsbürgerschaft. Es führt nicht weiter, 
wenn wir diese beiden Themen tabuisieren. Selten 
wird mit einem Begriff so viel Schindluder getrieben 
wie mit dem Begriff Einwanderungsland, das wir ja 
mit einer unkoordinierten Zuwanderung de facto sind. 
Wir werden eines Tages darüber reden und den Bür-
gerinnen und Bürgern dieses Landes reinen Wein ein-
schenken müssen. 

Ich habe hier oft das Gefühl, daß die Taktik die 
Strategie bestimmt. Das darf nicht passieren. Dann 
passiert nämlich das, was wir augenblicklich erle-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten des Bündnisses 90/GRÜNE) 

Nein, meine Kolleginnen und Kollegen, Haß und 
Fremdenfeindlichkeit sind doch eine Prinzipienfrage. 
Das ist doch keine Frage der Taktik. Das ist eine Prin-
zipienfrage, die weit über Parteigrenzen hinausgeht. 

Bei unserer Auseinandersetzung sollten ja eigent-
lich nicht mehr so sehr die Ausländer und wir thema-
tisiert werden, sondern die Demokraten, der Rechts-
staat und diejenigen, die den Rechtsstaat zerstören 
wollen. Das ist das Problem, mit dem wir uns beschäf-
tigen müssen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Ich will es auf den Punkt bringen: Nicht die Asylfrage 
ist inzwischen so sehr das Problem, sondern die Reak-
tion auf diese Debatte — das macht mir Sorgen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim Bünd

-

nis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordneten der 
PDS/Linke Liste) 

Wir dürfen uns nicht an der falschen Front „verkämp-
fen". 

Ich möchte nicht mißverstanden werden: Wenn in 
diesem Jahr 200 000 Asylbewerber zu einem 80-Mil-

lionen-Volk kommen, dann ist das viel, und wir haben 
auch Vorschläge zur Begrenzung gemacht. Es kann 
aber doch nicht sein, daß wir wegen dieser Zahl von 
Asylbewerbern mitansehen, wie Offenheit, wie Tole-
ranz, ja letzten Endes wie Zukunft vor die Hunde geht. 
Der Preis ist mir zu hoch, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie des 
Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Schmalz-Ja-
cobsen, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Werner? 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (FDP): Gerne. Ich ma-
che eine Ausnahme. 

Herbert  Werner (Ulm) (CDU/CSU): Danke für die 
Ausnahme. 

Frau Kollegin, verwechseln Sie denn nicht in weiten 
Teilen Ursache und Wirkung, wenn Sie die Dinge hier 
so darstellen, als müsse man das ganze Problem der 
Zuwanderung, das eklatantermaßen und zugegebe-
nermaßen besteht, und auch das Problem der Asyl-
frage darauf reduzieren, daß es auf der einen Seite das 
Lager der Demokraten gibt, die sich mit den Proble-
men auf demokratischer Grundlage auseinanderzu-
setzen versuchen, und auf der anderen Seite jene, die 
sich außerhalb dieser demokratischen Rechtsordnung 
stellen? Verkürzen Sie dies damit nicht mutwillig? 
Sollten wir einander nicht zugestehen, daß wir uns 
auch dann, wenn wir Regelungsbedarf sehen, alle 
miteinander in der ersten Gruppe befinden, nämlich 
in der Gruppe derer, die auf dem Boden des demokra-
tischen Rechtsstaats Lösungen herbeiführen wollen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (FDP) : Ich weiß nicht, 
ob das wirklich noch eine Zwischenfrage war, Herr 
Kollege. Ich mache meine Antwort ganz kurz: Ich 
glaube, daß hier in der Tat sehr häufig Ursache und 
Wirkung verwechselt werden. Allerdings sehen wir es 
wohl als sehr unterschiedlich an, was hier Ursache 
und was Wirkung ist. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd-
nis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordneten der 

PDS/Linke Liste) 
Die Ursache ist doch nicht so sehr die Zahl der Asyl-
bewerber, sondern eher die Art und Weise, wie mit 
diesem Thema umgegangen wird und wie die Reak-
tion darauf ist. 

(Beifall bei der FDP, der SPD, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Ich möchte anregen, daß die Bundesregierung eine 
konzertierte Aktion ins Leben ruft, eine große Runde 
gesellschaftlicher Kräfte. Es ist notwendig, meine Da-
men und Herren, daß hier Perspektiven für eine ehr-
liche, für eine tragfähige nationale wie europäische 
Politik der Zuwanderung und der Integration ent-
wickelt werden. 

Übrigens, es hat einmal so etwas wie eine Gewalt-
kommission der Bundesregierung gegeben. 

(Dr. Burkhard Hirsch [FDP]: Sehr wahr!) 
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Vielleicht wäre es gut, sich einmal die Erkenntnisse 
dieser Kommission anzusehen. 

Ich komme zum Schluß. Dem Hochschaukeln von 
Angst und Panik begegnet man am besten durch akti-
ves und zukunftsgerichtetes Handeln. Das duldet kei-
nen Aufschub. Meine Damen und Herren, mit einer 
Politik des Türzuhaltens kommen wir doch nicht wei-
ter. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie des 
Abg. Dr. Wolfgang Ullmann [Bündnis 90/ 

GRÜNE]) 

Um das vielgeschundene Boot hier noch einmal zu 
zitieren: Wir müssen aufpassen, meine Damen und 
Herren, daß dieses Boot, wie voll oder halbvoll es auch 
immer ist, uns nicht aus dem Ruder läuft. Das ist die 
Aufgabe, der wir gerecht werden müssen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bevor ich Herrn Mi-
nisterpräsidenten Teufel das Wort erteile, möchte ich 
auf das zurückkommen, was offenbar entweder falsch 
angekommen oder von mir falsch gesagt worden ist. 

Ich denke, daß es zum Stil gehört, daß wir gut mit-
einander umgehen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

Frau Däubler-Gmelin, ich möchte Sie bitten, zuerst 
einmal anzuhören, was meine Absicht war. Wenn ich 
Sie mißverstanden habe, können wir es klären. 

Ich denke, daß es in einer solchen Debatte nicht gut 
ist, wenn wir Ausdrücke und Urteile verwenden, die 
wir als Worte wie „Schreibtischtäter" gegen Personen 
und auch Unpersonen — so sage ich es hier — einset-
zen, die Massenmorde verordnet haben. Ich habe 
große Bedenken — in diesem Sinne habe ich es ge-
meint — , wenn wir diesen Ausdruck hier in die De-
batte einführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es lag mir völlig fern, Sie in irgendeiner Weise per-
sönlich abzukanzeln. Sie wissen um meine Wertschät-
zung für Sie. Auch wenn ich Sie mißverstanden habe, 
muß dies aber durchaus meine Aussage sein kön-
nen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Ich gebe 
nachher eine persönliche Erklärung ab!) 

— Ich möchte jetzt bitte wissen, ob es damit ausge-
räumt ist oder ob nach wie vor die Diskrepanz be-
steht. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Frau Präsidentin, 
ich glaube, Sie haben mich zu Unrecht getadelt. 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Sie 
sind die Oberpräsidentin!) 

Ich bin der Meinung, Sie sollten sich zuerst durchle-
sen, was ich gesagt habe, und dann auf den Vorgang 
zurückkommen. 

Ich behalte mir eine persönliche Erklärung vor. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gut. 

(Beifall bei der SPD — Bundesminister Dr. 
Wolfgang Schäuble: Entschuldigen!) 

Ich gebe jetzt das Wort an den Ministerpräsidenten 
Teufel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Was ist die Ursache der Wanderungsbe-
wegung von Ost nach West und von Süd nach Nord? 
Die Ursache ist, daß die Völker Osteuropas und Süd-
osteuropas zum Rechtsstaat, zur Demokratie und zur 
Sozialen Marktwirtschaft gefunden haben, aber daß 
ihnen droht, im wirtschaftlichen Elend zu versinken. 
Die Ursache für die Wanderungsbewegung von Süd 
nach Nord in alle prosperierenden Industrieländer des 
Westens ist, daß Völker in großer Zahl in bitterer Ar-
mut leben und daß viele Menschen diese Armut nicht 
mehr hinnehmen, sondern ihr davonlaufen. 

Deswegen ist der erste Ansatz gegen die große Zahl 
von Asylbewerbern eine wirtschaftliche Hilfe, die wir 
gemeinsam mit den westlichen Industrienationen 
trotz unserer großen Aufbauleistung für die neuen 
Bundesländer leisten müssen. Wir dürfen die Völker 
und Länder Osteuropas und Südosteuropas nicht hän-
genlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Wir müssen die Entwicklungshilfe verstärken und da-
bei gezielte Armutsbekämpfung betreiben. Ich stehe 
voll und ganz hinter dem Flüchtlingskonzept, das der 
Bundesentwicklungshilfeminister und der Bundesin-
nenminister im letzten Jahr vorgestellt haben. Das ist 
das eine. Wir lösen das Asylproblem allein mit admi-
nistrativen, politischen und gesetzlichen Maßnahmen 
bei uns nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das zweite aber ist genauso richtig und genauso 

wichtig: Wir können die Armutsprobleme der Welt 
nicht mit dem Instrument des Asylrechts in der Bun-
desrepublik Deutschland lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Ministerpräsi-
dent, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Briefs? 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Natürlich gerne. Ich kenne zwar nicht die Ge-
pflogenheiten in diesem Hause, Frau Präsidentin, 
aber ich gehe davon aus, daß Zwischenfragen nicht 
auf meine Redezeit angerechnet werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Sie haben recht. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Danke. Herr 
Ministerpräsident, ich wollte Sie nur fragen, wie Ihre 
eben gemachte und zu unterstützende Aufforderung 
zur Ausweitung der Entwicklungshilfe mit der Tatsa-
che zu vereinbaren ist, daß im nächsten Bundeshaus- 
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halt die Entwicklungshilfe real nicht angehoben 
wird? 

(Bundesminister Dr. Theo Waigel: Das neh

-

men Sie aber sofort zurück! Das ist ja un

-

glaublich!) 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Ich möchte Ihnen sagen, daß ich seit zwei Jahr-
zehnten, seit ich politisch tätig bin, außerordentlich 
bedauere, daß die Selbstverpflichtung der westlichen 
Industrieländer, 0,7 % ihres Bruttosozialproduktes für 
die Entwicklungshilfe zur Verfügung zu stellen, nicht 
eingehalten wird; 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Dr. 
Heiner Geißler [CDU/CSU]: Richtig!) 

nicht von der Regierung, die die SPD getragen hat, 
und trotz aller Steigerungen nicht von der jetzigen 
Bundesregierung. 

Ich darf Ihnen sagen, daß ich mich persönlich auch 
beim Wort nehmen lasse. Das Land Baden-Württem-
berg tut mehr für die Entwicklungshilfe als jedes an-
dere Bundesland, gemessen am Problem immer noch 
zuwenig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich war beim zweiten 
Punkt. Wir können die Armutsprobleme der Welt 
nicht mit dem Instrument des Asylrechts in der Bun-
desrepublik Deutschland lösen. 

(Dr. Burkhard Hirsch [FDP]: Wer will denn 
das?) 

Lesen Sie die Entwicklungshilfeberichte der Welt-
bank. In dem jüngsten Entwicklungshilfebericht, der 
vor wenigen Wochen veröffentlicht wurde, steht: Die 
Weltbank zählt zu den absolut armen Menschen, die 
unter 1 $ pro Tag für ihre Existenzsicherung zur Ver-
fügung haben, 1 Milliarde Menschen auf der Welt. 

Wenn man diese Zahl sieht, wird deutlich: Das Pro-
blem kann nicht dadurch gelöst werden, daß wir die 
Menschen in die westlichen Industrieländer hereinho-
len, sondern es kann nur dadurch gelöst werden, daß 
wir durch eine angepaßte Entwicklung die Maschinen 
zu den Menschen bringen und Entwicklungsperspek-
tiven, Lebensperspektiven und Zukunftsperspektiven 
für die Menschen in Osteuropa und in den Entwick-
lungsländern schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Drittens. Wir müssen nach dem schrecklichen Ge-
schehen in diesem Jahrhundert und nach den Erfah-
rungen im Dritten Reich am Asylrecht für politisch, 
religiös und rassisch Verfolgte unverbrüchlich fest-
halten. Daran rüttelt niemand von uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Viertens. Asylbewerber, die nicht politisch verfolgt 
sind, können in unserem Land keine Aufnahme fin-
den. Sie können nicht auf Dauer in unserem Land 
bleiben. Sie müssen während ihres Hierseins gleich-

wohl menschenwürdig und rechtsstaatlich behandelt 
werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Freimut Duve [SPD]: Und geschützt wer- 

den!) 

— Und geschützt werden, in der Tat. 

Fünftens. „Politik beginnt mit dem Betrachten der 
Realität" , sagt Kurt Schumacher. Was ist Realität? — 
Realität ist, daß inzwischen in einem Monat 28 000 
Asylbewerber in die Bundesrepublik Deutschland 
kommen, allein in ein Bundesland wie Baden-Würt-
temberg 5 500. 

35 Jahre lang ist doch dieses Problem nicht disku-
tiert worden, nicht in der Öffentlichkeit, nicht in die-
sem Hohen Hause. Warum? — Weil wir mit 4 000 
anerkannten Asylbewerbern pro Jahr gut fertig ge-
worden sind. Wir würden auch mit einer größeren 
Zahl als 4 000 fertig werden, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

aber wir werden nicht mehr damit fertig, die Gemein-
den werden nicht mehr damit fertig, die Länder wer-
den nicht mehr damit fertig, wenn 28 000 im Monat 
kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP) 

Das Asylproblem ist ein Zugangsproblem. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

Wir dürfen in dieser Situation die Gemeinden nicht 
allein lassen. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Sechstens. Jede Verfahrensbeschleunigung und 
auch der Versuch, einen Teil der Asylbewerber in 
Sammelunterkünften unterzubringen, sind vernünf-
tig. Deswegen wird das Land Baden-Württemberg 
eine solche Politik mitmachen, zumal es sie neben 
Bayern als einziges Bundesland seit Jahren betreibt. 

Meine Damen und Herren, wir sehen uns doch die-
sem Problem nicht erst im Obktober 1991 gegenüber, 
sondern seit zehn Jahren. Im Dezember 1980 verab-
schiedete der Bundestag eine von Baden-Württem-
berg im Bundesrat initiierte Beschleunigung der Asyl-
verfahren. Wichtige Elemente wurden im Sommer 
1982 in das Asylverfahrensgesetz aufgenommen. 
1985 ist ein neues Gesetz herausgekommen. 1989 hat 
die Innenministerkonferenz — ebenfalls auf Drängen 
Baden-Württembergs — weitere Beschleunigungs-
schritte festgelegt, die ich nun fast wortgleich im soge-
nannten 6-Wochen-Modell wiederfinde. 

Durchgeführt haben diese Maßnahmen — zentrale 
Erfassungsstellen, zentrale Entscheidungsstellen, Be-
schleunigungen im Verwaltungs- und im gerichtli-
chen Verfahren, Einrichtung von Sammelunterkünf-
ten — zwei Länder, nämlich Bayern und Baden-Würt-
temberg. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Das Modell für diese Verfahrensbeschleunigung 
heißt „Karlsruher Modell", und es hat auch durchaus 
gegriffen. Von einer Verfahrensdauer von vier Jahren 
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sind wir inzwischen bei einer Verfahrensdauer von 
neun Monaten. 

Wir haben bereits in dieser Woche wesentliche Ele-
mente der Zielsetzung der letzten Woche beim Kanz-
lergespräch beschlossen und realisiert. Wir werden 
statt einer zentralen Anlaufstelle nun vier zentrale 
Anlaufstellen schaffen, nämlich in jedem Regierungs-
bezirk eine. Wir haben 4 000 Plätze in Sammelunter-
künften, und wir werden weitere Plätze in Sammelun-
terkünften schaffen. 

Aber, meine Damen und Herren, weil wir Erfahrung 
haben, nehme ich mir auch das Recht zu sagen, daß 
alle Anstrengungen zur Verfahrensbeschleunigung 
immer wieder durch den gesteigerten Zugang von 
Asylbewerbern überrollt und überholt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kernproblem ist und bleibt der unkontrollierte und 
ungesteuerte Zugang von Asylbewerbern, von denen 
jeder einzelne einen Anspruch auf inhaltliche Prüfung 
und fachliche Entscheidung durch Verwaltungsbe-
hörden und Gerichte hat. Dies gilt nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts auch für offen-
sichtlich unbegründete Asylanträge. 

Der Zwang, diese Maßnahme bei einem Zugang 
von 1990 193 000 Asylbewerbern anzuwenden, hat zu 
der akuten Krise geführt, in der wir uns augenblick-
lich befinden. Die Lösung kann hier nur heißen, einen 
bestimmten Teil von Asylbewerbern, bei dem nach 
dem Herkunftsland unzweifelhaft politische Verfol-
gung nicht stattfindet, aus diesem Verfahren heraus-
zunehmen. Um nicht mißverstanden zu werden: Ich 
unterstütze alle Vorschläge zur weiteren Verfahrens-
beschleunigung, erwarte hiervon aber nicht den ent-
scheidenden Durchbruch. 

Baden-Württemberg wird — wie auch bisher — das 
Menschenmögliche zur Verfahrensbeschleunigung 
tun. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [FDP]: Das 
haben Sie bisher nicht getan, Herr Teufel!) 

Wir werden alles daransetzen, das Modell auf Landes-
ebene konstruktiv zu verwirklichen. Wir haben die 
entsprechenden Beschlüsse, wie gesagt, bereits ge-
faßt. 

Aber ich sage ganz offen: Das Ziel, Verfahren in 
Zukunft rechtskräftig in sechs Wochen abschließen zu 
wollen, ist ganz und gar unrealistisch. Dies ist keine 
Prognose, bei der man unterschiedlicher Auffassung 
sein kann, sondern dies ist eine Aussage auf Grund 
gemachter Erfahrungen. 

Wir sagen das auch nicht hinterdrein, zwei, drei 
Tage nach dem Kanzlergespräch. Ich habe es im 
Kanzlergespräch in aller Deutlichkeit gesagt. Ich habe 
es unmittelbar danach in Pressekonferenzen gesagt. 
Ich habe inzwischen auch Gespräche mit den Präsi-
denten unserer Verwaltungsgerichte und mit Exper-
ten unserer Innenverwaltung geführt. Ich fühle mich 
von diesen Leuten bestätigt, die etwas von der Sache 
verstehen. 

Mehr als 50 % aller Verwaltungsgerichtsprozesse in 
Baden-Württemberg sind inzwischen Asylverfahren. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Ich möchte Sie fragen, wie da beispielsweise ein ge-
richtliches Verfahren in zwei Wochen rechtsstaatlich 
durchgeführt werden soll. Richter können nicht ver-
setzt werden. Sollen wir jetzt völlig neue Richter ein-
stellen und sie ausschließlich mit Asylverfahren be-
schäftigen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Ministerpräsi-
dent, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Hirsch? 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Selbstverständlich, weil ich weiß, Herr Hirsch, 
daß Sie sich mit diesem Thema sehr intensiv beschäf-
tigen. — Bitte sehr. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Herr Ministerpräsident, 
würden Sie in diesem Zusammenhang nicht auch 
würdigen, daß die Frist von 14 Tagen oder drei Wo-
chen sich nicht auf die gerichtlichen Verfahren 
schlechthin, sondern auf die Eilverfahren nach § 80 
Abs. 5 VwGO bezieht, die teilweise in drei Tagen 
abgewickelt werden? 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Nein, Herr Kollege Hirsch, die Eilverfahren 
sind nach Auskunft der Präsidenten der Verwaltungs-
gerichte und des Verwaltungsgerichtshofs Baden-
Württemberg von letzter Woche bisher in viereinhalb 
Monaten abgewickelt worden. Sie sagen: Wenn wir 
neue gesetzliche Bestimmungen bekommen, wie sie 
jetzt vorgesehen sind, schaffen wir dies im Eilverfah-
ren in vielleicht zwei Monaten. 

Aber Herr Kollege Hirsch, Sie sollten auch einmal in 
der Öffentlichkeit sagen — das ist in diesem Papier 
überhaupt nicht definiert — , welche Verfahren Sie 
eigentlich beschleunigen wollen. Wenn Sie die bishe-
rigen Eilverfahren meinen, wovon ich ausgehe, will 
ich Ihnen sagen, daß ganze zwei Siebtel der bisheri-
gen Asylverfahren Eilverfahren gewesen sind. Für 
fünf Siebtel, also für zwei Drittel aller Fälle, bieten Sie 
überhaupt keine Lösung in diesem Papier. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Und die zwei Siebtel erreichen Sie nicht in den sechs 
Wochen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Ministerpräsi-
dent, darf ich fragen, ob Sie noch eine weitere Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Schmude zulassen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nix mehr!) 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Frau Präsidentin, gerne. Aber geben Sie mir 
bitte die Redezeit dazu! — Herr Kollege Schmude. 

Dr. Jürgen Schmude (SPD): Herr Ministerpräsident, 
kann es denn eigentlich wahr sein, daß wir auf der 
einen Seite davon ausgehen, daß bei Asylsuchenden 
das Fehlen ihrer berechtigten Gründe so offenkundig 
ist, daß Beamte sie an Hand einer einfachen, pauscha- 
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len Anleitung sofort aus dem Verfahren herausneh-
men können, 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: 
Nach dem Verfassungsgericht geht das doch 

nicht!) 

daß aber auf der anderen Seite die Feststellung des 
Fehlens dieser Gründe, die offensichtlich nicht vor-
handen sind, im Verfahren so schwierig ist, daß eine 
Verkürzung der langen Verfahrensdauer schlechthin 
undenkbar ist? Kann das eigentlich sein? 

Ministerpräsident Erwin Teufel (Baden-Württem-
berg): Herr Kollege Schmude, Sie sind als ehemaliger 
Justizminister ein rechtsstaatlich denkender 
Mensch. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Auch sonst!) 

Was ist denn eigentlich rechtsstaatlicher: der Vor-
schlag von Baden-Württemberg, daß wir in einem ge-
ordneten Gesetzesverfahren nach einer Verfassungs-
änderung Nichtverfolgerstaaten festlegen 

(Zuruf von der SPD: Türkei!) 

und so mit Zweidrittelmehrheit des Hauses oder auf 
europäischer Ebene unzweifelhaft festgestellt wird, 
was Nichtverfolgerstaaten sind, oder das Tolerieren 
einer Verwaltungspraxis, von Ihnen aus jetzt gera-
dezu herbeigeführt, bei der ein Entscheidender, der 
neu eingestellt wird und der keine Verwaltungspraxis 
hat, in der Schublade eine Liste von Nichtverfolger-
staaten hat und seinerseits die Menschen selektiert, 
wenn sie auf ihn zukommen, ob sie aus einem Nicht-
verfolgerstaat kommen oder nicht? Was ist denn da 
eigentlich rechtsstaatlicher, muß ich Sie fragen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen: Auch ein äußerst gestrafftes Ge-
richtsverfahren läßt sich in einem Rechtsstaat nicht in 
zwei Wochen bewerkstelligen. Für Eilverfahren ist 
das bei knappster Kalkulation im Regelfall mit zwei 
Monaten zu machen. Für ein Hauptverfahren werden 
sechs Monate benötigt. 

Die Annahme des Modells, daß Asylverfahren in der 
Regel Eilverfahren sind, trifft nicht zu. Ich habe es 
gerade ausgeführt. Überdies haben die Länder im 
Hinblick auf die rechtsstaatlich garantierte Unabhän-
gigkeit der Justiz keinen Einfluß auf die Dauer der 
Gerichtsverfahren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank!) 

Sie können deshalb auch keine solchen Verpflichtun-
gen eingehen. Deshalb können wir hier lediglich Rah-
menbedingungen schaffen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nun 
noch eines in aller Offenheit sagen, und ich bitte Sie, 
darüber nachzudenken. — Ich habe schließlich erheb-
liche verfassungsrechtliche Bedenken bei dem Vor-
schlag, bei Einführung des Einzelrichters, der vorge-
sehen ist, den gerichtlichen Verfahrensschutz gene-
rell auf eine Instanz zu beschränken. 

(Dr. Paul Laufs [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ob das beim Bundesverfassungsgericht hält, darüber 
sollte man einmal nachdenken. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Völlig richtig!) 

Siebtens sage ich: Wenn aber die Verfahren nicht in 
sechs Wochen und nicht einmal in der doppelten Zeit 
abzuwickeln sind, dann bricht das ganze Gebäude 
Ihres Konzepts zusammen; 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Herta Däub-
ler-Gmelin [SPD]: Nicht mal dann!) 

denn es basiert auf der Annahme von 48 000 Plätzen 
in Sammelunterkünften und auf einer Verfahrens-
dauer von sechs Wochen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Dann wer-
den Sammelunterkünfte ein Problem!) 

— So ist es, dann werden sie zum Problem. Wenn jede 
Woche mehr 7 000 zusätzliche Plätze erfordert 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: So ist es!) 

und wir mit sieben Wochen mit Sicherheit nicht durch-
kommen, sondern im günstigsten Fall mit der doppel-
ten Zeit, wahrscheinlich mit der dreifachen Zeit rech-
nen müssen, dann brauchen wir die doppelte bzw. die 
dreifache Zahl von Plätzen in Sammelunterkünften. 
Wer will das durchsetzen? 

Meine Damen und Herren, ich habe mich übrigens 
gewundert. Bei uns im Landtag haben wir zehn Jahre 
lang wegen der Einrichtung von Sammelunterkünften 
Vorwürfe bekommen. 

(Beifall bei CDU/CSU) 

Von wem wohl? — Von SPD und FDP. Hier wird dieses 
Problem überhaupt nicht angesprochen. Mit welcher 
Unbekümmertheit werden heute Sammelunterkünfte 
gefordert?! 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wie ist denn die Akzeptanz in unseren Gemeinden, 
bei Bürgern, Bürgermeistern und Gemeinderäten? 
Was ist mit der Größe von Sammelunterkünften? Wol-
len Sie jetzt, wenn Kasernen mit 2 000, 4 000 oder 
sogar 6 000 Plätzen in unserem Lande frei werden, 
eine solche Zahl von Menschen in einer Sammelun-
terkunft unterbringen? Wenn Sie das nicht tun wollen, 
weil Sie sagen, das sei überhaupt nicht zu bewältigen, 
man könne nur 200 oder 500 aufnehmen: welche Zahl 
von Sammelunterkünften brauchen Sie dann bei der 
Annahme, die ich gerade genannt habe? 

Was ist mit der Betreuung? Was ist mit dem inneren 
Frieden in einer solchen Sammelunterkunft, wenn 
Menschen ganz unterschiedlicher Herkunft, Kultur, 
Sprache, Religion in einer solchen Sammelunterkunft 
beieinander sind? Was ist mit der Sicherheit? Wenn 
Sie nur Streife fahren lassen, dann können Sie keine 
Garantie für die Sicherheit übernehmen. Wenn Sie 
eine solche Garantie übernehmen wollen, dann müs-
sen Sie einzäunen. Dann haben wir wieder Lager in 
Deutschland, Lager in diesem Jahrhundert. Was wird 
das Ausland dazu sagen? 

(Beifall bei der [CDU/CSU] — Dr. Heiner 
Geißler [CDU/CSU]: So ist es richtig! — Gerd 
Wartenberg [Berlin] [SPD]: Und warum sind 
Sie so stolz auf Ihre Sammellager? — Weitere 

Zurufe von der SPD) 
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Deswegen gehe ich nicht unbekümmert an dieses 
Problem. Ich sage: Wir verwirklichen sie mit. Aber ich 
sage auch: Es gibt klare Grenzen in der Quantität. 

(V o r sitz : Vizepräsident Helmuth Becker) 

Deswegen sage ich Ihnen achtens, meine Damen 
und Herren, in aller Ruhe: Es geht nach meiner festen 
Überzeugung nicht ohne eine Ergänzung des Grund-
gesetzes, es geht nicht ohne eine Verfassungsände-
rung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine Erkenntnis auf Grund gemachter Erfah-
rungen und angesichts ständig steigender Zugänge. 

Was wollen wir mit einer Verfassungsänderung er-
reichen? 

Ich finde, wir sollten zunächst gar nicht über die 
Artikel reden, sondern wir sollten uns über die Frage 
verständigen, was wir erreichen wollen. Ich teile den 
Zugang zum Problem völlig, den der Bundesinnenmi-
nister hier aufgezeigt hat. Ich teile auch seine Zielset-
zungen. Deswegen kann ich die Zielsetzungen hier 
kurz darstellen. 

Erstens. Wir müssen Nichtverfolgerstaaten festle-
gen können. 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Machen 
Sie doch einmal einen Vorschlag!) 

— Wir haben einen ganz konkreten Vorschlag ge-
macht. 

(Gerd Wartenberg [Berlin] [SPD]: Herr 
Schäuble weigert sich seit fünf Monaten! — 
Rudolf  Bindig [SPD]: Nennen Sie doch ein

-

mal nur fünf Staaten!) 

— Sehr gerne. Wissen Sie, ich bin vorbereitet wie 
immer; ich kann Ihre Frage schon beantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es waren vor eineinhalb Jahren noch zwei Drittel 
aller Zugänge, die aus solchen Staaten kamen. Das ist 
vor einem Dreivierteljahr noch die Hälfte aller Zu-
gänge gewesen. Es sind aus Gründen, die Sie alle 
kennen und immer wieder nennen, im Augenblick 
noch etwa ein Drittel aller Zugänge, weil wir einen 
Bürgerkrieg in Jugoslawien — das ist vorhin gesagt 
worden — und die besondere Situation in der Türkei 
haben. Das kann morgen schon wieder eine größere 
Zahl sein. Dies ist deshalb nicht die einzige Zielset-
zung, die wir verfolgen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig! So ist es!) 

Die zweite Zielsetzung ist, daß wir Personen zu-
rückweisen wollen, die über einen sicheren Drittstaat 
einreisen. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dies läßt die Genfer Flüchtlingskonvention zu. Dies 
läßt aber nicht unser Grundgesetz zu. Deutlich wird 
dies, wenn Sie sich die Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts anschauen, die besagt, daß sich je-
der Asylbewerber das Land seiner Wahl selbst aussu

-

chen können muß. Deswegen muß die zweite Zielset-
zung hinzukommen. 

Das dritte, das hinzukommen muß, ist, daß wir die 
Verfassung ändern müssen, um eine europäische Lö-
sung übernehmen zu können. Dies ist zwingend; 
denn ab 1. Januar 1993 haben wir in Europa keine 
Grenzkontrollen mehr. Wir werden eine Sogwirkung 
in das Land mit dem weitestgehenden Asylrecht und 
mit den höchsten sozialen Leistungen bekommen. 

Ich glaube übrigens, daß wir — viertens — eine 
Verfassungsänderung brauchen, um ein verfassungs-
rechtlich abgesichertes, vereinfachtes Rechtsmittel

-

verfahren, das rechtsstaatlichen Grundsätzen ent-
spricht, durchführen zu können. 

Baden-Württemberg hat ein ganz klares Konzept in 
einer Bundesratsinitiative mit einem Gesetzesantrag 
zur Änderung des Grundgesetzes vorgelegt. Innenmi-
nister Schäuble hat in der letzten Woche einen Ent-
wurf vorgelegt. 

Ich bedaure, daß die bisherige Diskussion im we-
sentlichen über die eher abstrakte Frage einer Ände-
rung der Art. 16, 19 und 24 des Grundgesetzes geführt 
wurde. Es geht vielmehr ganz konkret um ein prakti-
kables Verfahren. Dafür aber ist die von uns vorge-
schlagene Grundgesetzänderung unabdingbar. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ab-
schließend sagen: Den Vätern des Grundgesetzes 
standen die Emigranten der 30er und 40er Jahre vor 
Augen, die auf der Flucht vor Konzentrationslagern 
und Gestapo an der restriktiven Einreisepraxis ande-
rer Staaten gescheitert sind. Ein Fall wie der von Wal-
ter Benjamin, dem nach seinem die letzten Kräfte for-
dernden Weg über die Pyrenäen am 25. September 
1940 die Einreise nach Spanien verweigert wurde und 
der sich mit einer tödlichen Dosis Morphium in den 
Pyrenäen das Leben nahm, darf sich in der Bundesre-
publik Deutschland nicht wiederholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und dem Bündnis 
90/GRÜNE sowie des Abg. Gerd Wartenberg 

[Berlin] [SPD]) 

Diese gemeinsame Grundüberzeugung aller Demo-
kraten in der Bundesrepublik darf jedoch nicht zu 
einem Realitätsverlust in der Asylpolitik führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die aktuelle Diskussion des Asylthemas gehört vom 
Kopf auf die Füße gestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Rudolf Bindig 
[SPD]: Dazu haben Sie wohl gerade einen 

Beitrag geleistet!) 

Es ist nämlich bezeichnend, daß die Anerkennung der 
Notwendigkeit einer grundlegenden Neuorientie-
rung und Grundgesetzänderung zunimmt, je weiter 
wir uns der politischen Basis nähern, und zwar gleich-
gültig, ob SPD-Kommunalpolitiker, CDU-Kommunal-
politiker oder FDP-Landespolitiker. Wenn sie nahe 
am Problem sind, dann sind sie mit uns der gemeinsa-
men Überzeugung, daß es ohne eine Verfassungsän-
derung nicht geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Frau Däubler-Gmelin, der Oberbürgermeister von 
Mannheim und der Oberbürgermeister von Pforzheim 
haben Ihnen geschrieben, haben Sie angerufen und 
haben genau dieses zum Ausdruck gebracht. Sie wis-
sen, daß sie Ihrer Partei angehören. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Aber sie 
stimmen Ihnen nicht zu, Herr Teufel! Sie wis

-

sen ganz genau, daß das nicht korrekt ist, 
was Sie jetzt sagen!) 

Gestatten Sie mir, Herr Präsident, daß ich nur mei-
nen Schlußsatz noch sage: Der Verfassunggeber des 
Jahres 1948/49 hatte die Zeit von 1933 bis 1945 vor 
Augen. Er konnte nicht die Situation der Jahre 1989, 
1990 und 1991 voraussehen. Heute ist der Verfassung-
geber des Jahres 1991 gefordert, die neue Realität mit 
zu berücksichtigen, ohne die geschichtliche Erf ah-
rung  preiszugeben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich erteile jetzt unserem Kol-
legen Konrad Weiß das Wort. 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Vor drei Jah-
ren, im Herbst 1988, habe ich mich in „Kontext", einer 
in der DDR erscheinenden Untergrundzeitschrift mit 
dem erstarkenden Rechtsradikalismus und der Aus-
länderfeindlichkeit auseinandergesetzt. Damals 
schlußfolgerte ich, daß die Gefahr einer neuen faschi-
stischen Bewegung, getragen von jungen Menschen 
unseres Landes, denkbar geworden sei und daß wir 
auf absehbare Zeit mit einem rechtsradikalen Poten-
tial politisch motivierter Gewalttätigkeit würden le-
ben müssen. 

Ein aktueller Bericht des Bundesamtes für Verf as-
sungsschutz, der mir vor zwei Tagen zugegangen ist, 
bestätigt meine damalige, unter ganz anderen Bedin-
gungen gemachte Analyse. Wenn auch mit dem Vor-
behalt eines noch ungenügenden Erkenntnisbildes, 
stellt der Verfassungsschutz fest — ich zitiere — : 

... daß die neonazistische Szene in der ehemali-
gen DDR auf jeden Fall größer als zweitausend 
Personen ist, mit großer Wahrscheinlichkeit um 
ein Vielfaches, und zwar mit zunehmender Ten-
denz. 

Die Militanz des Rechtsextremismus habe — so 
heißt es an anderer Stelle in diesem Bericht — im 
Zuge der Wiedervereinigung quantitativ und qualita-
tiv eine neue Dimension erfahren und sei in Ost-
deutschland quantitativ und qualitativ gefährlicher 
als in Westdeutschland. 

32 Menschen sind in den letzten zehn Jahren in 
Deutschland von Rechtsradikalen getötet worden. Es 
hat zahlreiche Schwerverletzte, vor allem unter Aus-
ländern, gegeben. Allein in diesem Jahr hat das Bun-
desamt für Verfassungsschutz bis zum 15. September 
400 Gewaltakte mit erwiesener oder wahrscheinli-
cher rechtsextremistischer Motivation registriert, da-
von 220 in den östlichen Bundesländern. 

Es ist meine feste Überzeugung, daß die rechtsradi-
kalen Gewalttaten in Ostdeutschland ebenso wie der  

latente Ausländerhaß dort ihre Ursache im unterge-
gangenen SED-Staat haben. Nationalsozialistische 
Traditionslinien, personelle wie strukturelle, fanden 
sich auch in der DDR. Auch die realsozialistische All-
tagskultur war nicht völlig entnazifiziert. Nicht das 
Individuum, das Einmalige, stand zuoberst auf der 
Werteskala, sondern die Masse, das Allgemeine. 
Nicht Originalität und Innovation hatten den höchsten 
Stellenwert, sondern Unterordnung und Konvention. 

Die DDR-Gesellschaft war durch Gewalt geprägt, 
durch die Gewalttätigkeit der Partei gegen das Volk, 
durch die Glorifizierung der Gewalt, die dem Klassen-
auftrag diente. Die grundsätzliche Bejahung von Ge-
walt und der Mangel an demokratischer Kultur haben 
Menschen in Ostdeutschland anfällig für rechtsradi-
kale Ideologie gemacht. 

Hinzu kommen gerade bei jungen Menschen tief-
greifende Verletzungen durch die autoritären, ja tota-
litären Strukturen in Schule und Familie, die sie erlei-
den mußten. Nicht zufällig kam und kommt ein großer 
Teil der Skins und Nazis aus den Familien von SED

-

Funktionären. Die Hinwendung zum Rechtsradikalis-
mus ist auch Ausdruck des Protestes gegen elterliche 
und staatliche Autorität, die als verlogen und verdor-
ben erlebt wurde. Viele junge Menschen sind zutiefst 
desillusioniert worden durch das, was sie nach der 
Wende über die DDR und deren Sozialismus erfahren 
haben. Viele haben sich aus ihrer Identitätskrise in 
den Rechtsradikalismus geflüchtet. Für andere aber 
war auch die Zeit nach der Wende schon bald voller 
Enttäuschungen. Ihr schnell gewachsenes Idealbild 
von der westdeutschen Demokratie hat durch die Rea-
lität allzu schnell Schaden gelitten. 

Ich denke, meine Damen und Herren, auch die heu-
tige Debatte ist nicht dazu angetan gewesen, solchen 
Schaden von jungen Menschen, die der Demokratie 
vertrauen, abzuwenden. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE sowie bei 
Abgeordneten der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist eine vorschnelle Einschät-

zung!) 

Besonders in Krisenzeiten wird der Verlust der Ge-
borgenheit, des Glaubens und der Ideale jenen ange-
lastet, die schwächer scheinen und anders sind. Ge-
duldete oder verübte Gewalt gegen Ausländer dient 
der Verdrängung des eigenen Versagens oder der 
eigenen Entwurzelung. Geduldete oder verübte Ge-
walt dient jenen als Ventil, die aus ihrem sozialen 
Zusammenhang gerissen wurden und das nicht ver-
kraften. Es ist nicht zufällig, daß der laute oder 
stumme Beifall für rechtsradikale Gewalt gerade aus 
den sozialistischen Slums gekommen ist. 

Voller Bestürzung ist in den letzten Wochen viel 
über Motive und Hintergründe der Ausländerfeind-
lichkeit in den Medien und in diesem Hohen Haus 
gesprochen worden. Ich würdige vorbehaltlos die 
klare, einhellige Verurteilung der Gewalt gegen Aus-
länder, die vor dieser Debatte aus allen Parteien zu 
hören war. Mag mir auch erneut Anbiederei an die 
CDU vorgeworfen werden — ich würdige besonders 
das klare Wort des Bundeskanzlers, der die Auslän-
derfeindlichkeit eine Schande für Deutschland ge-
nannt hat. 
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Die schlimmen Geschehnisse der letzten Wochen 
sind eine Herausforderung an unsere Demokratie, be-
sonders an unsere junge Demokratie in Ostdeutsch-
land. Wir werden ihr nur in der Solidarität aller Demo-
kraten begegnen können. Das sollten wir Deutsche 
doch gelernt haben, um den bitteren Preis der 12 und 
der 44 Jahre Knechtschaft willen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE sowie bei 
Abgeordneten der FDP und der SPD) 

Wem Deutschland am Herzen liegt, der muß es öff-
nen wollen für Flüchtinge, für Verfolgte, für Men-
schen in Not. Es ist auch vor allem eine Ehre, Herr 
Kollege Schäuble, wenn verfolgte Menschen in 
Deutschland Zuflucht suchen, und nicht nur eine Last, 
wie Sie es heute dargestellt haben. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der FDP) 

Ich habe am Montag dieser Woche in meinem Land 
Brandenburg unangemeldet und ohne Protokoll ein 
Heim für Asylbewerber besucht. Ich war entsetzt 
über die Herzlosigkeit, über die kalte Bürokratie, die 
ich dort im Landkreis Finsterwalde erleben mußte. 
Das Haus, ein früheres Altersheim, mußte vor vier 
Wochen in einer Blitzaktion binnen 24 Stunden für die 
Asylbewerber eingerichtet werden. Bis heute — wir 
haben jetzt Mitte Oktober — ist das Haus nicht be-
heizbar. Die Asylbewerber, 15 Männer aus Rumänien, 
erhielten für die Erstausstattung statt der in Ost-
deutschland üblichen 400 DM nur 250 DM und sind 
nun ohne warme Jacken und Schuhe. Sie erhalten 
verfaulte Früchte und Essen, das sie nicht vertragen, 
dürfen aber nicht selbst kochen, obwohl es eine ein-
gerichtete Küche gibt und zwei der Männer Köche 
sind. Sie müssen in 60 cm breiten Betten aus Volksar-
meebunkern schlafen. Ich habe das probiert. Sie ha-
ben keine Möglichkeit, sich sinnvoll zu beschäftigen. 
Einziges Freizeitangebot sind ein paar Mensch-är-
gere-dich-nicht-Spiele und Puzzles aus einem Kinder-
garten. Die Betreuer — eigentlich müßte ich sagen: 
die Wachmannschaft — wechseln ständig. Kaum ei-
ner ist für diese Arbeit qualifiziert. Zuletzt kamen zwei 
aus dem Umweltamt. 

Der verantwortliche CDU-Landrat hat sich nicht ein 
einziges Mal dort blicken lassen. Sein Kommentar, als 
im September zum erstenmal Asylbewerber in seinen 
Landkreis Finsterwalde kamen — ich zitiere — : „Ich 
habe es mit Bravour verstanden, diese Sache" — ich 
wiederhole: „diese Sache" — „von uns fernzuhalten. 
Jetzt mußten wir welche nehmen." 

Ich denke — hier greife ich das vorhin zitierte Wort 
des Bundeskanzlers auf —, ein solcher Landrat ist eine 
Schande für Deutschland und eine Schande für eine 
christliche Volkspartei. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
der SPD) 

Auf der anderen Seite aber habe ich dort im Kreis 
Finsterwalde auch Menschen kennengelernt, die sich 
in bewunderungswürdiger Weise um die Asylbewer-
ber kümmern — ich sage nicht, welcher Partei sie 
angehören — , die unbezahlten Urlaub genommen ha-
ben, um zu helfen, um als Gesprächspartner da zu 
sein. Zweimal haben sie in einer Nacht-und-Nebel-
Aktion das Haus evakuiert, um die Bewohner vor an-

rückenden Skinheads zu schützen, und haben die 
Asylbewerber bei Familien in der Umgebung in Si-
cherheit gebracht. Sie sind mit den Asylbewerbern in 
die Schulen gegangen, um das Gespräch mit den aus-
länderfeindlichen Jugendlichen zu suchen. Und es ist 
ihnen gelungen, ein Agreement mit den Rechtsradi-
kalen dort in der Stadt zu schließen. 

Ich will, stellvertretend für die vielen im Land, die 
sich in diesen Tagen schützend vor Ausländer stellen, 
hier im Deutschen Bundestag die Namen der beiden 
nennen, von denen ich eben berichtet habe: Frau Do-
rothea Lange aus Friedersdorf und Herr Udo Linde 
aus Rückersdorf. Ich wünschte mir, daß die deutschen 
und die ausländischen Medien mehr über solche 
Frauen und Männer berichten würden, daß nicht nur 
die Gewaltakte oder der Beifall der deformierten 
Kleinbürger die Schlagzeilen beherrschen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU und der FDP) 

Die Ausländerfeindlichkeit, die Gewalt haben sich 
wie eine Seuche ausgebreitet. Aber es gibt auch — 
hier zitiere ich den Gründer der Aktion Sühnezeichen, 
Lothar Kreyssig — eine „ansteckende Gesundheit" . 
Diese zu befördern, sollte der eigentliche Auftrag der 
Medien sein. 

Ich verstehe sehr gut, daß viele Gemeinden und 
Städte, besonders in Ostdeutschland, Probleme ha-
ben, die große Anzahl von Asylbewerbern menschen-
würdig unterzubringen. Wenn Asylsuchende einfach 
zugewiesen werden, ohne Rücksicht auf die Bedin-
gungen vor Ort, fordert das den Widerstand auch sol-
cher Bürgerinnen und Bürger heraus, die keineswegs 
fremdenfeindlich sind. 

Wir alle müssen die Ängste der Bevölkerung vor 
unbegrenzter und ungesteuerter Einwanderung 
ernst nehmen. Das gilt für Ost- wie für Westdeutsch-
land. Ich verstehe sehr gut, daß gerade den Menschen 
in den östlichen Bundesländern, die von der SED jahr-
zehntelang in Isolierhaft gehalten wurden, alles 
Fremde noch Angst macht und bedrohlich erscheint. 
Auch Offenheit und Toleranz müssen erlernt, ja, erar-
beitet werden. Die Angst vor dem Teilen ist tief im 
Menschen verwurzelt, die Angst, sich in seinem Le-
ben und Denken von anderen hinterfragen zu lassen 
und vielleicht entdecken zu müssen, daß das eigene 
Auskommen auf dem Mangel eines anderen beruht. 
Diese Angst macht aggressiv und stempelt den Frem-
den zum Feind. 

Gerade diese Angst aber wurde und wird durch die 
gegenwärtig geführte Asyldebatte geschürt. Ich finde 
sie beschämend und unwürdig für unser reiches, 
durch die Wiedervereinigung beschenktes Land. Es 
kann und darf doch nicht darum gehen, besonders 
geschickt und trickreich nach Wegen zu suchen, das 
eindeutige Gebot des Grundgesetzes zu umgehen. 
Gerade diesen Eindruck aber habe ich, wenn ich den 
unglücklichen Entwurf des Innenministers zur Ände-
rung des Art. 16 lese. 

Geradezu hilflos wirkt die Vereinbarung der soge-
nannten Allparteien, die das Problem anscheinend 
wirklich nur aus der kosmischen Ferne der Bürokra-
tie betrachtet haben. In Deutschland, das eine 
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schwere historische Schuld trägt, erneut Sammellager 
einrichten zu wollen, ist politisch instinktlos, schreckt 
ab und grenzt aus. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Weiß, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Jäger? 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Ich 
möchte zuerst meinen Gedanken zu Ende bringen. 

Meine Fraktion, die Gruppe Bündnis 90/GRÜNE, 
hat — das will ich hier in aller Öffentlichkeit sagen —
diese törichte Vereinbarung nicht mitgestaltet und 
nicht unterzeichnet. 

Bitte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Jäger, 
bitte. 

Claus Jäger (CDU/CSU): Herr Kollege Weiß, wie 
können Sie davon sprechen, daß man Art. 16 des 
Grundgesetzes umgehen wolle, wenn es ausschließ-
lich darum geht, Leute, die eben nicht politisch ver-
folgt sind, die nicht rassisch verfolgt sind, die nicht 
religiös verfolgt sind, sondern diesen Art. 16 mißbrau-
chen, an den Grenzen zurückweisen zu können, wäh-
rend die wirklich Verfolgten weiterhin aufgenommen 
werden sollen? Wie können Sie da von einer Umge-
hung sprechen? 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Überall, nicht nur 
an den Grenzen!) 

Konrad Weiß (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Wenn 
Sie die Geduld haben, mir weiterhin zuzuhören, wer-
den Sie auch meine Vorstellung dazu hören. 

Die Absicht, Sammellager einzurichten, wider-
spricht zutiefst dem Geist des Grundgesetzes, dessen 
Gebot „Politisch Verfolgte genießen Asylrecht" klarer 
und eindeutiger nicht sein könnte. Dieser gute, dieser 
menschliche Satz, den deutsche Frauen und Männer 
aus der bittersten Erfahrung heraus verfaßt haben, 
muß ohne Wenn und Aber Verfassungsrecht blei-
ben. 

Meine Fraktion, die Gruppe Bündnis 90/GRÜNE, 
lehnt eine Änderung des Art. 16 entschieden ab. Aus 
unserer Sicht kann es auch nicht gelingen, durch ord-
nungspolitische Maßnahmen, wie sie die Allparteien 
vorgeschlagen haben, Ausländerfeindlichkeit zu be-
kämpfen. Wir sind der Auffassung, daß nur ein völlig 
neuer Politikansatz in diesem Bereich eine Problemlö-
sung bringen kann. Hierzu haben wir Vorschläge zu 
machen. 

Wir möchten, daß durch Art. 16 Abs. 2 des Grund-
gesetzes wirklich nur politisch, rassisch oder religiös 
Verfolgten in Deutschland eine Zuflucht geboten 
wird. In Ermangelung anderer Möglichkeiten aber 
müssen gegenwärtig alle, die in Deutschland leben 
wollen, den Weg über das Asylverfahren suchen. Die 
hohe Zahl von ausgesprochenen Ablehnungen und 
die Belastung, die durch die notwendige Einzelfall-
prüfung entsteht, resultieren allein aus dem Fehlen 
von Alternativen. Eben weil es keine andere legale 
Möglichkeit gibt, ist es unlauter, das Einwanderungs-
begehren von Menschen aus anderen als durch den 

Art. 16 des Grundgesetzes definierten Gründen als 
Asylmißbrauch zu diffamieren. 

(Freimut Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Meine Fraktion, die Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN, schlägt vor, den Art. 16 des Grundgesetzes 
durch ein Einwanderungsgesetz und ein Flüchtlings-
gesetz zu untersetzen. 

Das Flüchtlingsgesetz soll die Zuwanderung jener 
Menschen regeln, die aus den in der Genfer Flücht-
lingskonvention genannten Gründen in Deutschland 
Zuflucht suchen. Es definiert ferner die Rechtsstellung 
jener, die im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen der 
Bundesrepublik Deutschland als sogenannte Kontin-
gentflüchtlinge aufgenommen werden. 

Das von uns vorgeschlagene Einwanderungsgesetz 
soll der Tatsache Rechnung tragen, daß Deutschland 
seit langem de facto ein Einwanderungsland ist. 
Meine Damen und Herren, auch die deutsche Indu-
strie ist — das weiß ich aus Gesprächen — mehrheit-
lich dieser Auffassung. 

(Freimut Duve [SPD]: Herr Geißler auch!) 

Es schafft Rechtsanspruch und Rechtssicherheit für 
jene, die aus familiären oder wirtschaftlichen Grün-
den in Deutschland leben wollen. Damit wird ein 
neuer, jedoch durch Quotierung zu begrenzender Zu-
gang geöffnet und der Art. 16 des Grundgesetzes un-
mittelbar entlastet. 

Jene, die heute als Asylbewerber einreisen und 
mangels nachgewiesener Verfolgung abgewiesen 
werden müssen, könnten auf eine von Bundesbehör-
den geregelte und vorbereitete Weise nach Deutsch-
land kommen und dort ihren Wohnsitz nehmen. Dies 
bietet die Gewähr, daß die Zuwanderung unter men-
schenwürdigen Voraussetzungen und sozialverträg-
lich erfolgt. 

Zugleich soll das Einwanderungsgesetz die Nieder-
lassungsbedingungen für Ausländer in Deutschland 
regeln und die Rechtsgrundlage für Einbürgerung 
und Integration bilden. 

Ich bin mir im klaren, daß ein Einwanderungsgesetz 
nicht ohne die Festlegung jährlicher Quoten auskom-
men kann. Dies human und praktikabel zu gestalten, 
ist besonders sensibel und kompliziert. Hierüber ist 
der Meinungsbildungsprozeß in der Gruppe Bündnis 
90/DIE GRÜNEN auch noch nicht abgeschlossen. 

Vorstellung der Autoren des Einwanderungsgeset-
zes ist es, die Entscheidung über die Anzahl der Ein-
wanderer und ihre Herkunftsländer jährlich durch 
Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
zu bestimmen, also der Legislative die Entscheidungs-
kompetenz zu übertragen. Wir schlagen vor, eine Be-
auftragte oder einen Beauftragten für Einwanderung 
beim Deutschen Bundestag zu bestellen, der oder 
dem eine ständige Kommission für Einwanderung, 
Flucht und multikulturelle Angelegenheiten zur 
Seite gestellt wird. In dieser Kommission sollen so-
wohl Vertreter der Parlamente und der Regierungen 
von Bund und Ländern als auch der Parteien, Kirchen, 
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, der Auslän-
der- und Menschenrechtsorganisationen an der Fest-
legung der jährlichen Einwanderungsquote mitwir-
ken. 
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Ferner schlagen wir vor, bei der Regierung ein Amt 
für Einwanderung, Flucht und multikulturelle Ange-
legenheiten zur Koordinierung und Realisierung der 
Immigration einzurichten. Bei den vom Auswärtigen 
Amt ermächtigten Auslandsvertretungen werden Ein-
wanderungsbüros eingerichtet, die für die Beratung 
der Einwanderungswilligen und die Entgegennahme 
ihrer Anträge zuständig sind. Die Entscheidung über 
die Anträge liegt beim Amt für Einwanderung, Flucht 
und multikulturelle Angelegenheiten. Die Erteilung 
einer Einwanderungsbewilligung begründet einen 
Anspruch auf umfassende Leistungen zur Integration, 
z. B. den Besuch von Sprach- und Orientierungskur-
sen, zur Arbeitsplatz- und Wohnraumvermittlung. An-
erkannte Flüchtlinge erwerben nach drei Jahren, Ein-
wanderinnen und Einwanderer nach fünf Jahren ei-
nen Rechtsanspruch auf Einbürgerung. 

Die Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜNEN wird dieses 
Einwanderungsgesetz, das ich Ihnen in seinen Grund-
zügen vorgestellt habe, in Kürze dem Deutschen Bun-
destag vorlegen. Der Erarbeitung gingen eingehende 
Beratungen mit Vertreterinnen und Vertretern von 
Ausländer- und Einwandererorganisationen voraus. 
Wir würden es begrüßen — das betone ich ausdrück-
lich — , wenn alle Fraktionen des Deutschen Bundes-
tages unsere Initiative, die eine wirkliche Alternative 
zur gegenwärtigen unbefriedigenden Praxis anbietet, 
aufnehmen und unterstützen würden. 

Ich bin der festen Überzeugung, daß die von uns 
vorgeschlagenen Maßnahmen unmittelbar zur Ver-
besserung unseres Zusammenlebens mit ausländi-
schen Mitbürgerinnen und Mitbürgern fruchtbar wer-
den und der latenten Ausländerfeindlichkeit in 
Deutschland entgegenwirken könnten. 

Ich bedanke mich bei Ihnen für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei der 
SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU 

und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile jetzt dem 
Bundesminister der Justiz Dr. Klaus Kinkel das 
Wort. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister der Justiz: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu 
Beginn sagen, daß ich, weil ich kein Bundestagsman-
dat habe, als Mitglied der Bundesregierung spreche 
und deshalb auf einige Fragen wie beispielsweise die 
Notwendigkeit oder Nichtnotwendigkeit einer 
Grundgesetzänderung leider — wenn ich das hinzu-
fügen darf — nicht eingehen kann. Ich habe mich 
insoweit mit dem Herrn Kollegen Schäuble abgespro-
chen. Er hat aus diesem Grunde als Abgeordneter 
gesprochen und nicht als Bundesminister. 

Meine Damen und Herren, die Diskussion der letz-
ten Wochen und Monate um das Asylproblem hat, so 
dringend sie einerseits, so unsachlich, emotionsgela-
den und wenig fruchtbar sie andererseits zum Teil 
war, eines, wie ich meine, sehr deutlich gemacht: Wir 
stehen alle in der Verantwortung, dieses Problem jetzt 
wirklich anzupacken und zu lösen, und zwar nicht, 
indem wir weiter darüber streiten und uns gegenseitig 
Vorwürfe machen, sondern indem wir jetzt sofort han-

deln und klare Entscheidungen treffen. Dazu rufe ich 
auf. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD) 

Das sind wir, wie ich meine, einerseits den Men-
schen schuldig, um die es bei den Asylfragen geht. 
Das erwarten vor allem aber auch die Bürger in unse-
rem Land. Ich habe wirklich das Gefühl, daß sie die 
Streitereien satt sind. Sie wollen Ergebnisse sehen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 

Sie wollen das Gefühl haben, daß die Politik ein in 
der Sache und vom Rechtlichen her zweifellos schwie-
riges Problem wirklich in den Griff nimmt und auch in 
den Griff bekommt. 

Der Druck aus den Gemeinden ist enorm. Ich habe 
mich als Bundesjustizminister in den letzten Wochen 
intensiv vor Ort umgesehen. Leider Gottes muß 
gleichzeitig festgestellt werden, daß die Akzeptanz 
für manches, was mit dem Asylproblem zusammen-
hängt, zunehmend schwindet. 

Die Ausgangslage ist relativ rasch umrissen. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist mit ihrem Wohlstand 
und ihrer Wirtschaftskraft attraktiver Magnet für 
wirkliche Asylsuchende, aber eben auch für solche, 
die Armut und Elend entkommen wollen und sich hier 
ganz einfach ein besseres Leben erhoffen. Die politi-
sche Entwicklung in der Welt, vor allem auch die Ver-
änderungen im Osten Europas und die Öffnung der 
Grenzen lassen — leider — erwarten, daß der Wande-
rungsdruck in absehbarer Zeit nicht abnehmen, son-
dern eher noch zunehmen wird. Wir sind wohl über-
fordert — das ist heute schon mehrfach zum Ausdruck 
gekommen, und darin besteht wohl auch Einigkeit —, 
wenn wir all diesen Menschen ein dauerhaftes Bleibe-
recht in unserem Land gewähren wollten. Das wird 
nicht möglich sein. 

Wir können es uns auf Dauer auch nicht leisten, 
ihnen allen ein Verfahren zur Verfügung zu stellen, 
das sich über Monate oder gar Jahre hinzieht und 
damit letztlich doch den Grundstein für einen auf 
Dauer angelegten Aufenthalt darstellt. 

Das Ziel ist deshalb sehr klar: Wir müssen diejeni-
gen, die nicht verfolgt im Sinne des Art. 16 sind, mög-
lichst früh, dabei aber human und rechtsstaatlich her-
ausfiltern. 

Dabei sind wir uns auch einig: Das Grundrecht auf 
Asyl, geboren als Konsequenz aus eigener leidvoller 
Erfahrung unseres Volkes, gehört zu den absoluten 
Grundprinzipien unserer Verfassung. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd-
nis 90/GRÜNE) 

Wer wegen seiner Nationalität, seiner Rasse oder Reli-
gion oder einfach wegen seiner politischen Überzeu-
gung verfolgt ist, muß auch zukünftig in unserem 
Lande Zuflucht finden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich möchte mich zu diesem subjektiven Recht auf 
Asyl auch persönlich in ganz besonderer Weise be- 
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kennen; einmal auf Grund der Tatsache, daß ich mich 
in meinem gesamten beruflichen Leben außerordent-
lich stark mit den unglückseligen Ereignissen des 
Dritten Reichs befaßt habe; zum anderen auch auf 
Grund meiner intensiven beruflichen Befassung mit 
den Sorgen und Nöten in vielen Ländern gerade der 
Dritten Welt, wo es eben unsägliche menschliche, 
wirtschaftliche, aber eben auch politische Probleme 
gibt. Das dürfen wir nicht verdrängen, und das dürfen 
wir nicht wegdrücken, auch nicht bei einer Debatte, 
wo wir uns darüber unterhalten, wie wir ein ganz 
praktisches Problem in den Griff bekommen wollen 
und müssen. 

Nun bestehen verschiedene Auffassungen über den 
besten Weg, wie man dieses Problem, von dem ich 
sprach, meistern kann, insbesondere auch über die 
Frage, ob eine Änderung unserer Verfassung, vor al-
lem in Art. 16, notwendig und richtig wäre. Eines steht 
jedenfalls fest: Für eine solche Verfassungsänderung 
besteht derzeit im Deutschen Bundestag, wie es aus-
sieht, keine Mehrheit. Deshalb müssen wir uns jetzt 
auf schnelle und wirksame Maßnahmen unterhalb ei-
ner Grundgesetzänderung konzentrieren, und ich bin 
dankbar dafür, daß das heute eigentlich bei allen Red-
nern zum Ausdruck kam. 

Ich sage, daß ein gemeinsamer — ich gehe sogar so 
weit, zu sagen: gigantischer — Kraftakt, zu dem Bund, 
Länder und Gemeinden gleichermaßen beitragen 
müssen, jetzt notwendig ist. Diesen gemeinsamen gi-
gantischen Kraftakt haben wir bei Bund, Ländern und 
Gemeinden bisher jedenfalls trotz aller erkennbaren 
Bemühungen auf allen Seiten nicht gemacht. Ich sage 
es so, weil ich davon überzeugt bin. 

Die Allparteienrunde beim Bundeskanzler am 
10. Oktober hat sich auf ein Bündel von Maßnahmen 
im Verwaltungs- und Gerichtsbereich, mehr noch, auf 
ein neues praktisches Regelungsmodell verständigt, 
und daran haben auch — das möchte ich mit Nach-
druck sagen — diejenigen konstruktiv mitgewirkt, die 
einer Grundgesetzänderung erkennbar den Vorzug 
geben würden. 

Die gestrige Sondersitzung der Innen- und Justiz-
minister-Konferenz war schwierig, ich würde sogar 
sagen, sie war qualvoll. Sie hat über zehn Stunden 
gedauert, und es ist im wahrsten Sinne des Wortes um 
die Umsetzbarkeit dieser Zielvorstellungen aus dem 
Parteiengespräch vom 10. Oktober beim Bundeskanz-
ler gerungen worden. Dabei sind erneut Auffassungs-
unterschiede über die Wege zur Reform des Asyl-
rechts deutlich geworden, aber — das scheint für mich 
das Wesentlichste und ganz wichtig zu sein — : wir 
haben am Schluß doch einen Konsens erzielt. Ich gehe 
nun wirklich davon aus und appelliere noch einmal, 
daß sich alle Beteiligten bemühen müssen, alles Men-
schenmögliche zu tun, damit wir nun zu schnellen 
praktischen Ergebnissen kommen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diejenigen, die da gestern miteinander gerungen 
haben, sind ja die Haupthandelnden, die in den Län-
dern und beim Bund die Verantwortung dafür tragen, 
daß das, was getan werden soll und kann, auch in der 
Praxis funktioniert. Es konnte bei der Schwierigkeit 
der Probleme nicht verwundern, daß dieses Zusam-

menraufen im wahrsten Sinne des Wortes so schwie-
rig war. Aber das Ergebnis zählt, ich hatte eine Zeit-
lang nicht mehr daran geglaubt, ich bin froh, daß wir 
doch ein gemeinsames Ergebnis erzielt haben, weil 
ich nach der Runde beim Bundeskanzler, ehrlich ge-
sagt, die Sorge hatte, daß in dieser gestrigen Konfe-
renz die Dinge ein bißchen auseinandertreiben könn-
ten. Deshalb würde ich sagen: Über diese Zielvorstel-
lungen nun wirklich ran ans Werk! 

Ich will dieses Modell der Zielvorstellungen — Sie 
kennen es — hier nicht im einzelnen erläutern. In 
Sammelunterkünften sollen diejenigen herausgefil-
tert werden, die wir trotz allen menschlichen Ver-
ständnisses nicht in die Bundesrepublik aufnehmen 
können, und den Gemeinden — das scheint mir der 
Kernpunkt zu sein — sollen nur noch die Asylbewer-
ber zugewiesen werden, bei denen davon ausgegan-
gen werden kann, daß sie berechtigte Hoffnung auf 
Asyl im Sinne des Art. 16 haben. Damit müssen wir 
vor allem den Druck aus den Gemeinden und aus der 
Bevölkerung herausnehmen. 

Wir müssen auch in besonderer Weise prüfen, ob 
und gegebenenfalls wie über den europäischen Weg 
Lösungen möglich sind. Da haben sich alle Beteiligten 
bisher in den Vor- und Hauptbesprechungen bereit 
erklärt. Ich muß ganz offen sagen, daß ich mir davon 
einiges verspreche. 

Ich möchte ein paar Worte zu dem Bereich sagen, 
für den ich als Bundesjustizminister Verantwortung 
trage, nämlich zu den gerichtlichen Verfahren. Dabei 
möchte ich auf das eingehen, was Sie, Herr Minister-
präsident Teufel, gesagt haben. Unser zugegebener-
maßen außerordentlich ehrgeiziges Ziel ist, daß die 
gerichtlichen Entscheidungen in Eilsachen — um die 
geht es hier ja ausschließlich — in der Regel in ca. 
14 Tagen abgeschlossen sein sollen. Voraussetzung 
dafür ist nach unseren Vorstellungen: grundsätzlich 
nur noch Einzelrichter in diesem Verfahrensbereich; 
grundsätzlich nur noch eine Instanz im Rechtsweg; 
natürlich eine ausreichende Zahl von Richtern und 
nichtrichterlichen Mitarbeitern bei den Gerichten, 
was ein ganz wichtiger Punkt ist. Zustellungsfristen, 
Verwaltungsarbeiten usw. können erheblich verkürzt 
bzw. beschleunigt werden. 

Wir haben in der Bundesrepublik 1 820 Verwal-
tungsrichter in den unteren Instanzen. Bei gutem Wil-
len müßte diese Zahl ausreichen — ich sage das mit 
Nachdruck und nach langen Überlegungen und auch 
Gesprächen mit dem Bund der Verwaltungsrichter —, 
weise allerdings darauf hin, daß mir von dort auch 
gesagt worden ist, daß es eben vielleicht doch nicht 
ganz reichen wird und auf die Länder die Forderung 
und die Notwendigkeit, Herr Ministerpräsident Teu-
fel, zukommen werden, doch noch ein paar Stellen zu 
schaffen. Sie haben sich erfreulicherweise bereit er-
klärt, es daran jedenfalls nicht scheitern zu lassen. 

Weiter ist eine möglichst ortsnahe Unterbrin-
gung des Gerichts oder zumindest des zur Entschei-
dung berufenen Richters notwendig, damit dieser di-
rekt, ohne zeitraubende Übermittlungswege, auf die 
Verfahrensakten zurückgreifen kann. Er muß den 
Asylbewerber kurzfristig laden und ihm auch die Ent-
scheidungen zustellen können. Sie wissen, daß ein 
Hauptproblem unseres derzeitigen Verfahrens darin 
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liegt, daß sozusagen tatsächliche und rechtliche „ Ver-
festigungstatbestände " dadurch entstehen, daß sehr 
schnell dezentral den Gemeinden zugewiesen wird 
und die gesamten Zustellungswege usw. sehr viel Zeit 
in Anspruch nehmen. Damit mache ich niemandem 
irgendeinen Vorwurf, sondern stelle nur fest, daß es so 
ist. 

Die Ausstattung der Gerichte mit modernster Kom-
munikationstechnik wird notwendig sein. Ich bitte 
sehr, daß das auch geschieht. 

Weiter wird natürlich ein Verfahrensrecht erforder-
lich sein, das, wie gesagt, auf mehrere Instanzen ver-
zichtet, einen optimalen Einsatz der personellen Res-
sourcen gewährleistet, frei von Verfahrenshemmnis-
sen, und das den Betroffenen zur Mitwirkung anhält. 
Vor allem aber — das wird das Entscheidende sein — 
sind sehr viel guter Wille und natürlich auch große 
Kooperationsbereitschaft der Richter vonnöten, die 
wir in der Tat nicht zwingen können, ganz bestimmte 
Entscheidungen in bestimmter Zeit vorzunehmen. 

Nach all den Gesprächen, die ich geführt habe, ins-
besondere auch mit dem Bund der Verwaltungsrich-
ter, bin ich zuversichtlich, daß diese Bereitschaft vom 
Grundsatz her vorhanden ist; ich baue auf sie. Da es in 
der Bundesrepublik Beispiele dafür gibt, daß die Fri-
sten, die wir uns vorgenommen haben — ich wieder-
hole es — , außerordentlich ehrgeizig eingehalten, 
zum Teil sogar unterschritten werden, sage ich: Das 
muß doch dann auch an anderen Orten möglich 
sein. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Dieter Wiefelspütz [SPD]: 
Das ist auch möglich, Herr Minister, wenn 

man es will!) 

Wir sollten uns nicht so sehr auf die Sechs-Wochen-
Frist kaprizieren, die in manchen Fällen sicher nicht 
eingehalten werden kann. Aber es wird auch schon 
vom Verwaltungsverfahren her Fälle geben, in denen 
es schneller geht und auch gehen muß. 

Herr Ministerpräsident Teufel, ich spreche Sie in 
besonderer Weise an, weil auch Sie das — für meine 
Begriffe zu Recht — angesprochen haben: Was wir 
vorschlagen, ist im Hinblick auf unsere Verfassung, 
auch im Hinblick auf unsere verfassungsgerichtliche 
Rechtsprechung und die Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts, nicht problemfrei; das wissen 
wir. Ich sage in aller Offenheit ganz klar: Bei der Prü-
fung der Notwendigkeiten und Möglichkeiten in die-
ser Notsituation sind wir aber zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß dieser Weg im Vergleich mit Fällen ver-
gleichbarer Art — ich denke z. B. an unsere Überle-
gungen zur Beschleunigung des Aufbaus einer Ver-
kehrsinfrastruktur in den neuen Ländern und an an-
dere Fälle — gerechtfertigt und vertretbar ist. Was 
gesetzlich notwendig ist und vom Bund zu leisten sein 
wird, wird zur Zeit vom Bundesminister des Innern 
bzw. von seinen Beamten und den Beamten des Bun-
desjustizministeriums vorbereitet. Ich verspreche, daß 
zumindest das in allernächster Zeit vorliegen wird. 

Ein Wort zu dem, Herr Ministerpräsident Teufel, 
was Sie zu den offensichtlich unbegründeten Asylfäl-
len bei den Gerichten gesagt haben. Die durchschnitt-
liche Erledigungszeit in der Bundesrepublik für sol-

che Fälle liegt — ungeachtet all der Zustellungspro-
bleme und aller anderen Hürden, die wir im Augen-
blick noch haben — im Augenblick bei 3,1 Monaten, 
die kürzeste Erledigungszeit — übrigens in Schles-
wig-Holstein — bei 1,1 Monaten. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Wenn ich jetzt einmal Schleswig-Holstein mit 1,1 Mo-
naten zugrunde lege — ich will mein Heimatland 
nicht kritisieren; es liegt mit der Erledigungszeit auch 
sehr günstig, Herr Ministerpräsident — und die Zeit 
abziehe, die für andere Dinge aufgebracht werden 
muß, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Akten-
schieberei!) 

müßte die von uns angestrebte Frist aus meiner Sicht 
grundsätzlich einhaltbar sein. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Noch etwas zu dem, was Sie dazu gesagt haben, 
was man in den Hauptherkunftsländern tun müßte 
und tun könnte: Da sind wir uns einig. Dazu gibt es 
nichts hinzuzufügen. Nur wird es schwer sein, die 
finanziellen Mittel aufzubringen, die nötig sind, das 
aufzufangen, was da an Migrationsbewegungen und 
sonst auf uns zukommt. Aber das wissen Sie so gut wie 
ich. Trotzdem, in diesen Bemühungen sind wir uns 
einig, und da unterstütze ich Sie. 

Einen Punkt möchte ich noch nennen, obwohl ich 
hier als Regierungsmitglied spreche: Herr Minister-
präsident Teufel, an dem, was Sie durch eine Grund-
gesetzänderung in Art. 16 erreichen zu können glau-
ben, habe ich erhebliche Zweifel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber darüber werden wir uns im politischen Raum 
auseinandersetzen — wenn ich die Freiheit habe, of-
fen zu reden. So, wie ich Sie kenne, werden wir das 
dann auch in aller Offenheit miteinander austragen. 

Ich bin mir völlig im klaren, meine Damen und Her-
ren, daß das Hauptziel, das wir erreichen wollen, die 
Verfahren in offensichtlich aussichtslosen Fällen ein-
schließlich der Abschiebung in einigen Wochen, je-
denfalls möglichst schnell, zum Abschluß zu bringen, 
sehr hoch gesteckt ist. Manche haben Zweifel an der 
praktischen Erreichbarkeit; auch das verstehe ich. 
Aber es ist alternativlos; denn auch bei einer Grund-
gesetzänderung wären die jetzt vorgesehenen Maß-
nahmen notwendig. Das ist heute morgen deutlich 
gesagt worden. 

Um das gesteckte Ziel zu erreichen, wird es immen-
ser Anstrengungen aller Beteiligter bedürfen, Bund, 
Länder und Gemeinden, vor allem auch derer, die die 
Maßnahmen unmittelbar vor Ort in den Gemeinden, 
in den Verwaltungen und in den Gerichten auszufüh-
ren haben. 

Ich sage aber auch — und ich verbinde damit einen 
eindringlichen Appell an alle Beteiligten, vor allem 
auch an die Länder — : Wir können dieses Ziel natür-
lich nur erreichen, wenn wir es wirklich vorbehaltlos 
wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Natürlich kann man niemandem verwehren, skep-
tisch zu sein. Wenn sich aber Skepsis mit Halbherzig-
keit paart, wird es nicht gelingen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb lassen Sie es uns gemeinsam versuchen. 

Es bleibt uns auch gar nichts anderes übrig. Wir sind 
gemeinsam zum Erfolg verurteilt. Scheitern wir und 
bleibt außer einer hochgeputschen und emotionsgela-
denen Diskussion wiederum nichts nach, werden wir 
vor einem politischen Scherbenhaufen mit unabseh-
baren Konsequenzen stehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dabei geht es nicht nur um den Nährboden für die 
beschämende Welle von Haß und Gewalt, der Auslän-
der ein Jahr nach der Wiedervereinigung in Deutsch-
land ausgesetzt sind. Dazu ist schon einiges gesagt 
worden. Aber lassen Sie auch den Bundesminister der 
Justiz sagen: Das, was an Auseinandersetzungen mit 
Ausländern und an Übergriffen gegen sie in letzter 
Zeit geschehen ist, muß uns mit Scham und Empörung 
erfüllen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Im wiedervereinigten Deutschland darf sich aus 
dumpfen Gefühlen gespeiste Ausländerfeindlichkeit 
nicht breitmachen. Die Vergangenheit verpflichtet, 
wie ich finde, gerade das wiedervereinigte Deutsch-
land, mit Ausländern besonders fair und human um-
zugehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Wir dürfen nicht zulassen, daß gerade die Asyldiskus-
sion von Links- und Rechtsextremisten für eigene 
Zwecke instrumentalisiert und mißbraucht wird. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Justiz muß 
hart durchgreifen!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Minister, 
bitte! 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister der Justiz: Ich 
komme zum Schluß, Herr Präsident. 

Ich möchte auch den Straftätern deutlich und klar 
sagen, daß wir uns gestern bei der Justiz- und Innen-
ministerkonferenz für den präventiven und repressi-
ven Bereich nun wirklich vorgenommen haben, ge-
gen die Straftäter mit der vollen Schärfe und Härte des 
Gesetzes vorzugehen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Es geht vor allem auch um die berechtigte Hoffnung 
der Menschen in unserem Land, daß sich die Politik in 
einer schwierigen Situation als handlungsfähig er-
weist. Es geht um den immensen Vertrauensverlust 
— das ist mir fast das Wichtigste — , der entstehen 
würde, wenn diese Erwartung enttäuscht würde. 

Deshalb möchte ich Sie auffordern — und das 
meine ich sehr ernst — , gemeinsam alles zu tun, damit 
das nicht eintritt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Ab- 

geordneten der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserer Kollegin Frau Ulla 
Jelpke das Wort. 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich kann hier meine Be-
troffenheit nicht verhehlen, daß heute morgen haupt-
sächlich an der Kampagne gegen das Asylrecht weiter 
gebastelt worden ist, daß hier weiterhin von „Schein-
asylanten" und „Sozialschmarotzern" gesprochen 
wird, 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wer 
hat das denn gemacht?) 

ja, daß hier sogar ein Wetteifern von Ministerpräsi-
denten stattfindet, die Sammellager offenbar schon 
viele Jahre eingerichtet haben und sich darüber 
freuen, daß Sie hier noch mehr einrichten wollen. 

Meine Damen und Herren, gerade in diesen Wo-
chen und Monaten ist es notwendig, ein Plädoyer für 
die Menschenrechte und die Vernunft zu halten. Eine 
Welle der nationalistischen und fremdenfeindlichen 
Hysterie überschwemmt dieses Land. Vom Fremden-
haß und dem Gedanken, sich gegen angebliche 
Flüchtlingsströme wehren zu müssen, sind auch breite 
Kreise erfaßt worden, die noch vor wenigen Jahren 
anders dachten. 

Heute werden einfach keine Tatsachen und Fakten 
mehr zur Kenntnis genommen. Zu den Zahlen der 
Asylbewerber und Asylbewerberinnen in diesem 
Jahr ist festzustellen, daß die meisten Flüchtlinge z. B. 
aus Jugoslawien kommen, nämlich 38 000. Aus Ru-
mänien kommen 29 000, aus der Türkei 16 500, aus 
Bulgarien 8 000, aus dem Iran 7 000, aus Afghanistan 
6 000 usw. Dies sind Länder, in denen anerkannter-
maßen Verfolgung, Krieg und Not herrschen. 

Ein besonders zynischer Schreiber der „Frankfurter 
Allgemeinen" hat diese Zahlen zum Anlaß genom-
men, in einem Kommentar zu schreiben, daß eine 
Änderung des Art. 16 des Grundgesetzes eine nur 
begrenzte Wirkung hätte, weil — ich zitiere — „die 
dadurch erreichbare Senkung der Bewerberzahlen 
gering" sei. Sein Tip in Richtung SPD: Sie könne also 
ruhig mit Hand anlegen, wenn es darum geht, den 
Art. 16 des Grundgesetzes endgültig wegzuhauen. 

Der Schreiber der „Frankfurter Allgemeinen" ist 
deshalb ein Demagoge, weil in dieser Zeitung seit 
Monaten gegen sogenannte Scheinasylanten und Ar-
mutsflüchtlinge gehetzt worden ist und weiter gehetzt 
wird. Da er, was die Zahlen bet rifft, ausnahmsweise 
einmal recht hat, liegt es doch eigentlich näher zu fra-
gen: Wieso die Hetze gegen Asylsuchende? Wieso 
Kanzlerrunden, in denen das Asylverfahren faktisch 
ausgeschaltet wird? Wieso immer wieder neue Son-
dergesetze gegen Flüchtlinge? Aus den Zahlen, die 
ich eben genannt habe, ergibt sich eindeutig, daß in 
dieser Richtung kein Handlungsbedarf besteht. 
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Meine Damen und Herren, wenn man sich vor die-
sem Hintergrund die von der SPD vorgelegten An-
träge anschaut, dann muß man feststellen: Die SPD 
hat mit ihrem Antrag, der mit „Ausländerfeindlich-
keit" überschrieben ist, der Heuchelei die Krone auf-
gesetzt. Angeblich will die SPD jede Form der Auslän-
derfeindlichkeit verurteilen. 

Für mich ist es immer wieder interessant, in der 
„Welt" zu lesen, wenn SPD-Abgeordnete des Bayeri-
schen Landtags der CSU vorwerfen, sie seien wegen 
ihrer Asylpolitik „Brandstifter". Ich teile diese An-
sicht. Mit fällt es allerdings schwer, die Differenzen 
zwischen der CDU/CSU auf der einen Seite und der 
SPD auf der anderen Seite zu erkennen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Dann gucken Sie 
nicht richtig!) 

Die SPD hat sich mit ihrem Kanzlerrundenkompro-
miß gegen wesentliche Prinzipien des Rechtsstaates 
gestellt, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Dummes 
Zeug!)  

indem sie den Rechtsweg der Asylbewerber und Asyl-
bewerberinnen in verfassungswidriger Weise be-
schneiden will. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Da hört 
ihr es!)  

Auch das ist völkisch. 

Für Asylsuchende hat es in der Vergangenheit 
schon eine sehr restriktive Rechtsprechung in den 
Anerkennungsverfahren gegeben. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Ich 
möchte wissen, wer Ihnen das aufgeschrie

-

ben hat!) 

Wenn man bedenkt, daß die Anerkennungsquote von 
Asylbewerbern und Asylbewerberinnen aus Sri 
Lanka in Frankreich bei 40 % lag, während die bun-
desdeutsche gleich Null war, dann kann mensch se-
hen, wie rigide hier schon bisher vorgegangen wor-
den ist. 

Dadurch aber, daß demnächst Schnellrichter über 
Asylanträge zu entscheiden haben — Herr Kinkel hat 
es ja eben ausgeführt — , wird das Asylverfahren zur 
Farce. Faire Gerichtsverhandlungen sind für diese 
Menschengruppen nicht mehr vorgesehen. Bewußt 
wird damit eine gewissenhafte Prüfung der Flucht-
gründe umgangen. 

Der rechte Staatsrechtler Professor Martin Kriele, 
der mir weiß Gott nicht nahesteht, fordert in der 
„Welt" vom 16. Oktober 1991 — ich zitiere —: 

In allen Stadien des Verfahrens muß gesichert 
sein, daß der Grundrechtsträger nicht vorzeitig in 
ein Heimatland abgeschoben wird, wo ihm wo-
möglich willkürliche Verhaftung, Verfolgung, 
Folter oder Ermordung drohen. Die Verfahren 
werden viele Monate, oft sogar Jahre erfordern. 

Meine Damen und Herren, daran hat man aber of-
fenbar kein Interesse. Das Leben und die Gesundheit 
der Flüchtlinge sind auch in den Augen der SPD nicht 
viel wert. Hier wird eine besonders perfide Form des 
institutionalisierten Rassismus betrieben. 

Ich möchte auch die SPD darauf hinweisen, daß 
heute — ich mache seit vielen Jahren Knast-Arbeit — 
viele Flüchtlinge freiwillig in den Knast gehen, Straf-
taten begehen, weil sie lieber im bundesdeutschen 
Knast sind, als in ihre Heimatländer abgeschoben zu 
werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/ 
CSU]) 

Das zeigt sehr deutlich, wie unmenschlich im Moment 
mit den Abschiebungen verfahren wird, wie un-
menschlich diese Menschen behandelt werden. 

Weiter gehört aber dazu, daß Flüchtlinge in Sam-
mellager gepfercht werden und daß sie nur noch 
Sachleistungen und keine Sozialhilfe mehr erhalten 
sollen. 

Vor Jahren hat dies die SPD zu Recht — ich zitiere 
— als „Quälerei" bezeichnet, als eine „inhumane Ab-
fütterung" , als „Zwangsernährung". Heute sind die 
Sozialdemokraten diejenigen, die Kasernierung wol-
len, die die Quälerei im großen Stil betreiben 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Quatsch! 
Das ist Quatsch!) 

und die Unmenschlichkeit auf ihre Fahnen geschrie-
ben haben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ungeheuer-
lich!) 

Sie brauchen nur in die SPD-Bundesländer zu gehen; 
dort können Sie sich davon überzeugen. 

(Wolfgang Thierse [SPD]: Was meinen Sie 
denn, was wir machen!) 

Meine Damen und Herren, dazu gehört auch, daß 
nicht nur die Außengrenzen noch mehr gesichert wer-
den, daß man die Wacht an Oder und Neiße will und 
daß Flüchtlinge einer erkennungsdienstlichen Be-
handlung unterzogen werden sollen. Die datenmä-
ßige Erfassung und Registrierung dieser Menschen 
zeigt nach außen erstens, daß sie kein Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung haben, zweitens, daß 
sogenannte Wirtschaftsflüchtlinge wie potentielle 
Straftäter behandelt werden — wie wir hier heute sehr 
klar und deutlich verfolgen konnten. 

Heute stellen sich führende CSUler zynisch vor die 
Öffentlichkeit und äußern, daß der Fraktionen-/Par-
teien-Kompromiß verfassungswidrig ist, daß sie aber 
die Beschlüsse umsetzen werden. Sie, meine Damen 
und Herren von der CSU, warten geduldig darauf, daß 
dieser Kompromiß vom Bundesverfassungsgericht 
kassiert wird, um dann die Grundgesetzänderung 
durchziehen zu können. 

Sie, Herr Bundesminister Schäuble — er ist ja nicht 
mehr hier, wie ich sehe —, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch! Doch!) 

schließen darüber in der Öffentlichkeit sogar zynische 
Wetten ab. Das halte ich für ausgesprochen maka-
ber. 

Der SPD muß man hier attestieren, daß sie durch die 
völlige Aushöhlung des Asylrechts und -verfahrens 
die nötige Dreckarbeit dafür ausführt. 

(Widerspruch bei der SPD) 
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Heute ist der Unterschied bezüglich der Änderung 
des Art. 16 meiner Meinung nach nur noch winzig 
klein. 

Als ehemalige GRÜNE kann ich es mir nicht ver-
kneifen, hier auch zu den Positionen der GRÜNEN 
Stellung zu nehmen. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Na, na, 
na!) 

Ich stelle fest, daß das Bündnis 90/GRÜNE mit seiner 
Politik alles stützt. Die Realpolitiker dieser Partei ha-
ben faktisch alles widerspruchslos geschluckt, was 
ihnen da vorgesetzt worden ist. Nicht einmal eine Dro-
hung war es ihnen wert, irgendeine Landesregierung 
— ich meine z. B. Niedersachsen oder Hessen — zu 
verlassen, 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Na, jetzt 
gehen Sie aber entschieden zu weit!) 

wenn die Beschlüsse umgesetzt werden, d. h. wenn 
die Angriffe auf das Asylrecht und auf das -verfahren 
stattfinden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/ 
CSU]) 

Statt dessen werden jetzt auch von den GRÜNEN 
Sammellager und ähnliche Einrichtungen als humane 
Unterkünfte bezeichnet. 

(Zurufe von der SPD — Konrad Weiß [Berlin] 
[Bündnis 90/GRÜNE]: Sie sollten zuhören, 

Frau Kollegin!) 

— Ich gehe von Äußerungen der GRÜNEN aus, Herr 
Weiß. 

Es ist bezeichnend, daß das Bündnis 90/GRÜNE 
heute wortwörtlich eine „feierliche Erklärung" von 
der Präsidentin Rita Süssmuth hier als Entschlie-
ßungsantrag vorlegt. Hier im Bundestag soll über eine 
Erklärung abgestimmt werden, in der von der Bewäl-
tigung der Probleme die Rede ist, die angeblich aus 
der ständig steigenden Zahl von Asylsuchenden re-
sultieren, eine Erklärung, in der die Strafvollzugsbe-
hörden aufgefordert werden, unnachgiebig vorzuge-
hen, eine Erklärung, in der die eigentlichen Pogrom-
hetzer in der Bundesregierung, den Landesregierun-
gen und in den Kommunalparlamenten nicht benannt 
werden. 

Kein Wort der Kritik und Auseinandersetzung in 
Richtung ihrer eigenen grünen Parteifreunde, die bei 
den Verschärfungen mitmachen. Dafür aber die An-
kündigung eines eigenen Einwanderungsgesetzes, 
bei dem sich die GRÜNEN als Vizewachtmeister an-
bieten, wer welche Flüchtlinge aus welchem Land in 
der BRD wann und wie aufnimmt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Jelpke, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Hoyer? 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Nein, ich möchte in 
meiner Rede fortfahren, weil ich davon ausgehe, daß 
es eh nur unsachlich ist. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Lesen Sie 
ruhig weiter!) 

Die GRÜNEN wissen dies ganz genau. Ich erinnere 
an den heutigen Antrag, der vorliegt, mit dem sogar 
ein jährliches Gesetz gefordert wird, in dem jährliche 
Quoten festgehalten werden sollen, welche Auslän-
der in dieses Land dürfen und welche nicht. Ich halte 
das für eine politisch skandalöse Position. 

Meine Damen und Herren, gestern haben sich die 
Innenminister und die Justizminister getroffen. Ei-
gentlich wurde dieses Treffen anvisiert, um über den 
Nazi-Terror gegen Flüchtlinge und Immigranten zu 
debattieren. Wie „dpa" aber meldet, trat dieses 
Thema „in den Hintergrund" . Die Minister der Länder 
hatten sich darauf verständigt, daß ihrer Meinung 
nach eigentliche Problem, die Beschleunigung des 
Asylverfahrens, in den Griff zu bekommen. Das 
spricht für sich. 

Daß es in diesem Jahr bisher 1 000 Angriffe gegen 
Ausländerinnen und Ausländer, gegen ihre Unter-
künfte und Wohnungen gegeben hat, mit Toten und 
Schwerverletzten — davon allein 700 seit August, seit 
die Hetzkampagne in den Medien und Parteien gegen 
die Flüchtlinge losgetreten worden ist — , wird hier als 
Randproblem gesehen. 

Daß der Generalbundesanwalt bisher in Sachen 
„Faschistenterror" in zwei Fällen ein Strafverfahren 
eingeleitet hat, in denen, wie er es nennt, „ein vager 
Anfangsverdacht bestehe" wegen terroristischer Ver-
einigung, zeigt zumindest die ganze Unlust, mit der 
hier agiert wird. 

BKA-Präsident Zachert stellt sich öffentlich als rat-
los dar. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Wen Sie 
alles kennen!) 

— Ja, den kenne ich auch. Darüber bin ich allerdings 
nicht sehr erfreut, muß ich ehrlich gestehen. 

Laut „Frankfurter Allgemeine" vom 17. Oktober 
1991 bezeichnet er es „zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
als sehr schwierig, zu entscheiden, ob die Vorfälle aus 
Gründen der politischen und ideologischen Äußerung 
oder aus blankem Ausländerhaß und Lust an der Ran-
dale begangen worden sind". 

Herr Zachert will also selbst nach den historischen 
Erfahrungen des deutschen Faschismus Ausländer-
haß immer noch nicht als politisch motiviert begreifen. 
Das hochgerüstete BKA, 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Wenn es 
nur so wäre!) 

eine der modernsten Polizeizentralen der Welt, zeigt 
sich machtlos. Dabei wurde nahezu jede zusätzliche 
Ermächtigung der letzten Jahre mit Prävention, Be-
wahrung der inneren Sicherheit und Ordnung, Fähig-
keit zur Vorfeldermittlung begründet. 

Mensch erinnere sich: Ein Brandanschlag der RAF 
auf ein Kaufhaus reichte aus, um bundesweit Fahn-
dungen auszulösen und den Apparat der inneren Si-
cherheit auszubauen. Gegen Tierschützer wurde we-
gen terroristischer Vereinigung ermittelt. Wenn aber 
Neonazis 70 Brandanschläge auf Unterkünfte von 
Asylsuchenden und auf Wohnungen von Auslän-
derinnen und Ausländern durchführen, ist man ratlos. 
Wenn Neonazis einen Brandanschlag auf eine Unter-
kunft für Asylsuchende durchgeführt haben, dies öf- 
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fentlich vor laufenden Fernsehkameras zugeben und 
einen weiteren geplanten Anschlag ankündigen, 
dann kann der Generalbundesanwalt nicht das Wir-
ken einer terroristischen Vereinigung erkennen. 

Meine Damen und Herren, ich will hier nicht be-
haupten, daß die Ermittlungs- und Justizorgane auf 
dem rechten Auge blind sind. Ich meine, dies wäre 
eine zu krasse Beschönigung der tatsächlichen Ver-
hältnisse. Es fehlt der Wille, überhaupt etwas zu tun; 
denn es geht ja auch anders. Wenn man sieht, wie 
schnell es geht, BGS-Einheiten und Sondereinsatz-
kommandos der Polizei gegen antifaschistische De-
monstranten in Hoyerswerda vorzuschicken, wie 
schnell BGS-Einheiten an die polnische Grenze kom-
mandiert wurden, um den Übertritt von Flüchtlingen 
zu verhindern, und wie schnell die Innen- und Justiz-
minister beschlossen haben, die Beschleunigung des 
Asylverfahrens und die Konzentrierung von Asyl-
suchenden in Sammellagern zu diskutieren, dann ist 
darin deutlich die Gewichtung unserer regierenden 
Politiker zu erkennen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Jelpke, ich muß Sie bitten, mit Ihrer Rede zu Ende zu 
kommen. 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Ja. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Es reicht völlig! 
— Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: 

Schade!) 

— Ja, das finde ich auch. Ich hätte gern noch ein biß-
chen mehr gesagt. 

Ein Abschlußsatz. Es bleibt dabei: Antifaschisten 
und Antifaschistinnen müssen weiterhin aktiv sein. 
Die Unterstützung der PDS/Linke Liste bieten wir an. 
Ich rufe alle Menschen, die sich Rassismus und Nazi-
terror widersetzen, auf, an der Demonstration am 
9. November 1991 in Berlin und an anderen Demon-
strationen teilzunehmen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Jelpke, Sie haben in Ihren Ausführungen über 
Pogromhetzer in der Bundesregierung gesprochen. 
Ich erteile Ihnen dafür einen Ordnungsruf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Bündni

-

ses 90/GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu 
einigen Kurzinterventionen. Die erste Kurzinterven-
tion hat Herr Kollege Duve angemeldet. 

Bitte sehr. 

Freimut Duve (SPD): Herr Kollege Schäuble, Sie 
hatten mich heute morgen in Ihrer Rede, die Sie als 
Abgeordneter des Hauses und nicht als Bundesinnen-
minister gehalten haben, mehrfach angesprochen. Ich 
möchte Ihnen jetzt begründen, warum ich Zwischen-
rufe gemacht habe. Sie haben der Angst der Deut-
schen vor Asylbewerbern eine halbe Stunde gewid-

met, und Sie haben der Angst Tausender und Aber-
tausender von Ausländern vor Attacken, 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: 
Der hat gar nicht zugehört!) 

vor Gewaltanwendung durch Deutsche eine knappe 
Minute gewidmet. Sie sind aber auch Bundesinnen-
minister. Wir hätten hier heute morgen erwartet, daß 
Sie bekunden, was Sie dazu sagen, daß wir einen 
organisierten Gewaltterrorismus im Lande haben 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

und daß wir eine solche Angst in der Bevölkerung vor 
solchen Gewaltaktionen seit Kriegsende noch nicht 
hatten wie jetzt; nur, daß die Menschen, die Angst 
haben, eben keine deutschen Bürger sind, sondern 
Ausländer. Diese Angst hat inzwischen viele, viele 
Menschen erfaßt, nicht nur Asylbewerber. 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: Sie 
haben gar nicht zugehört!) 

Des weiteren möchte ich sagen, daß meine Erfah-
rung der letzten Woche zeigt: Die übergroße Mehrheit 
der Deutschen lehnt diese Gewalt ab. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE — Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: 

Ja, so ist es!) 

Ich hoffe, daß von diesem Bundestag — ich hatte dies 
bereits von dieser Debatte gehofft — eine solche wirk-
liche, in die Tiefe gehende Diskussion und Ablehnung 
dieser Gewalt insgesamt zustande kommt. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Dafür 
sind Sie ungeeignet!) 

Ich möchte mich hier 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: 
Entschuldigen!) 

ganz ausdrücklich bei den Hunderten von Menschen 
bedanken, die sich in den letzten Wochen vor Asylan-
tenheime zum Schutz gestellt haben. Ich möchte mich 
ausdrücklich auch bei den Mitarbeitern bedanken, 
die in diesen Einrichtungen in den letzten Wochen in 
eine ganz schwierige Lage gekommen sind. Dieser 
Dank sollte auch vom Bundestag ausgehen; denn die 
Polizei hat diesen Schutz bis jetzt nicht gewährlei-
stet. 

Wir können nicht sehen, daß in ähnlicher Weise wie 
in den 70er Jahren, als es den organisierten Terroris-
mus gab, die Bundesregierung dieses zu ihrem Thema 
gemacht hat: daß es organisierten Gewaltterrorismus 
gegen Mitbürger bei uns hier wieder gibt. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Duve, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Ich erteile jetzt zu einer Kurzintervention das Wort 
dem Kollegen Johannes Gerster. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen! Meine Herren! Erstens. Das Pro-
tokoll des Bundestags wird ausweisen, Herr Kollege 
Duve, daß Sie heute morgen vom Beginn der Rede des 
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Bundesministers an durch Zwischenrufe versucht ha-
ben, diese Rede zu stören. 

(Zuruf des Abg. Freimut Duve [SPD]) 

Insofern kann es gar nicht um den Gegenstand gehen, 
den Sie eben angesprochen haben; es geht um ganz 
andere Gegenstände. 

Zweitens. Der Bundesinnenminister, Herr Duve, hat 
ständig und wiederholt durch Erklärungen auf das 
Problem „Gewalt zur Durchsetzung politischer Ziele" 
hingewiesen, hat Scham bekundet, hat sich davon 
distanziert und hat, etwa gestern mit den Innen- und 
Justizministern, alle Mittel und Methoden eingesetzt, 
damit die schnellstens bestraft und zur Verantwor-
tung gezogen werden. 

Drittens. Was ich bedaure, ist, daß es Ihnen ja gar 
nicht um diesen Komplex geht. Es geht um etwas 
anderes. Sie wollen den Eindruck erwecken, daß eine 
Seite des Hauses Gewalt ablehnt und die andere Ge-
walt befürwortet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Freimut Duve 
[SPD]: Sie haben doch Gewalt verharmlost in 

Ihrem Interview!) 

Das ist eine perfide Methode, genauso wie die, 

(Zurufe von der SPD) 

ein manipuliertes Interview von mir im Westdeut-
schen Rundfunk in unkollegialer Weise zu kommen-
tieren. 

(Freimut Duve [SPD]: Sie haben Gewalt ver

-

harmlost in einer grausamen Weise! — Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Er stört schon wie

-

der!)  

— Würden Sie mich bitte ausreden lassen! — Ich 
komme auch gleich zum Schluß. 

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren, inzwi-
schen liegt das Protokoll der Rede von Frau Däubler

-

Gmelin vor, und ich darf zitieren, was sie zum Herrn 
Kollegen Rühe ausgeführt hat: 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Aber bitte 
richtig!) 

Ich will Ihnen dazu noch etwas sagen, Herr Rühe, 
was Sie vielleicht zum Nachdenken bringt — ge-
rade, wenn Sie dieses nicht beabsichtigt und auch 
nicht einkalkuliert haben sollten — : Es gibt 
Sätze, an denen man Schreibtischtäter erkennt. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Richtig! — 
Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Verehrte Frau Kollegin Däubler-Gmelin, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Völlig 
richtig!) 

der Begriff „Schreibtischtäter" steht, wie Sie wissen, 
für Personen — fast möchte ich sagen: für Unperso-
nen —, welche die politische und persönliche Verant-
wortung für den Holocaust und damit für einen millio-
nenfachen Mord an Juden tragen. Ich fordere Sie mit 
allem Nachdruck und in aller Ruhe auf, 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: 
Ja!) 

diesen Begriff zurückzunehmen und sich beim Herrn 
Kollegen Rühe zu entschuldigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf e)  

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Ger-
ster, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Ich kann es nicht 
zulassen, daß Sie fortfahren. 

Zur nächsten Kurzintervention geht das Wort an die 
Frau Kollegin Renate Schmidt. 

Renate Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Abgeord-
neter Schäuble, ich wende mich mit meiner Kurzinter-
vention auch an Sie. — Ich habe die heutige Debatte 
so aufgefaßt und das Ziel darin gesehen, daß sie einer 
Befriedung dienen, ausländischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürgern die Angst nehmen sollte. 

(Beifall des Abg. Freimut Duve [SPD] und der 
Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]) 

Ich bin der Meinung, daß Sie mit Ihrer Rede diesem 
Ziel heute einen Bärendienst erwiesen haben. Dazu 
hätte nämlich gehört, daß wir uns befleißigt hätten, 
alle gemeinsam in diesem Hause, der Entmenschli-
chung von Menschen entgegenzuwirken, 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf-
gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

nicht mehr von Asylströmen zu reden, sondern klarzu-
machen, daß es sich hier um Menschen handelt, weil 
es nämlich irgendwann einmal ehrenhaft wird, sich 
gegen Ströme oder Fluten zu stellen. 

Dazu hätte gehört, die Probleme auf das ihnen ge-
bührende Maß zurechtzustutzen. 

Dazu hätte gehört, daß wir nicht mehr den Eindruck 
erwecken — welche Lösung auch immer wir vorschla-
gen mögen — , es gäbe eine Patentlösung im Zusam-
menhang mit der Flüchtlingsbewegung auf der gan-
zen Welt. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu hätte gehört, daß wir uns an die zwei Drittel 
der Menschen in unserem Land wenden, die stolz sind 
auf die Offenheit, die diese Gesellschaft praktiziert. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Dazu hätte gehört, daß wir nicht nur kein Verständ-
nis für den Terror von rechts — das haben wir hier 
bereits mehrfach geäußert — , sondern auch nicht das 
leiseste Verständnis und nicht die leiseste Entschuldi-
gung für die vielen haben, die — ich verwende aus-
drücklich nicht das Wort „klammheimlich" — verhal-
tene oder weniger verhaltene Sympathie für Terrori-
sten von rechts äußern. 

Dies hätte diese Debatte heute zeigen müssen. Sie 
haben aber eine Debatte geführt, in der Sie dieses 
Thema dazu verwendet haben, sich als künftiger Vor-
sitzender Ihrer Fraktion zu profilieren. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
— Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Bötsch 

[CDU/CSU]) 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort zu einer Kurzinter-
vention der Frau Herta Däubler-Gmelin. 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf an das anknüpfen, 
was Frau Schmidt sagte, und ich wäre ganz dankbar, 
wenn der Kollege Gerster, der mich angesprochen 
hat, einen Moment zuhören könnte. 

Unser Ziel heute war, eine gemeinsame Erklärung 
und ein gemeinsames Signal gegen Ausländerfeind-
lichkeit abzugeben. Unser gemeinsames Bemühen, 
auch dann, wenn wir die Probleme des Asylverfahrens 
anpacken, muß sein, die Entmenschlichung von Men-
schen — wie Frau Schmidt das nannte — zu verhin-
dern oder — dazu forderte uns Bischof Lehmann auf — 
im Flüchtling den Menschen zu sehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der böse Satz von Herrn Rühe, den er gezielt und 
gewollt vorgetragen hat, Herr Gerster, ist Teil einer 
Doppelstrategie und bewirkt das Gegenteil. Dies habe 
ich hier herausgestellt. Ich habe ihm nicht unterstellt 
— ich bin Ihnen dankbar, daß Sie dies in Ihrem Vor-
trag wenigstens zum Teil vorgelesen haben — , daß er 
das will. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 
Dann nehmen Sie den Begriff Schreibtischtä

-

ter zurück!) 

Ich habe ihn darauf aufmerksam gemacht, daß die 
Auswirkungen trotzdem vorhanden sind. Ich habe ihn 
gebeten, diesen Satz zurückzunehmen, und dabei 
bleibe ich. 

Ich will mich jetzt gar nicht über Zwischenrufe be-
schweren. Aber Herr Gerster: Ich empfehle Ihnen, das 
Protokoll durchzulesen. Da finden Sie reihenweise 
Ausdrücke, und zwar auch Ausdrücke von Ihnen, 
nicht persönlich, 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Von 
mir bestimmt keine!) 

von Ihren Kollegen, die in jedem anderen Parlament 
sicher mit Ordnungsrufen versehen worden wären. 
Ich habe den Eindruck, Sie sollten Herrn Rühe dazu 
auffordern, diesen bösen Satz zurückzunehmen. Dann 
— da haben Sie völlig recht — würde sich mein mah-
nendes Wort völlig erübrigen. Ich warte darauf, daß 
Herr Rühe das zurücknimmt. 

(Beifall bei der SPD — Johannes Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Schwache Leistung!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich lasse noch eine Kurzintervention zu. Das 
Wort dazu hat Frau Birgit Homburger. 

Birgit Homburger (FDP) : Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Das Verhalten einiger Kolle-
gen in dieser Debatte, vor allen Dingen aber auch die 
Wortwahl und insbesondere der Inhalt der Kurzinter-
ventionen tragen überhaupt nicht dazu bei, gemein-
sam das Problem zu lösen. Sie tragen nur dazu bei, 
sich gegenseitig bloßzustellen. Ich muß sagen: Ich  

finde diesen Vorgang beschämend für das Parla-
ment. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in der Reihe der Wortmeldungen 
fort. Ich habe noch elf Wortmeldungen vorliegen. Der 
Zeitbedarf — auch das will ich sagen — würde unter 
diesen Umständen weit über das hinausgehen, was 
als Debattendauer vereinbart ist. Wir werden die 
Wortmeldungen vor 14.30 Uhr nicht abwickeln kön-
nen. Ich sage das vorsorglich. 

Nun hat der Landesminister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten, Herr Jürgen Trittin, das Wort. 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Es gibt in der Bun-
desrepublik eine generalstabsmäßig organisierte 
Kampagne gegen Flüchtlinge. Mit Musteranträgen 
für Räte und Kreistage, mit fertig erstellten Pressemit-
teilungen schürt die CDU die Fremdenangst. Sie alle 
kennen diese Texte. 

(Beifall bei der SPD) 
Nachdem die CDU mit diesen Vorlagen aus dem 

Konrad-Adenauer-Haus in Niedersachsen Wahl-
kampf gemacht hat, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Genau!) 
hat sich nicht nur die Stimmung gegen Ausländer 
deutlich verschlechtert. Es ist in unserem Land ein 
sprunghaftes Ansteigen von Anschlägen auf Flücht-
lingsunterkünfte zu verzeichnen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: So ist es!) 
Es vergeht kaum eine Nacht, in der die — meist 

männlichen — jugendlichen Neonazis nicht wieder 
einmal zuschlagen. Ich sage ganz deutlich: Parallelität 
ist nicht Kausalität. Parallelität der beiden Ereignisse 
schließt aber eine Kausalität auch nicht aus. Die Kam-
pagne, die da von Herrn Rühe angerührt wurde, sollte 
Angst erzeugen. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Ihr wolltet doch 
ein Zeichen setzen! Das sind dolle Zeichen, 
die hier gesetzt werden! Das ist auf der Linie 

von Duve!) 
Angst aber erzeugt Haß, Haß leider auch Aggression 
und Gewalt. Wer mit Fremdenangst auf Stimmenfang 
geht, muß sich die Frage gefallen lassen, ob er für das 
Echo in Gestalt von Steinen nicht auch mitverantwort-
lich sein kann. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rühe? — 
Bitte schön, Herr Kollege Rühe. 

Volker Rühe (CDU/CSU): Herr Minister Trittin, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es in dem 
Schreiben, was ich auf Grund eines Beschlusses des 
Bundesvorstandes meiner Partei an alle Mandatsträ- 
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ger in den Kreisverbänden, Kreisversammlungen und 
Landtagen geschickt habe, folgendermaßen heißt: 

Für die CDU ist das im Grundgesetz verankerte 
Recht auf Asyl unantastbar. Wer aus politi-
schen, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das ist alles schein

-

heilig! — Weitere Zurufe von der SPD) 
— Ich werde ja wohl noch aus meinem eigenen 
Schreiben zitieren können, zumal das von Ihnen nicht 
zitiert wurde. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Scheinheilig!) 

religiösen oder rassischen Gründen verfolgt wird, 
muß in der Bundesrepublik Deutschland selbst-
verständlich Aufnahme und Schutz finden. Um 
das Recht auf Asyl auch für die Zukunft zu si-
chern, muß sein Mißbrauch mit allen rechtsstaat-
lichen Mitteln verhindert werden. 

Dann möchte ich noch eine Passage aus dem Schluß 
des Briefes zitieren, weil auch das in der öffentlichen 
Diskussion verkürzt wiedergegeben wird: 

(Zuruf von der SPD: Ist das eine Frage?) 

Ich bitte Sie daher, in den Kreisverbänden, in den 
Gemeinde- und Stadträten, den Kreistagen und 
in den Länderparlamenten die Asylpolitik zum 
Thema zu machen und die SPD dort herauszufor-
dern, gegenüber den Bürgern zu begründen, 
warum Sie sich gegen eine Änderung des Grund-
gesetzes sperrt, oder aber öffentlich die Bereit-
schaft zu bekunden, sich innerhalb der eigenen 
Partei für eine Änderung der bisherigen Politik 
einzusetzen. 

Soweit ein entscheidender Satz aus diesem Brief. 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Herr Rühe, 
ich kenne diesen Brief. Ich kann Ihnen eines ganz 
deutlich sagen: diese Kampagne ist so umgesetzt wor-
den, daß im Landkreis Peine die CDU Plakate aufge-
hängt hat mit der Überschrift: Wer keine Scheinasy-
lanten will, der muß CDU wählen. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, das ist die Wirklichkeit, 
die Sie zu verantworten haben. 

Ich möchte an dieser Stelle in aller Deutlichkeit 
auch auf die Frage der Verantwortung kommen, die 
der Bund in dieser Situation hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich darf Sie fragen, 
ob Sie noch eine Zwischenfrage zulassen. 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Ich würde 
gern erst einmal den Gedanken soweit fortsetzen. 

Meine Damen und Herren, ein großer Teil der Pro-
bleme, die Gemeinden und Städte in diesem Lande 
bei der Unterbringung etwa von Flüchtlingen haben, 
ist eindeutig vom Bund zu verantworten. 

(Friedrich Bohl [CDU/CSU]: Wie hat Herr 
Börnsen das formuliert? Der war doch der 

selben Meinung wie wir!) 
Ist es etwa nicht Ihr Versagen, Herr Bundesminister 
des Innern, wenn die Zahl der unerledigten Fälle von 

Dezember 1990 bis September 1991 von etwas über 
100 000 auf mehr als 206 000 angestiegen ist? Und ist 
es nicht Ihr Versagen, wenn auf Grund der unzurei-
chenden Personalausstattung des Bundesamtes für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge die 
durchschnittliche Dauer des Verwaltungsverfahrens 
von der Anhörung bis zum Erlaß eines Bescheids 
heute mehr als 60 Tage beträgt? 

Ich sage ganz deutlich: Die Behauptung, der Bund 
verfüge hierfür nicht über das ausreichende Personal, 
ist eine faule Ausrede. Allein in diesem Jahr hat die 
zentrale Ausländerbehörde des Landes Niedersach-
sen die Zahl ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
um mehr als ein Drittel und ihre Arbeitskapazität um 
mehr als 50% gesteigert. Wir mußten diese Menschen 
einstellen. Ich frage Sie: Wenn wir dazu in der Lage 
waren, warum konnte der Bund seine Kapazität dann 
nicht entsprechend ausbauen? Während wir heute in 
der Lage sind, die Erstaufnahme von Flüchtlingen 
samt aller Anhörungen bis zur Verteilung auf die Ge-
meinden in neun Werktagen zu erledigen, schiebt das 
Bundesamt einen täglich wachsenden Berg von Ent-
scheidungen vor sich her. 

Sie mögen die Generosität der Länder anerkennen, 
daß in einer Situation, in der der für dieses Versagen 
des Bundes verantwortliche Minister den Ländern ar-
rogante Ultimaten stellt, diese Länder sich bereit er-
klären, den Bund aus seiner hausgemachten Personal-
klemme herauszuhelfen. Wir tun dies, weil wir die 
Zusammenfassung der asylrechtlichen und auslän-
derrechtlichen Entscheidungen in einer Hand für eine 
sinnvolle Überlegung halten, die im übrigen seit Jah-
ren von allen Flüchtlingsorganisationen gefordert 
wird. 

Es macht keinen Sinn, mit einem riesigen Aufwand 
die Asylberechtigung eines Flüchtlings zu prüfen, 
wenn man am Schluß feststellen muß, daß auf Grund 
eines bestehenden Abschiebestopps der Flüchtling 
unabhängig vom Ausgang seines Asylverfahrens hier 
ein Bleiberecht hat. Die Entscheidung hierüber ist 
schnell und umgehend zu treffen, und dann sind diese 
Menschen schnell in den Gemeinden unterzubringen. 
Dies umzusetzen ist eine alte Forderung des Landes 
Niedersachsen. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus aber auch 
direkt für die Probleme und Zustände in Kommunen 
verantwortlich. Die über den gewachsenen Zugang 
hinaus gestiegene Zahl von Erstaufnahmen hat die 
Kapazität der zentralen Anlaufstelle Niedersachsens 
bei weitem überfordert. Ich sage ganz deutlich: Dieses 
Problem wäre lösbar gewesen. Es stehen in Nieder-
sachsen, in Bramsche und Osnabrück, rund 4 000 
Plätze in Grenzdurchgangslagern leer. Wiederholte 
Bitten meinerseits, diese Plätze vorübergehend 
— vorübergehend! — und nur für die Erstaufnahme 
von Flüchtlingen zur Verfügung zu stellen, wurden 
abschlägig beschieden. Statt dessen mußten in Han-
nover und auch in Osnabrück Flüchtlinge in Zelten 
untergebracht werden. 

Als in dieser Situation Hannover dann eine ehema-
lige Grenzschutzkaserne für die Erstaufnahme be-
nutzte, wurden wir als zuständiges Ministerium vom 
Bundesinnenministerium angehalten, die Stadt Han-
nover darauf zu verweisen, daß dies so nicht gehe. Mit 
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Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen) 

anderen Worten: Die Menschen sollten also offen-
sichtlich nach dem Willen der Bundesregierung in 
Zelte gepackt werden. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, dieses — ich sage das 
bewußt — skandalöse Verhalten des Bundes drängt 
im Zusammenhang mit der Kampagne der CDU eine 
Schlußfolgerung förmlich auf: Ist es vielleicht Absicht, 
einen Unterbringungsnotstand zu visualisieren, um 
der Stimmung vom angeblich überfüllten Boot auch 
Glaubwürdigkeit zu verleihen? 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf

-

gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

Hier wird doch mit bürokratischen Entscheidungen 
Ausländerfeindlichkeit gefördert. 

Ich füge aber hinzu: Ein langsames Verfahren ist 
kein menschliches Verfahren. Die Ungewißheit über 
eine Entscheidung in einer für Flüchtlinge existentiel-
len Frage muß gesehen werden. Eine Entscheidung 
muß zügig und schnell erfolgen. Ebenso wie Verwal-
tungsentscheidungen gerichtlich überprüfbar sein 
müssen, ist es aber auch notwendig, bei Gerichtsent-
scheidungen für eine bestimmte Form von Verein-
heitlichung der Rechtsprechung Sorge zu tragen. 
Dies setzt zwingend, auch in Eilverfahren, mindestens 
die Möglichkeit zu einer Zulassungsrevision voraus. 
Nur so ist ein schnelles Verfahren auch ein gerechtes 
Verfahren, was wir, glaube ich, alle wollen. 

Doch nicht alles, was sich als Beschleunigung aus-
gibt, ist auch eine. Es gibt z. B. die Forderung, im ver-
waltungsgerichtlichen Eilverfahren grundsätzlich auf 
den Einzelrichter überzugehen. Ich will Ihnen an der 
Praxis eines erläutern: Niedersachsens Verwaltungs-
gerichte, welche in der Regel im Kollegialverfahren 
entscheiden, schaffen heute bereits mehr Fälle als die 
Einzelrichter, die in manchen anderen Ländern auf 
Grund gerichtlicher Entscheide schon heute obligato-
risch sind. 

Wir werden aber durch die Einstellung von 32 wei-
teren Verwaltungsrichterinnen und Verwaltungsrich-
tern die Voraussetzungen schaffen, die heutige Dauer 
von Verfahren bei offensichtlich unbegründeten An-
trägen erheblich zu verkürzen. Dabei sollten wir uns 
jedoch davor hüten — ich schließe an das an, was Herr 
Kinkel hier gesagt hat — , hier Erwartungen zu wek-
ken, die realistischerweise dann nicht erfüllbar sind. 
So hängt die Dauer der Verfahren nicht nur von der 
Zahl und der Arbeitsfähigkeit der Richter und Richte-
rinnen ab, sondern auch von der Terminlage und Ar-
beitsfähigkeit etwa der Anwältinnen und Anwälte. 

Was aber überhaupt nicht geht, sehr geehrter Herr 
Bundesminister, ist, von der Exekutive zu erwarten, 
eine, wie Sie schreiben — ich zitiere — , „verbindliche 
Erklärung zu der Dauer der verwaltungsgerichtlichen 
Eilverfahren" abzugeben. Angesichts des Art. 97 
Abs. 1 des Grundgesetzes, wonach die Richter unab-
hängig und — ich wundere mich, daß ich das einem 
Verfassungsminister hier vorlesen muß — nur dem 
Gesetz unterworfen sind, ist diese Aufforderung an 
die niedersächsische Landesregierung eine Aufforde-

rung zum Verfassungsbruch, der wir überhaupt nicht 
gedenken nachzukommen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf-
gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

Wir werden die institutionellen Voraussetzungen 
schaffen, das asylgerichtliche Verfahren ohne weitere 
Verkürzung der rechtlichen Möglichkeit erheblich zu 
beschleunigen. 

(Volker Rühe [CDU/CSU]: Das ist aber doch 
ein SPD-Vorschlag!) 

Aus all dem folgt aber auch, daß wir als eine Lan-
desregierung, die das, was sie verspricht, auch hält, 
hier keine Versprechungen abgeben werden, wonach 
das Verfahren von Asylbewerberinnen und -bewer-
bern mit offensichtlich unbegründeten Anträgen in-
nerhalb von sechs Wochen rechtskräftig entschieden 
und der Aufenthalt beendet werden kann. Denn diese 
Frage hat für die Unterbringung von Flüchtlingen 
entscheidende Konsequenzen. 

Zeugt schon die Vorstellung, Menschen in Einrich-
tungen mit bis zu 1 000 Plätzen mehr als jene 14 Tage 
der Erstaufnahme unterzubringen, von einer, wie ich 
finde, horrenden Unkenntnis der damit einhergehen-
den praktischen Probleme, so läßt mich die Vorstel-
lung, bei mit Sicherheit auch in diesem Fall zu erwar-
tenden Verzögerungen plötzlich mit der Situation von 
völlig überfüllten Sammelunterkünften konfrontiert 
zu sein, schaudern. 

Die hier verabredete Vereinbarung zur Asylpolitik 
hat aus Ländersicht den gravierenden Nachteil, daß 
das Risiko eines Fehlschlags der Beschleunigungs-
maßnahmen wiederum und ausschließlich bei den 
Ländern und Gemeinden liegt. 

Ich bin überzeugt davon, daß einige auf dieser Seite 
des Hauses durchaus diesen stillen Hintergedanken 
dabei hatten. Eine Reihe von Ausführungen von 
Herrn Teufel läßt das durchaus angeraten erscheinen. 
Sie haben dieser Vereinbarung möglicherweise nur in 
dem Wissen zugestimmt, daß sie bei der Umsetzung 
nicht die Ergebnisse bringen wird, die sie verspricht. 
Den dadurch entstehenden politischen Handlungs-
druck wollen Sie dazu benutzen, die Bereitschaft zu 
einer Änderung des Grundgesetzes zu erhöhen. 

Die niedersächsische Landesregierung wird des-
halb das Risiko, durch Verzögerungen im Verfahren 
Menschen möglicherweise über Monate hinweg in 
Großeinrichtungen von 1 000 und mehr Plätzen unter-
bringen zu müssen, eventuell wegen Überfüllung 
noch weitere Großeinrichtungen zu schaffen, nicht 
eingehen. Die im Beschluß vom 10. Oktober 1991 ge-
forderten zentralen Gemeinschaftsunterkünfte für 
eine mehrwöchige Unterbringung wird es nicht ge-
ben. Wir richten keine Sammellager ein. 

In Niedersachsen werden Flüchtlinge auch künftig 
erst in den zentralen Anlaufstellen aufgenommen. Sie 
haben dort die Möglichkeit, sich von unabhängigen 
Flüchtlingsorganisationen beraten zu lassen. Nach ih-
rer Anhörung muß die zuständige Behörde innerhalb 
von 14 Tagen entscheiden, ob für den Flüchtling ein 
Bleiberecht aus einem Paragraphen der Ausländerge-
setze abgeleitet werden kann. Trifft dies zu, muß er 
umgehend einer Gemeinde zugewiesen werden. 
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Diejenigen, deren Antrag als offensichtlich unbe-
gründet beschieden wird, sollen in dezentralen Lan-
desflüchtlingswohnheimen untergebracht werden. 
Diese bereits heute existierenden, aber zu vermehren-
den Flüchtlingswohnheime in einer Größenordnung 
von 30 bis 150 Plätzen sehen ein Wohnen unter sozia-
ler Betreuung vor. Niedersachsen ist nicht nur das ein-
zige Land, welches ein flächendeckendes Netz von 
Sozialarbeitern zur Betreuung dezentral unterge-
brachter Flüchtlinge aufgebaut hat, sondern es 
schreibt den Betreibern von Flüchtlingswohnheimen 
— darunter fallen die Wohlfahrtsverbände — auch 
vor, die Einstellung von Sozialarbeiterinnen und So-
zialarbeitern nach einem festen Schlüssel vorzuneh-
men. 

(Abg. Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU] 
meldet zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Minister, ge-
statten Sie zum Schluß noch eine Zwischenfrage? 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Ja, wenn 
ich diesen Satz noch sagen darf. — Es würde mich sehr 
wundern, wenn diese Form der Unterbringung mit 
Einrichtungen auf eine Stufe gestellt wird, welche 
nicht nur mehr als 20mal so groß sind, sondern erklär-
termaßen auch abschreckenden Charakter haben sol-
len. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Ger-
ster, bitte. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Mini-
ster, Sie können, wie Sie wissen, als Landesminister 
für Ihre Landesregierung sprechen. Aber für wen 
sprechen Sie eigentlich wirklich, nachdem Ihr Innen-
minister Glogowski eindeutig erklärt hat, das, was in 
Bonn am 10. Oktober vereinbart wurde, sei gut und 
notwendig? Er erklärte überdies, die Absprachen lä-
gen ganz auf sozialdemokratischer Linie. Für welche 
Landesregierung sprechen Sie eigentlich? 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Herr Ger-
ster, ich spreche auf der Basis des Kabinettsbeschlus-
ses von letzter Woche. Sie werden daran erkennen, für 
wen ich spreche. Ich glaube, die Frage ist eindeutig 
beantwortet. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ba

-

bylonische Sprachverwirrung!) 
Ich will etwas weiteres hinzufügen — ich komme 

zum Schluß, Herr Präsident — : Auch folgendes wird 
es in Niedersachsen nicht geben: Wir werden aus die-
sen Heimen keine Abschiebungen vollziehen. Ich 
glaube, der sächsische Innenminister hat recht mit sei-
nen Vorbehalten gegen diese Form. Ich glaube, die 
Mahnung des Kollegen Eggert aus Sachsen, daß wir 
als Deutsche gut beraten wären, solche Aktionen 
nicht zu starten, ist vor dem Hintergrund unserer Ge-
schichte beklemmend aktuell. In einer Situation, wo 
es 50 Jahre nach der sogenannten Reichskristallnacht 
in Deutschland wieder Pogrome gibt — um nichts an-
deres handelt es sich in Hoyerswerda und an-
derswo — , müssen wir in all unseren Handlungen uns 
dem Grundsatz verpflichtet sehen, daß Menschen, die 
als Flüchtlinge in unser Land kommen, Anspruch auf 
die Achtung ihrer Menschenwürde haben. Wir haben  

einen mitmenschlichen Umgang mit ihnen zu ge-
währleisten. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Wolf-
gang Ullmann [Bündnis 90/GRÜNE]) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt das Wort unserem Kollegen 
Wolfgang Zeitlmann. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich meine in 
der Tat, Frau Däubler-Gmelin, das, was Sie hier heute 
nach der Rede des Bundesinnenministers geboten ha-
ben, verdient ein Stückchen weit das Attribut „schein-
heilig" . Sie haben dem Bundesinnenminister vorge-
worfen, er habe die Einigung vom letzten Donnerstag 
nur einen Tag lang gültig sein lassen und habe dann 
seinen Entwurf vorgelegt. Sie wissen als Teilnehmerin 
der Runde sehr genau, daß gleich zu Beginn verein-
bart wurde, daß der Bundesinnenminister seine Vor-
stellungen vorzulegen hatte. Sie haben darauf sogar 
gedrängt. Man hat sich ganz eindeutig darauf ver-
ständigt, daß mit der Vereinbarung vom Donnerstag 
keine Seite ihre Überlegungen und ihre Meinungen 
aufgibt. Ich halte es wirklich für scheinheilig, so mit-
einander umzugehen. 

Herr Minister Trittin, ich lese in der neuesten Pres-
seinformation der niedersächsischen Landesregie-
rung, Absatz 1, vom 15. Oktober — ich zitiere — : 

Die generalstabsmäßig weitergeführte Kam-
pagne der CDU/CSU gegen das Grundrecht auf 
Asyl ist eine wesentliche Mitursache für die Welle 
der Gewalt in Deutschland. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das stimmt doch! 
Das ist doch wahr!) 

Sie schafft ein Klima, im dem Terror gegen Men-
schen gedeiht und legitimiert wird, diese Gewalt-
ausbrüche, 

— so heißt es hier — 

für die auch Schreibtischtäter in der Führung der 
CDU die Verantwortung tragen. 

(Bundesminister Dr. Wolfgang Schäuble: 
Unglaublich!) 

Wer so miteinander umgeht, Herr Trittin, der braucht 
sich weiß Gott nicht zu wundern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich halte dies für keinen angemessenen Stil. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Wie bezeichnen 
Sie denn die Kampagne in Niedersachsen?) 

Der Bundesinnenminister hat sich eingangs seiner 
Rede und auch in den beiden Zwischeninterventionen 
in Satz 1 ganz eindeutig zu der momentanen auslän-
derfeindlichen Situation geäußert — unzweideutig! 
Dann hier so zu tun, als würde von dieser Rede etwas 
in Richtung gesteigerte Ausländerfeindlichkeit aus-
gehen, ist infam. 

Nun zur Sache selbst: Die Zahl der Asylbewerber in 
der Bundesrepublik Deutschland ist in den letzten 
Jahren drastisch angestiegen und hat in den Monaten 
August und September sämtliche Rekorde gebrochen. 
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Seit 1987 hat sich die Zahl mehr als vervierfacht. Aber 
weniger als 10 % sind politisch verfolgt. Die durch-
schnittliche Dauer der Verwaltungsverfahren liegt 
derzeit bei 11 Monaten. Dem folgt mindestens eine 
Gerichtsinstanz. Die Zahl von 330 000 Asylbewerbern 
im laufenden Verfahren ist deshalb nicht verwunder-
lich, bringt aber Länder und Kommunen bei der Un-
terbringung in kaum mehr zu bewältigende Schwie-
rigkeiten. Auch die finanziellen Aufwendungen für 
Asylbewerber können nicht außer acht gelassen wer-
den. Der Kostenaufwand für Unterkunft und Sozial-
hilfe beträgt 1990 bundesweit etwa 4 Milliarden DM. 
Zu diesem Betrag müssen Sie die Kosten für Verwal-
tungs- und Gerichtsverfahren hinzurechnen. 

Den wachsenden Unmut in der Bevölkerung kann 
jeder von Ihnen an der Zahl der Briefe aus der Bevöl-
kerung ablesen. Dabei betonen fast alle Verfasser die-
ser Briefe, daß tatsächlich aus politischen, religiösen 
oder rassischen Gründen Verfolgten Asyl gewährt 
werden muß. Verärgert sind sie aber über die große 
Zahl derjenigen, die aus wirtschaftlichen Gründen 
versuchen, ein Bleiberecht in der Bundesrepublik zu 
erreichen. Die Belastungen durch Unterbringung, So-
zialhilfe und die Durchführung des Verfahrens wer-
den als sinnlos empfunden, da bei einer großen Zahl 
der Bewerber von vornherein absehbar ist, daß sie 
nach Abschluß des Verfahrens in ihre Heimat zurück-
kehren müssen. 

Nach einer von IPOS im Mai und Juni 1991 durch-
geführten Umfrage befürworten 70 % der Menschen 
in den alten Bundesländern und 79 % in den neuen 
Ländern das Asylrecht. Gleichzeitig sprachen sich je-
doch für eine zahlenmäßige Begrenzung in den alten 
Bundesländern 59 %, in den neuen Bundesländern 
68 % aus. Diese Zahlen belegen, daß der allergrößte 
Teil der Bevölkerung politisch Verfolgten Schutz ge-
währen möchte und gegenüber Ausländern grund-
sätzlich positiv eingestellt ist. 

Sorgen und Ängste entstehen jedoch durch den 
Umfang des Zustroms, durch den sich die Bevölke-
rung vielfach überfordert fühlt. Dabei geht es erst in 
zweiter Linie um die finanziellen Belastungen. An er-
ster Stelle steht die Frage, wie die Integrationsfähig-
keit der Ausländer in unserer Gesellschaft erhalten 
werden kann. 

Die CSU verurteilt den Anstieg von Gewalttätigkei-
ten, Beleidigungen und Beschimpfungen gegenüber 
Ausländern. Einem Klima, in dem solches Verhalten 
als Selbsthilfe begrüßt wird, treten wir entschieden 
entgegen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Sie schüren das 
ja! Sie führen das ja mit herbei!) 

Es handelt sich nicht um Selbsthilfe, sondern um 
Selbstjustiz. Hier gilt, wie auch sonst: Rechtsfreie 
Räume dürfen wir nicht dulden. 

Die Straftaten konsequent zu verfolgen und die 
Ausländer zu schützen ist Aufgabe der Polizei. Im 
Vorfeld ist es erforderlich, die für Gewaltaktionen ge-
gen Ausländer maßgeblich in Betracht kommenden 
Rechtsextremisten unter den Skinheads durch den 
Verfassungsschutz zu beobachten, wie dies in Bayern 
schon seit Jahren geschieht. 

Genauso wie wir es für uns in Anspruch nehmen, 
haben alle Ausländer, die sich bei uns aufhalten, ei-
nen Anspruch auf Schutz ihres Lebens, ihrer Gesund-
heit, ihrer Freiheit und ihres Eigentums. Den damit 
verbundenen Aufwand muß uns unser freiheitlicher 
Rechtsstaat wert sein. 

Dem Rechtsstaat droht vor allem dann Gefahr, wenn 
die Menschen das Vertrauen in die Organe des Staa-
tes verlieren. Der Staat muß Sicherheit gewährleisten; 
er muß aber auch Ängste und Sorgen ernst nehmen 
und bestehende Probleme lösen. Gerade bei der 
Frage des Asylrechts ist die Politik, sind wir alle drauf 
und dran, das Vertrauen der Menschen zu verspie-
len. 

Seit 1978 wurden immer wieder Maßnahmen mit 
dem Ziel ergriffen, das Asylverfahren zu beschleuni-
gen. Die erreichte Wirkung wurde jedesmal durch den 
ständig wachsenden Zustrom mehr als wettgemacht. 
Das beweist: Das Asylproblem ist vor allem ein Zu-
gangsproblem. Das Asylgrundrecht wird Hebel für 
eine in keiner Weise kontrollierbare Einwanderung, 
wenn es uns nicht gelingt, den Zustrom von nicht aus 
politischen, religiösen oder rassischen Gründen Ver-
folgten in den Griff zu bekommen. 

Die CSU verschließt sich nicht den Maßnahmen, die 
in den sogenannten Zielvorstellungen vereinbart wur-
den, macht aber darauf aufmerksam, daß die Prakti-
ker in Bayern und Baden-Württemberg es für unmög-
lich halten, daß damit eine Verfahrensdauer von 
sechs Wochen erreicht wird. Allein die Einschaltung 
eines Anwalts, der ja auch einen Dolmetscher braucht 
und in der Regel Akteneinsicht verlangen wird, läßt 
die von der SPD geforderten drei Wochen für das 
Gerichtsverfahren einschließlich Rechtsmittelfrist als 
unrealistisch erscheinen. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Begrüßenswert ist das Umschwenken der SPD in 
einigen durchaus wichtigen Punkten. 

Erstens. Die SPD fordert jetzt die Unterbringung der 
Asylbewerber, über deren Anträge in kurzer Frist ent-
schieden werden kann, in Gemeinschaftsunterkünf-
ten. Dafür bedarf es allerdings keiner Gesetzesände-
rung. Bereits seit 1987 sind solche Gemeinschaftsun-
terkünfte in § 23 des Asylverfahrensgesetzes vorgese-
hen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Warum haben Sie 
es denn nicht gemacht?) 

Es war aber gerade die SPD, die in völliger Blindheit 
gegenüber den Problemen diese Gemeinschaftsun-
terkünfte als menschenunwürdig ablehnte und be-
kämpfte. Das gleiche gilt für den Vorrang der Sachlei-
stung gegenüber der Barleistung bei der Sozialhilfe. 

Zweitens. Der Ausschluß der Beschwerde im Pro-
zeßkostenhilfeverfahren wurde von der CSU seit Jah-
ren gefordert. Es ist schon bemerkenswert, wenn SPD 
und FDP sich diese Forderung jetzt nicht nur zu eigen 
machen, sondern so tun, als hätten sie selbst diese 
Möglichkeit zur Beschleunigung erfunden. 

Drittens. Ein Fortschritt ist auch, daß künftig nach 
Aktenlage im schriftlichen Verfahren entschieden 
werden kann, wenn der Asylbewerber zur mündli- 
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chen Verhandlung ohne Entschuldigung nicht er-
scheint. 

Viertens. Während sich bisher gerade SPD-regierte 
Länder als Weltmeister in angeblicher Humanität her-
vorgetan haben, indem sie weitreichende Abschiebe-
stopps festlegten, fordert jetzt die SPD die konse-
quente Abschiebung abgelehnter Asylbewerber 
ohne Bleiberecht innerhalb einer Woche. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Fünftens. Vereinbart wurde auch, eine gesetzliche 
Grundlage für die generelle erkennungsdienstliche 
Behandlung von Asylbewerbern zu schaffen. Das 
automatisierte Fingerabdrucksystem AFIS soll be-
schleunigt ausgebaut werden. Sobald dieses System 
flächendeckend installiert ist, wird es nicht mehr mög-
lich sein, daß ein Teil der Asylbewerber an verschie-
denen Orten gleichzeitig Sozialhilfe beziehen oder 
nacheinander mehrere Asylanträge stellen kann. 

Der vereinzelt zu hörende Vorwurf, Asylbewerber 
würden wie Verbrecher behandelt, ist falsch. Keines-
wegs sind die Mehrzahl der Asylbewerber Straftäter. 
Es wäre falsch, aus den schwarzen Schafen Ressenti-
ments gegen alle abzuleiten. Gerade im Interesse der 
ehrlichen Asylbewerber aber ist die Einführung und 
Nutzung dieses Systems dringend erforderlich. 

Auch eine optimale Umsetzung der Zielvorstellun-
gen wird uns bei der Lösung des Problems, wirklich 
politisch Verfolgte schnell aufzunehmen und Nicht-
verfolgte schnell in ihre Heimat zurückzuführen, nur 
ein gewisses Stück weiterbringen. Ebenso wie mit den 
bisherigen Beschleunigungsnovellen werden wir 
auch mit diesen Maßnahmen keinen durchschlagen-
den Erfolg erreichen können. Kurz gesagt: Die Maß-
nahmen sind notwendig, aber nicht ausreichend. 

Soviel steht aber schon heute fest: Der Weg über 
eine Änderung des Grundgesetzes ist der einzige, der 
eine dauerhafte und langfristig wirksame Verbesse-
rung der Situation eröffnet. 

(Dr. Wolfang Weng [Gerlingen] [FDP]: Das 
ist ein Irrtum!) 

Wir müssen dafür sorgen, daß denjenigen, die unseres 
Schutzes ganz offensichtlich nicht bedürfen, von vorn-
herein der Zugang zum Asylverfahren verwehrt wird. 
Es muß die rechtliche Möglichkeit geschaffen werden, 
diesen Personen die Einreise zu versagen oder sie 
sofort in das Herkunfts- bzw. Heimatland zurückzu-
führen. 

Die CSU hält dafür folgende Maßnahmen für erf or-
derlich: 

Die Bundesregierung legt durch Rechtsverordnung 
oder, wie es der Herr Bundesinnenminister heute 
favorisiert hat, durch eine Entscheidung der EG in 
Abstimmung mit dem Hohen Flüchtlingskommissar 
die Staaten fest, in denen nach allgemeiner Überzeu-
gung keine politische Verfolgung stattfindet. 

Asylbewerber aus diesen Staaten werden nicht in 
das Asylverfahren genommen. Die Ausländerbehörde 
fordert sie nach allgemeinem Ausländerrecht zur Aus-
reise innerhalb von drei Tagen auf und schiebt die 
Ausländer ab, wenn sie bis dahin nicht freiwillig aus-
gereist sind. 

Alle Nachbarstaaten der Bundesrepublik Deutsch-
land wenden die Genfer Flüchtlingskonvention an. 
Ausländer, die aus diesen Staaten die Einreise versu-
chen und sich an der Grenze als Asylbewerber mel-
den, werden zurückgewiesen; denn sie können auch 
in diesen Staaten die Anerkennung als politische 
Flüchtlinge beantragen und erreichen, wenn sie wirk-
lich mit politischer Verfolgung rechnen müssen. In 
gleicher Weise werden asylsuchende Ausländer, die 
unmittelbar nach ihrem illegalen Grenzübertritt ent-
deckt werden, wieder in den Nachbarstaat zurückge-
schickt. 

Ausländer, die auf dem Luftweg aus sicheren Dritt-
staaten ankommen, werden dorthin zurückgewiesen. 
Das gleiche gilt für die Ausländer, die aus Heimatstaa-
ten kommen, die in der Rechtsverordnung der Bun-
desregierung oder der EG als Nichtverfolgerstaaten 
genannt sind. 

Personen, die in einem anderen EG-Staat oder in 
einem anderen westeuropäischen Staat ein Asylver-
fahren rechtskräftig negativ abgeschlossen haben, 
werden in der Bundesrepublik nicht mehr in das Ver-
fahren einbezogen. 

Für diese Maßnahmen brauchen wir eine unzwei-
felhafte verfassungsrechtliche Grundlage. Die rechts-
staatlich richtige Lösung ist deshalb eine Änderung 
des Art. 16 des Grundgesetzes. Außerdem sollte der 
Gesetzgeber durch eine Änderung des Art. 19 Abs. 4 
des Grundgesetzes die Möglichkeit erhalten, von der 
Überprüfung der Asylentscheidung in einem Ge-
richtsverfahren abzusehen und statt dessen eine 
außergerichtliche Beschwerdeinstanz vorzusehen. 
Damit könnte die Belastung der Gerichte erheblich 
verringert werden. 

Wir wollen ein Asylrecht, wie es in den übrigen 
westeuropäischen Staaten seit langem besteht. Ein 
„Europa ohne Grenzen" braucht auch ein einheitli-
ches Asylrecht. Der politische Wille der anderen Mit-
gliedstaaten ist vorhanden. Der Europäische Rat hat 
am 28./29. Juni dieses Jahres ausdrücklich gebilligt, 
daß die Asyl-, Einwanderungs- und Ausländerpolitik 
in der EG spätestens bis Ende 1993 harmonisiert wer-
den soll. Die Gemeinschaftsregelung wird sich aber 
gewiß nicht am Asylrecht der Bundesrepublik 
Deutschland ausrichten. Außerdem soll sich nach den 
EG-Vorschlägen künftig kein Mitgliedstaat mehr auf 
einen Vorbehalt nationalen Rechts berufen können. 

Wir brauchen jetzt Mut zu klaren Lösungen. Wir 
wollen ein humanes Asylrecht auf europäischem 
Standard. Wir wollen die Unterbindung des Miß-
brauchs. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge- 
ordneten der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Als nächstem Red-
ner erteile ich das Wort unserem Kollegen Dr. Burk-
hard Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Das erste Wort ist ein Dank an 
alle, die unserem Aufruf gefolgt sind, gegen die Ge-
walt zu protestieren und sich schützend vor die Aus- 
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länder zu stellen, die in der Gefahr sind, Opfer von 
Pogromen zu werden. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Mein ausdrücklicher Dank gilt — nach der Bemer-
kung, die Herr Schäuble anfangs gemacht hat — auch 
den Ausländerbeauftragten der Bundesregierung be-
ginnend mit Heinz Kühn, Frau Funcke, aber auch 
Frau Berger, Frau Kahane, die jeweils in ihrer Amts-
zeit für Ausländer und für das Verhältnis der Deut-
schen zu Ausländern alles getan haben, was in ihren 
Kräften stand, 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

und die mehr Unterstützung verdient hätten. 

Ich bedaure, daß der Ansatz des überfraktionellen 
Antrags, zu einer wünschenswerten größeren Ge-
meinsamkeit zu gelangen, durch die anderen An-
träge, zum Teil auch durch das, was sich hier heute 
vormittag abgespielt hat, wieder zerstört wird. Es wird 
zwar ein Teil der gemeinsamen Zielvorstellungen zur 
Flüchtlingspolitik wiederholt, aber es wird auch die 
Polemik fortgesetzt, wer — und wodurch — der ei-
gentlich Schuldige an allen Problemen sei. So weist 
hier jeder auf den anderen: auf die Bundesregierung, 
auf die Opposition, auf die Länder, auf den Koalitions-
partner. Aber die Bevölkerung weist auf uns alle. Sie 
erwartet, daß wir zur Lösung des Problems kommen, 
dessen Größe hier ihr durch absichtsvolle und noch 
größere Schreckensgemälde bis hin zu Agitations-
handreichungen für Kommunalpolitiker eindrucks-
voll geschildert wurde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nichts wird besser, wenn der Minister hier nicht als 
Minister spricht, sondern als Abgeordneter, Herr Mi-
nister. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd

-

nis 90/GRÜNE) 

Auch wer zwei Mützen hat, hat nur einen Kopf. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es wird von uns erwartet, daß wir die in den gemein-
samen Zielvorstellungen skizzierten gesetzlichen Re-
gelungen treffen und den ernsthaften Versuch unter-
nehmen, damit zu schnelleren Entscheidungen über 
Asylgesuche zu kommen. Das muß man nicht nur 
beschließen, sondern auch wollen. Ich will dazu keine 
weiteren Einzelheiten mehr darstellen, auch nicht die 
vielen praktischen Unzulänglichkeiten durch man-
gelnde Ausstattung der Ausländerämter oder z. B. der 
Kanzleien der Verwaltungsgerichte, die die Verfah-
rensdauer teilweise um Monate und Jahre verlängert 
haben. Das geht bis zur Groteske; man muß sich das 
mal im einzelnen ansehen. Wir werden das in den 
Ausschußberatungen nachtragen. 

Wenn man lange streitet, dann verliert man bald 
den Kern des Streits aus den Augen. Wir wollen nicht 
mit Hilfe des Asylrechts soziale Probleme in anderen 
Ländern lösen. Wir wollen das Recht politischer 
Flüchtlinge erhalten, Aufnahme zu finden. Dazu ge-
hört, daß der Flüchtling in einem fairen Verfahren 
angehört und sein Fall individuell entschieden wird. 

Wir sind der Überzeugung, daß summarische und 
pauschale Verfahren im Bereich politischer Flücht-
linge weder unseren völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen noch dem Geist unserer Verfassung entsprechen. 
Das ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem Bünd-
nis 90/GRÜNE) 

Deswegen lehnen wir sie ab. 
Wir akzeptieren unter den gegenwärtigen Umstän-

den ein äußerst kurzes Verfahren, Sammelunter-
künfte und die schnelle Abschiebung abgelehnter 
Asylbewerber, um die Gemeinden zu entlasten. Bei 
einem neuen Anfang sollten wir aber auch den Mut zu 
einer großzügigen Altfallregelung haben. 

(Abg. Stefan Schwarz [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Bitte. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr. 

Stefan Schwarz (CDU/CSU): Herr Kollege 
Dr. Hirsch, können Sie mir erläutern, wo Sie summa-
rische und pauschale Verfahren erkennen können bei 
den Vorschlägen, die zur Zeit auf dem Tisch liegen? 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Jede Länderliste, Herr 
Kollege, ist ein pauschales Verfahren, weil grundsätz-
lich gesagt wird: Wer aus einem Land kommt, das auf 
einer — wie auch immer entstandenen — Liste steht, 
wird grundsätzlich nicht mehr persönlich gehört. Das 
ist der Punkt. 

Außerdem bitte ich Sie wirklich herzlich, sich den 
Gesetzentwurf der Bayerischen Staatsregierung zu 
Gemüte zu führen, der im Bundesrat eingebracht wor-
den ist, wo auch die Möglichkeit vorgehalten wird, 
einen politischen Flüchtling an der Grenze abzuwei-
sen. Nehmen Sie doch zur Kenntnis, was Ihre Frak-
tionskollegen offenbar mit unterstützen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist nicht 
die Auffassung der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion!) 
— Ich freue mich, das zu hören. Sie sollten das auch 
Herrn Stoiber mitteilen. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
wußten Sie schon vorher!) 

Wir sind der Überzeugung, daß die immer wieder 
propagierte Verfassungsänderung kein einziges 
praktisches Problem lösen würde. Wir gehen im übri-
gen davon aus, daß die schnelle Abschiebung von 
Antragstellern bei offensichtlich unbegründeten An-
trägen die Zahl der Hilfesuchenden bald verringern 
wird, wohlgemerkt nicht etwa die Zahl der Hilfsbe-
dürftigen, sondern derjenigen, die hoffen, bei uns 
Hilfe zu finden. Wir können es nicht verdrängen, daß 
wir mit allen Polizeimaßnahmen, Verwaltungsrege-
lungen oder verwaltungsgerichtlichen Entscheidun-
gen vielleicht Wanderungsziele verändern, aber 
keine einzige Wanderungsursache beheben und kein 
einziges soziales Problem lösen, weder in den Her- 
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kunftsländern noch bei uns. Mächtig ist das Gesetz, 
aber mächtiger ist die Not. 

Was ist mit der Wohlstandsfestung Europa? Sollen 
wir die Mauern durch Stacheldraht, also durch diffi-
zile und für die Menschen schwer durchschaubare 
Vorschriften ersetzen? Es ist die Kernfrage, was denn 
europäische Freizügigkeit für uns bedeuten soll, ob 
und nach welchen Maßstäben wir die Zahl der Zu-
wanderer begrenzen wollen. Wie viele Ausländer sol-
len bei uns leben? Sind wir bereit, sie zu integrieren? 
Ist das dann die multikulturelle Gesellschaft, die man-
che fürchten? Sind Aussiedler auf Dauer anders zu 
bewerten als andere Einwanderer? Union und SPD 
sind jeweils in ihren eigenen Reihen über diese Frage 
uneinig, wir zu einem Teil auch. Das erschwert jede 
denkbare Lösung. 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Das gilt 
auch für die FDP!) 

Der Versuch, ein Einwanderungsgesetz zu formu-
lieren, würde die politischen Schwierigkeiten nach 
meiner Überzeugung vermehren. Aber das Asylrecht 
ist ein Teil der Einwanderungspolitik. In den Doku-
menten der Kommission der Europäischen Gemein-
schaft werden alle Mitgliedsländer außer Irland ohne 
Umschweife als Einwanderungsländer bewertet. Des-
wegen wird der Versuch unternommen, Einwande-
rungspolitik, bezogen auf den Arbeitsmarkt, die Fa-
milienzusammenführung, die wirtschaftlichen und so-
zialen Interessen, zu harmonisieren. Die Bundesregie-
rung wirkt daran mit. Das ist auch richtig so. Aber wir 
müssen verlangen, daß das Parlament und damit die 
Öffentlichkeit an diesem Willensbildungsprozeß be-
teiligt wird. Nach allen Erfahrungen der letzten Jahre 
wird es einen politischen Frieden offenbar erst dann 
geben, wenn wir uns nicht nur mit den unterschiedli-
chen Instrumenten der Einwanderungspolitik be-
schäftigen, sondern wenn auch die Voraussetzungen 
und Ziele der Einwanderungspolitik offen erörtert und 
festgelegt werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Dann müssen auch über allgemeine Deklamationen 
hinaus die Ziele und die wirtschaftlichen Mittel fest-
gelegt werden, die von uns und der Europäischen 
Gemeinschaft aufgebracht werden sollen, damit die 
Menschen in den Herkunftsländern die begründete 
Hoffnung haben können, auch dann eine Lebens-
chance zu haben, wenn sie dort bleiben. 

Es muß aufhören, daß soziale Angst oder die Ag-
gressionsbereitschaft der Hautköpfe zu Fremden-
feindlichkeit, zu Isolierung und zur Unberechenbar-
keit unserer Politik führen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dieter-Julius Cro

-

nenberg) 

Mit den gemeinsamen Zielvorstellungen haben wir 
uns um gemeinsame Grundlagen zwischen Koalition 
und Opposition, zwischen Bund und Ländern bemüht. 
Wir warnen davor, sie zu zerreden, anstatt sie weiter 
auszubauen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wer hier kleine Vorteile sucht, wird später dafür einen 
hohen Preis zahlen. Wir erwarten, daß die Bundesre

-

gierung die verabredeten Gesetzentwürfe unverzüg

-

lich vorlegt und daß sich alle Seiten ohne Vorbehalte 
ernsthaft darum bemühen werden, sie in der Wirklich-
keit auch durchzusetzen. Wir sind dazu bereit. 

(Beifall bei der FDP und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU und der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nunmehr 
spricht der Abgeordnete Wartenberg. 

Gerd Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die politische Auseinan-
dersetzung über das Zusammenleben zwischen Deut-
schen und Ausländern und über das Flüchtlingsrecht 
in Deutschland ist seit vielen Jahren eine fast uner-
trägliche Debatte in diesem Lande. Inzwischen ist 
nicht nur diese Debatte unerträglich, in unserem 
Lande herrschen auch unerträgliche Zustände. Ich 
meine damit die grauenhaften Anschläge auf Flücht-
linge, auf Ausländer oder auf Menschen, die vielleicht 
nur etwas anders aussehen. 

(Freimut Duve [SPD]: Sehr richtig!) 

Die Debatte über das Flüchtlingsrecht hat häufig ge-
nug eine Verstärkerfunktion bei der  Ausländerfeind-
lichkeit bewirkt, und das müssen sich insbesondere 
viele Politiker von den Koalitionsfraktionen fragen 
lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Rühe, da können Sie nicht so einfach aus der 
Verantwortung herausgehen und sagen, daß Ihre 
Stabsanweisungen an die unteren Gliederungen Ihrer 
Partei nicht ganz gezielt dazu genutzt werden sollten, 
das politische Klima hier zu vergiften und damit letz-
ten Endes den Ausländern Schwierigkeiten zu berei-
ten. Denn das ist die Folge. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir hier heute debattieren, dann sollten wir 
die Debatte auf den Kern zurückführen: Die Voraus-
setzung ist, daß man die Wirklichkeit erkennt. Die 
Wirklichkeit liegt im Spannungsverhältnis zwischen 
den reichen Staaten West- und Mitteleuropas und 
dem armen Rest der Welt. Die Bundesrepublik ist ein 
reiches und demokratisches Land mit offenen Gren-
zen, ist von neun anderen demokratischen Staaten 
umgeben. Diese Grenzen zu den neun anderen De-
mokratien werden und müssen offenbleiben. Diese 
Feststellung ist notwendig, damit jedem unserer Bür-
gerinnen und Bürger klar ist, daß auch in Zukunft 
viele Menschen aus anderen Regionen in unser Land 
kommen werden. Da gibt es überhaupt keinen Aus-
weg. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Menschen werden politische Flüchtlinge sein 
oder einfach Menschen, die hoffen, hier eine neue 
ökonomische Perspektive zu finden. 

Das belastet uns, das ist nicht einfach. Aber wer 
irgendwo die Illusion schürt, daß diese Menschen 
nicht kommen würden, der irrt sich. Allein diese Fest-
stellung müßte jeden Politiker dazu zwingen, unseren 
Bürgerinnen und Bürgern offen zu sagen, daß es kein 
Zaubermittel und kein Gesetz gibt, Wanderungsbe-
wegungen grundsätzlich zu unterbinden, es sei denn, 
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irgend jemand plädiert dafür, um dieses Land eine 
Mauer zu bauen, und zwar um das ganze Land, nicht 
nur nach Osten hin. Deswegen bitte und mahne ich 
alle, der Bevölkerung nicht vorzutäuschen, daß die 
Zuwanderung rigoros begrenzt werden könnte. Die 
Frustration würde hinterher um so größer sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere innenpolitische Frage ist: Wie gehen wir mit 
der Zuwanderung um? Nicht die absurde Frage steht 
zur Debatte: Wie kann sie verhindert werden? Wie 
leben wir mit der Zuwanderung, wie bereite sich un-
sere Gesellschaft auf weitere Zuwanderung vor, und 
inwieweit entwickeln wir Instrumente, die die Zuwan-
derung so steuern, daß sie auch für die Bevölkerung 
und die Gemeinden tragbar wird? 

Ich gehe davon aus, daß wir einige Steuerungsin-
strumente finden müssen, damit wir uns in der Lage 
sehen, uns infrastrukturell auf die Wanderungsbewe-
gung einzustellen. Eine Wirklichkeit unserer Gesell-
schaft ist die Überlastung der Infrastruktur durch die 
Zuwanderung von ca. 2 Millionen Menschen in den 
letzten vier Jahren. Diese Zuwanderung hat ohne 
Frage in vielen Städten und Gemeinden zu erhebli-
chen Problemen geführt. Aber diese Zuwanderung 
besteht nur aus dem geringsten Teil von Flüchtlingen; 
die meisten sind Aussiedler. Auch dies muß immer 
wieder gesagt werden. 

(Beifall bei der SPD — Johannes Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Das stimmt doch gar 

nicht! Dieses Jahr nicht mehr!) 

— Das war in den letzten vier Jahren so, und in diesem 
Jahr ist es halbe halbe. Es löst doch auch nicht das 
Problem, wenn wir uns darüber streiten, aber wir müs-
sen zur Kenntnis nehmen, daß es so ist und daß es kein 
Zaubermittel dagegen gibt. 

Ich möchte hier über einige der vorgeschlagenen 
Regelungen reden, auch wenn es mir schwerfällt, in 
einer Zeit über Gesetzestechnik zu reden, wo wir haß-
erfüllte Anschläge in dieser Gesellschaft erleben müs-
sen. Das Ziel, Städte und Gemeinden zu entlasten, 
müßte der gemeinsame pragmatische Weg aller Poli-
tiker sein. Ich verstehe nicht die Bösartigkeit und Pe-
netranz, mit der man versucht, diesen pragmatischen 
Weg von vornherein unmöglich zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch das ist eine unerhörte Unverantwortlichkeit. 
Was haben Sie denn nachher für eine Alternative? 
Merken Sie denn nicht, wenn Sie jeden praktikablen 
Weg zerreden, daß die Frustrationen nur wachsen? 
Um einen solchen pragmatischen Weg zu finden, ist 
im Gespräch beim Bundeskanzler ein Zielkonzept 
entwickelt worden. Dieser Arbeitsauftrag beinhaltet, 
Regelungen zu finden, um die Gemeinden dadurch zu 
entlasten, daß in Erstaufnahmesammellagern sehr 
schnell festgestellt werden kann, wer hierbleibt und 
wer zurückgeht. 

Was heißt das praktisch? In dem Verwaltungsver-
fahren werden nach zwei Wochen alle schwierigen 
Fälle und alle, die hierbleiben können, sei es nach der 
Genfer Konvention, sei es nach unserem Asylrecht, 
sofort in die Gemeinden verteilt werden. Das heißt, 
diese Gruppe bleibt nicht in den Sammellagern. Das  

sage ich denjenigen, die sagen: Die Erstaufnahme-
sammellager seien unmenschlich. Vergleichen wir 
doch mal die Wirklichkeit: Im Augenblick kommen 
alle de facto in Sammelunterkünfte und bleiben dort 
auf Dauer. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch nicht!) 

— Das ist die augenblickliche Situation, weil es keine 
Wohnungen gibt. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Heiner 
Geißler [CDU/CSU]: Entschuldigen Sie, aber 
es gibt Regionen, in denen man es richtig 

macht!) 

Und, meine Damen und Herren, wenn wir über die 
Infrastruktur reden, dann müßten wir vielleicht auch 
einmal sagen, daß in diesem Land in den letzten zehn 
Jahren die wenigsten Wohnungen in ganz Europa 
gebaut worden sind, 

(Beifall bei der SPD) 

weniger Wohnungen, als sogar Frau Thatcher — die 
weiß Gott auch in diesem Land nicht als sozial gilt  — 
in  England gebaut hat. Auch das ist eine der Ursachen 
für die Schwierigkeiten, vor denen wir heute ste-
hen. 

Die Erstaufnahmestellen sind deswegen notwen-
dig, weil in diesem Verwaltungsgang frühzeitig ge-
prüft werden kann, wer hierbleiben darf. Der durch-
läuft dann ein normales, vernünftiges Verfahren und 
bekommt eine normale Unterbringung. Die Gemein-
den können, da sie weniger Zuweisungen bekommen, 
diese Menschen dann besser integrieren. Das ist eine 
eindeutige Verbesserung für all die Menschen, die 
hierbleiben werden. Die anderen, die nicht bleibebe-
rechtigt sind, können zurückgeschickt werden, wenn 
ihr Verfahren in kurzer Frist abgeschlossen wird. 

Nun sagen einige: Zurückschicken ist per se etwas 
Schlechtes. Dennoch ist richtig: Wir können nicht alle 
Zuwanderungsprobleme, die aus ökonomischen 
Gründen entstehen — so schwerwiegend sie auch 
sein mögen — , in diesem Lande verkraften. Auch bitte 
ich, nicht die Illusion zu haben — das sage ich an die 
Adresse des Bündnisses 90/GRÜNE — , daß die Pro-
bleme allein durch ein Zuwanderungsgesetz gelöst 
werden könnten und das Asylverfahren dadurch ent-
lastet würde. Wir kennen das aus Amerika: Dort hat 
man eine Einwanderungsquote, und trotzdem gibt es 
dort eine immense illegale Einwanderung. Das ist die 
Schwäche dieses Konzeptes, die mit einem Zuwande-
rungsgesetz, einem Einwanderungsgesetz verbunden 
ist. Man darf keine Illusionen wecken, auch nicht die 
Illusion, das Zuwanderungsproblem könne durch Ge-
setze oder durch ein formales Verfahren gelöst wer-
den, die Problematik der nicht gesteuerten Zuwande-
rung in dieses Land könne eingegrenzt werden; denn 
wenn die Quote voll ist, haben Sie das gleiche Pro-
blem. So ist es auch in Amerika, wo nach dem Motto 
verfahren wird: Wer zuerst kommt, mahlt zuerst. Da 
spielen sich im Augenblick dramatische Dinge ab, 
weil die Quote voll ist. Alle anderen kommen dann 
weiter illegal. 

Nun sagen viele in der Koalition, in der CDU/CSU-
Fraktion — sofern sie überhaupt bereit sind, diesen 
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Weg mitzugehen — : Das reicht nicht aus; die Verfas-
sung muß geändert werden. Aber da muß ich wieder 
an den Ausgangspunkt erinnern: Wenn wir uns dar-
über einig sind, daß nicht verhindert werden kann, 
daß Flüchtlinge wegen der offenen Grenzen auch zu-
künftig unkontrolliert in die Bundesrepublik einrei-
sen können, dann ist zu fragen: Was bringt denn eine 
Verfassungsänderung, wenn sich über 90 To  nicht an 
der Grenze, sondern im Lande selbst melden und ei-
nen Asylantrag stellen? 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: So ist 
es!) 

Selbst bei einer veränderten Verfassungslage kommt 
dieser Mensch in folgende Situation: Er geht zu einer 
Behörde. Dort muß seine Identität festgestellt werden; 
er hat vielleicht keine Papiere. Es muß ein Dolmet-
scher zugezogen und ein Verfahren angestrebt wer-
den, in dem sein Recht auf Asyl nachgewiesen wird. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ein 
objektives Verfahren, das in wenigen Stun

-

den durchgeführt werden kann!) 

Denn auch dieser Mensch muß überprüft werden, ob 
er objektive Gründe hat, hierzubleiben. Sie sind also 
wieder bei dem Verwaltungsverfahren, 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
dauert höchstens sechs Stunden!) 

das mindestens zwei Wochen dauert. Selbst wenn Sie 
das Asylrecht aus der Verfassung streichen würden, 
würde sich daran faktisch überhaupt nichts ändern. 

(Beifall bei der SPD — Johannes Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Das ist falsch! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich meine, daß dies für die weitere Akzeptanz in 
diesem Lande unerhört wichtig ist. Ihnen könnte 
nichts Schlimmeres passieren, als wenn es hier eine 
Mehrheit für eine Verfassungsänderung gäbe und wir 
hinterher feststellen würden: Im Prinzip hat sich der 
Umfang der Zuwanderung überhaupt nicht geän-
dert. 

(Beifall bei der SPD — Wolfgang Zeitlmann 
[CDU/CSU]: Dann macht es doch, wenn es 

nichts bringt!) 

Meine Damen und Herren, das schönste Beispiel 
hierfür ist die Schweiz, ein Land mitten in Europa, mit 
Grenzen zu vielen Nachbarstaaten. Sie hat das Asyl-
recht nicht in der Verfassung verankert, hat aber ge-
nau das gleiche Problem wie wir. Sie hat, bezogen auf 
ihre Bevölkerung, mehr Asylbewerber als wir, steht 
vor genauso schwierigen Problemen wie wir und dis-
kutiert über Verfahren — genau wie wir. Ich bitte Sie, 
das einmal ernsthaft zu überlegen. Die Probleme las-
sen sich nicht pauschal mit einer Änderung der Ver-
fassung lösen. Und: Wecken Sie nicht Illusionen bei 
der Bevölkerung! 

Meine Damen und Herren, wenn es uns gelingen 
sollte, durch ein gestrafftes Verwaltungsverfahren da-
für zu sorgen, daß Unberechtigte schneller das Land 
verlassen, dann kann dieses Land den wirklich Be-
rechtigten auch eine große Chance geben. Im Augen-
blick haben wir die Situation, daß niemandem eine 
wirkliche Chance gegeben wird, weil wegen der In-

frastruktur Städte und Gemeinden objektiv nicht 
mehr die Möglichkeit dazu haben. 

Ich stimme Ihnen zu, daß wir eine europäische Lö-
sung finden müssen. Das, was von der Kommission 
diskutiert wird, ist auch für uns wichtig. Allerdings 
muß das Niveau einer europäischen Regelung, bezo-
gen auf unser heutiges Asylrecht, mitbedacht werden. 
Aber ich glaube, einer europäischen Lösung dieses 
Problems kann sich keiner entziehen. 

Übrigens ist das auch deswegen wichtig, weil nur 
bei einer europäischen Lösung und Rücknahmever-
pflichtungen die Frage interessant werden kann, ob 
jemand in einem Drittland, einem Nachbarstaat, 
Schutz vor Verfolgung gefunden hat. Isoliert bringt 
das überhaupt nichts. 

Meine Damen und Herren, der Bundesinnenmini-
ster hat ja einen Tag nach der Vereinbarung im Kanz-
leramt in einem Schnellschuß diesen Vorschlag zu 
einer Verfassungsänderung vorgelegt. Dieser Verfas-
sungsänderungsvorschlag ist das Schlampigste, was 
ich aus Ihrem Hause je gesehen habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Selbst wenn man das unter dem Aspekt einer wirkli

-

chen Verfassungsänderung prüfte, fehlen die ent

-

scheidendsten Elemente. Aber das Wichtigste ist 
—und dazu fordern wir Sie seit Wochen auf — : Be-
kennen Sie endlich Farbe. Wenn Sie sagen, es gebe 
Nichtverfolgerstaaten, dann sagen Sie auch, welche 
Nichtverfolgerstaaten Sie meinen. Meinen Sie Jugo-
slawien, meinen Sie die Türkei, meinen Sie Iran, mei-
nen Sie Libanon? Sie weigern sich seit Monaten, eine 
solche Liste aufzustellen. Aber erst wenn so eine Liste 
da ist, wird natürlich interessant, ob überhaupt eines 
der Instrumente wirken könnte. Ich muß doch wissen, 
um welche Menschen es geht. Wenn ich in eine Liste 
die Schweiz oder Italien 

(Zurufe von der SPD: Schweden!) 

— oder Schweden — hineinnehme, brauchen wir 
nicht darüber zu reden. Also bitte, bekennen Sie end-
lich einmal Farbe! 

Meine Damen und Herren, bei dieser Debatte geht 
es nicht um ein technisches Problem, sondern es geht 
— das haben die Anschläge deutlich gemacht — um 
die Demokratie, es geht um das Zusammenleben in 
unserer Gesellschaft. Zyniker in der CDU und CSU 
versuchen der Bevölkerung weiszumachen, man 
müsse nur die Verfassung ändern, und alles sei in 
Ordnung. Ja, glaubt denn jemand, daß die Menschen 
nach einer Verfassungsänderung plötzlich toleranter 
wären? Wie kommen Sie eigentlich darauf, daß sich 
durch eine Verfassungsänderung plötzlich Intoleranz 
in Toleranz verwandelt? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Politik muß den Mut haben, den Menschen zu 
sagen, daß in einem Europa der offenen Grenzen Zu-
wanderung nur teilweise eingegrenzt werden kann. 
Wenn diese Wahrheit nicht vermittelt und nicht ak-
zeptiert werden kann, wird es eine Dauerkrise inner-
halb unserer Gesellschaft geben, die die Entwick-
lungsfähigkeit unserer Demokratie bedroht. 
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Recht herzlichen Dank. 
(Lebhafter Beifall bei der SPD, Beifall des 

Abg. Dr. Burkhard Hirsch [FDP]) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat Bundesinnenminister Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ver-
treter des Landes Niedersachsen, der dieser Debatte 
zumindest für die Dauer seines Redebeitrages beige-
wohnt hat, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 
hat sich beschwert gezeigt, daß eine Unterkunft des 
Bundesgrenzschutzes in Hannover zwar für Aussied-
ler, aber nicht für die Unterbringung von Asylbewer-
bern zur Verfügung gestellt worden sei. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Richtig!) 
Er hätte, Frau Kollegin Däubler-Gmelin, der Wahrheit 
halber mitteilen müssen, daß, nachdem sich die nie-
dersächsische Landesregierung im September wegen 
dieses Problems an mein Haus gewandt hatte, Staats-
sekretär Kroppenstedt mit Schreiben vom 4. Oktober 
1991 dem niedersächsischen Ministerium für Bundes- 
und Europaangelegenheiten mitgeteilt hat, daß der 
Bundesminister des Innern mit einer Unterbringung 
von Asylbewerbern in dieser Unterkunft einverstan-
den ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! — 
Friedrich  Bohl [CDU/CSU]: So läuft das hier! 
— Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Und was 

macht der BGS?) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage? — 

Dr. Herta Däubler-Gmelin (SPD): Herr Bundesin-
nenminister, ich will einfach zurückfragen, damit das 
wirklich ausgeräumt werden kann. Mir liegt ein 
Schreiben des Oberstadtdirektors von vor etwa drei 
Tagen vor, in dem steht — so, wie ich Ihnen das vorhin 
gesagt habe — , daß der zuständige Kommandant des 
Grenzschutzkommandos mit der Aufkündigung der 
Vereinbarung für den Fall droht, daß diese Asylbe-
werber nicht aus dieser Kaserne herausgenommen 
werden könnten? 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desinnenminister, ich glaube, es dient der Debatte, 
wenn Sie darauf direkt antworten können. — Bitte 
sehr. 

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister des Innern: 
Danke, Herr Präsident. — Frau Kollegin Däubler-
Gmelin, ich habe eben gesagt — ich kann Ihnen den 
Brief in Fotokopie auch gerne zur Verfügung stel-
len — : Es mag schon sein, daß der zuständige Kom-
mandeur des Bundesgrenzschutzes zunächst darauf 
verwiesen hat, daß sich die ursprünglich mit dem 
Land Niedersachsen abgeschlossene Vereinbarung 
ausdrücklich auf das Sonderprogramm der Bundesre-
gierung zur Unterbringung von Aussiedlern bezogen 
hat. Aber nachdem das Bundesinnenministerium von 
der niedersächsischen Landesregierung darauf ange-

sprochen worden war, hat der Staatssekretär Krop-
penstedt dem niedersächsischen Ministerium für Bun-
des- und Europaangelegenheiten mit Schreiben vom 
4. Oktober — heute ist der 18. Oktober — mitgeteilt, 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Wir wer-
den das prüfen, ist in Ordnung!) 

daß das Bundesinnenministerium damit einverstan-
den ist, daß die Nutzungsart für die Unterbringung 
von Asylbewerbern geändert wird und daß die Grenz-
schutzverwaltung Nord entsprechend beauftragt wor-
den ist. 

Die Sache ist damit zwischen uns in Ordnung. Nicht 
in Ordnung ist aber, daß der Vertreter der niedersäch-
sischen Landesvertretung hier in diesem Hohen 
Hause die Unwahrheit gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Thierse das Wort. 

Wolfgang Thierse (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am Dienstag dieser Woche war in 
Zeitungen folgende Meldung zu lesen: „Jeder zweite 
Sozialhilfeempfänger in den neuen Bundesländern ist 
jünger als 25 Jahre. " Das teilte das Statistische Bun-
desamt in Wiesbaden am Montag mit. 

Was hat das in dieser Meldung mitgeteilte Faktum 
mit dem Thema dieser Debatte zu tun, mit den Aus-
brüchen von Ausländerfeindlichkeit und Fremden-
haß in unserem Lande? Denn ich denke, es handelt 
sich in der Tat um Ausländerfeindlichkeit. Ich kann es 
nur für eine gefährliche Verharmlosung halten, wenn 
der Herr Bundesinnenminister sagt, dies sei keine 
Ausländerfeindlichkeit. Dies sind Ausbrüche, die 
— ich kann und will mich nicht gegen diesen Ver-
gleich wehren — an die entsetzlichen Bilder aus der 
Spätzeit der Weimarer Republik und aus der Auf-
stiegsphase des deutschen Faschismus erinnern. 
Wehret den Anfängen! Verharmlosung ist keine Ab-
wehr! 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeord-

neten der FDP) 
Ich denke, wir sind uns darin einig, daß Ausländer-

feindlichkeit und Fremdenhaß nicht ein spezifisch ost-
deutsches Problem sind. Die Tatsachen sprechen eine 
ganz eindeutige Sprache. Hoyerswerda ist furchtba-
rerweise überall in Deutschland. Ich bitte also, das auf 
keinen Fall zu einem emotionalen Thema der Spal-
tung zu machen und Vorurteile nach dem schlimmen 
Muster zu verschärfen: „Jetzt schleppen die Ossis 
nicht nur ihren Stasi-Dreck hier herein, sondern über-
ziehen uns auch noch mit ihrem Nationalismus. " 

Auch die mich am meisten bestürzende Beobach-
tung, daß den verbrecherischen Tätern eine Menge 
von Menschen schweigend — angstvoll schweigend 
oder zustimmend schweigend — zugeschaut hat, wird 
mich nicht dazu verleiten, die Ursache einfach im 
deutschen Charakter zu suchen. Ich hasse sowohl my-
stifizierende wie auch monokausale Erklärungen. 

(Beifall bei der SPD) 
Trotzdem — frei nach dem Satz von Bertolt Brecht 
„Mögen andere von ihrer Schande reden, ich rede von 
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der meinigen" — möchte ich vor allem über ostdeut-
sche Ursachen von Ausländerfeindlichkeit und 
Fremdenhaß und ebenso über den Zusammenhang 
dieser Ausbrüche mit dem Prozeß der deutschen Eini-
gung reden, und zwar ausdrücklich mit dem Blick auf 
mittel- und langfristige Aufgaben. 

Es ist nämlich meine Überzeugung, daß die Auslän-
derfeindlichkeit heute ein Menetekel viel tieferge-
hender sozialer Konfliktkonstellationen ist. 

(Dr. Burkhard Hirsch [FDP]: Sehr wahr!) 

Die Reduktion der Debatte auf die Asylrechtsfrage 
und technische und organisatorische Fragen der Asyl

-

rechtspraxis, so wichtig und notwendig diese Fragen 
sind, stellt, denke ich, eine Verkürzung und Verfäl-
schung der wirklichen Problemlage dar. 

Ich will das in ein paar Punkten zu erläutern versu-
chen: Erstens, zur spezifischen Vorgeschichte der ge-
genwärtigen Ausländerfeindlichkeit in Ostdeutsch-
land: Wir hatten bei uns im Osten Deutschlands im-
mer Ausländerfeindlichkeit. Sie ist immer unter den 
Teppich gekehrt worden, bzw. — noch schlimmer —
sie ist von der ehemaligen SED-Führung hie und da 
auch instrumentiert worden. Ich erinnere an die laten-
ten antipolnischen Gefühle eines Teils der Bevölke-
rung der ehemaligen DDR. Dies war unverzeihlich 
und bleibt unverzeihlich. Wir hatten einen diktierten 
Internationalismus, der nicht frei machte, sondern 
angst machte und das Gegenteil von dem erzeugte, 
was er wollte. Wir haben in einem autoritären Staats-
wesen gelebt, das die Menschen nicht innerlich frei 
machte zur Begegnung mit anderen. Wir haben 
schlicht unter einer großen Käseglocke gelebt, einge-
sperrt; d. h. die meisten Menschen hatten nicht die 
Möglichkeit, alltäglich positive Erfahrungen mit Aus-
ländern zu machen, alltäglich zu erlernen, daß Aus-
länder eine Bereicherung sein können. Das fehlt 
uns. 

Zweitens. Die deutsche Einigung ist — ich habe an 
anderer Stelle davon gesprochen — verbunden — ob 
wir es wollen oder nicht, ob die Menschen recht haben 
oder nicht — mit mancherlei Überforderungsängsten, 
mit Ängsten, daß diese deutsche Einheit zu teuer ist, 
daß sie in ihr eigenes Leben auf eine Weise eingreift, 
die ihnen angst macht. Ich denke, solche Art Ängste, 
die sich auch als Ängste vor den Fremden, vor den 
Ausländern, vor den zu uns Kommenden ausdrücken, 
parteipolitisch zu instrumentieren ist unerträglich. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
sowie des Abg. Dr. Burkhard Hirsch [FDP]) 

Wir sollten diese Ängste ernst nehmen; sie sind nicht 
per Befehl zu beseitigen, per Dekret. Sie sind ernst zu 
nehmen — ob ich sie als Individuum teile oder 
nicht — , um sie abzubauen und nicht, um sie partei-
politisch zu instrumentieren. 

Auch Nationalismus ist nicht die Lösung für solche 
Ängste, sondern nur nationale Solidarität als alltägli-
che, als soziale Solidarität im eigenen Land kann sol-
che Ängste überwinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Wir erleben in Deutschland, viel stärker im 
Osten, etwas, was sich mit diesem hochproblemati-
schen Wort Identitätskrise der Deutschen nur unge-

fähr beschreiben läßt. Daß in Ostdeutschland sehr 
viele Menschen, zumal junge, ihre eigene Biographie 
neu interpretieren müssen, daß sie das, was sie für 
wichtig, für wertvoll, für gut und für schlecht gehalten 
haben, politisch, weltanschaulich neu definieren müs-
sen, ist ein sehr anstrengender Prozeß. In einer Phase, 
in der es viel schwerer fällt als zuvor, die eigene Iden-
tität positiv zu definieren, funktioniert ein uralter Me-
chanismus: Identität vor allem durch Ausgrenzung, 
durch Abgrenzung, also negativ, zu definieren. Das ist 
etwas, was gegenwärtig passiert. Man definiert sich 
durch Abgrenzung gegenüber dem Schwächeren, 
durch Ausgrenzung. 

Aber auch hier hilft nicht Nationalismus, sondern 
die Antwort muß sein, Lernprozesse zu organisieren, 
Lernprozesse der positiven Wahrnehmung von Identi-
tät und der positiven Wahrnehmung von Fremdheit 
und Andersheit. An der multikulturellen Gesellschaft 
als einem Ideal wollen wir festhalten, aber dies ist 
nicht von heute auf morgen zu erreichen, sondern nur 
über Zwischenschritte des Lernens, die gerade im 
Osten Deutschlands wirklich erst noch zu organisie-
ren wären. 

Viertens. Wie ist es zu erklären, daß vor allem junge 
Leute beim Rechtsradikalismus eine so große Rolle 
spielen? Was passiert da eigentlich, daß sich junge 
Männer in Bomberjacken versammeln und sich 
aggressiv verhalten? Ich denke, wir müssen darüber 
nachdenken, was das über den Zustand unserer De-
mokratie aussagt. Ich glaube, die, die da so aggressiv 
agieren, teilen uns etwas mit über Handlungsblocka-
den, über Mitwirkungsdefizite, über ihre undeutliche 
Erfahrung, daß sie Objekte eines Prozesses sind, in 
den sie als Subjekte nicht eingreifen können. Dieses 
Defizit an Handlungsmöglichkeiten, diese Blockaden 
des Mitwirkens, des demokratischen Einfluß-neh-
men-Könnens wirken sich so aus, daß falsch ausagiert 
wird, aggressiv ausagiert wird gegenüber dem 
Schwächeren, weil man dann plötzlich, indem man 
auf den Schwächeren tritt, meint — das ist der fatale 
Mechanismus — sich selber zu erhöhen und etwas 
mehr zu sein und etwas zu tun, ein Akteur zu sein, der 
man sonst nicht sein kann. Auch hier hilft nicht Natio-
nalismus, sondern es helfen die Erweiterung und die 
Vertiefung von alltäglicher Demokratie. 

Ein weiterer Punkt. Es gibt ja nicht nur Ausländer-
feindlichkeit und Fremdenhaß. Es gibt auch eine Zu-
nahme von Kriminalität, gerade im Osten Deutsch-
lands, Herr Innenminister, eine alarmierende Zu-
nahme. Es war nicht das Schlechteste in der ehemali-
gen Gesellschaft der DDR, denke ich, daß wir nicht 
gelernt haben, unsere Ellenbogen richtig zu gebrau-
chen. Aber jetzt wird das von allzu vielen allzu schnell 
erlernt. Wir rücken nicht nur in eine demokratische 
Gesellschaft ein, sondern wir rücken auch in eine 
Konkurrenzgesellschaft ein. 

Ich beobachte ein Abnehmen der Fähigkeit, soziale 
Konflikte friedlich auszutragen. Wir sollten, auch an-
gesichts dieses konkreten Themas, denke ich, beun-
ruhigt sein über das Schwinden der integrativen Kraft 
unserer dem Programm, dem Anspruch nach doch 
offenen Gesellschaft. 

Wenn diese Beobachtungen über Zusammenhänge 
und Ursachen von Ausländerfeindlichkeit und Frem- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 51. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1991 	4255 

Wolfgang Thierse 

denhaß ein wenig stimmen — es sind Hypothesen, es 
sind Näherungsversuche —, dann sollten sie uns auf-
fordern, darüber nachzudenken und uns zwischen 
Politik und Wissenschaft und Kirchen und Kultur über 
einige Punkte zu verständigen. 

Erstens. Wir sollten uns — das ist etwas Selbstver-
ständliches — über die Wiederherstellung eines ge-
sellschaftlichen Klimas verständigen, in dem Aggres-
sionen gegen Ausländer schlicht Verbrechen sind. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Zweitens. Wir sollten uns darüber verständigen, wie 
wir Lernprozesse gerade im Osten Deutschlands orga-
nisieren können, in denen Fremdheit, in denen An-
derssein positiv erfahren und bewertet werden kön-
nen, also nicht als angstmachend, nicht als die eigene 
Identität gefährdend. 

Drittens. Wir sollten darüber nachdenken, wie man 
Ängste wirklich ernst nehmen kann, ohne sie partei-
politisch zu instrumentalisieren, sie also ernst nehmen 
kann, um sie abzubauen. 

Viertens. Wir sollten Verständigungsprozesse orga-
nisieren und über die demokratischen Mitwirkungs- 
und subjektiven Handlungsmöglichkeiten für die In-
dividuen und vor allem für die jungen Leute reden. 
Wir sollten darüber nachdenken, wie veraltet — wie 
veraltet! — den jungen Leuten unsere Parteiende-
mokratie vorkommt. 

Fünftens. Wir sollten darüber nachdenken, wie die 
integrativen Kräfte der Gesellschaft gestärkt werden 
könnten, aber so, daß sie die Individuen nicht unter-
drücken. Ich komme aus einem Land, aus einem 
Staatswesen eines Zwangskollektivismus. Dies ist 
nicht gemeint. 

Sechstens. Wir müssen grundsätzlich lernen, neu 
über friedliche Lösungen in sozialen Konflikten, im 
Streit um das Teilen, im Verteilungskampf nachzu-
denken; denn — das merken wir doch jetzt schon; 
auch dafür ist die Ausländerfeindlichkeit ein Menete-
kel — die Einheit Deutschlands, die Einheit Europas, 
das wird keine Idylle sein. Die erkennbare Mühe um 
soziale Gerechtigkeit — nicht erst ihr Gelingen ;  wann 
je wird soziale Gerechtigkeit voll gelingen? — wird 
eine elementare Voraussetzung dafür sein, daß wir 
Konflikte friedlich austragen können. 

Eine letzte Bemerkung. Wir können durch eine Än-
derung unserer Asylgesetzgebung und der Asyl-
rechtspraxis, so notwendig und sachgerecht diese im 
einzelnen sein können oder müssen, die Flüchtlings-
problematik der Welt nicht lösen — das ist verschie-
dentlich gesagt worden — , die Ursachen für Flucht-
wellen nicht beseitigen. Aber wir können, indem wir 
uns der Aufgabe stellen, eine offene Gesellschaft, eine 
wirklich demokratische und nicht nur repräsentativ-
demokratische Gesellschaft zu schaffen, und diese 
Hausaufgabe lösen, einen Beitrag dazu leisten, daß 
die Probleme, von denen wir heute reden, anders ge-
löst werden als bisher. 

Es wäre furchtbar, wenn die deutsche Einheit, das 
Wiedererstehen eines deutschen Nationalstaats unab-
wendbar verbunden wäre mit Aggressivität, mit Aus-
grenzung, mit dem Wiedererstehen eines deutschen 

Nationalismus. Dann wäre sie ein Irrtum, ein Fehler 
gewesen; aber nur dann. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nun die Abgeordnete Frau Funke-Schmitt-Rink. 

Dr. Margret Funke-Schmi tt-Rink (FDP): Herr Präsi-
dent! Meine Herren, meine Damen! Wir verurteilen 
die gewalttätigen fremdenfeindlichen Anschläge aufs 
schärfste. In uns mischen sich Mitgefühl für die Opfer, 
Entsetzen, Scham und ohnmächtige Wut auf die Täter. 
„Schande über Deutschland", stellt Theo Sommer 
selbstquälerisch fest. 

Wir trösten uns mit der Feststellung, daß es ja nur 
eine Minderheit von einigen hundert jugendlichen 
Verblendeten und Irregeleiteten sei, die die bei uns 
lebenden Ausländer zur Zielscheibe von Gewalt ma-
che. 

Auf der anderen Seite gibt es aber auch die EMNID-
Umfrage, nach der 34 % aller Deutschen Verständnis 
für rechtsradikale Tendenzen hätten und untätig die 
Gewalttaten beobachteten. Es ist völlig unbestritten, 
daß die jugendlichen Kriminellen verurteilt werden 
müssen. Sie können nicht auf unser Verständnis rech-
nen. 

Doch, meine Herren und Damen, was ist mit den 
vielen Jugendlichen zwischen 15 und 20 Jahren, die 
dem Dunstkreis der rechtsradikalen Szene angehö-
ren, die Gewalt als politisches Mittel akzeptieren, 
ohne bisher auffällig geworden zu sein? 

Verstärkte Polizeimaßnahmen und der Aufbau von 
Verfassungsschutzämtern sind notwendig. Aber diese 
Maßnahmen dienen nur der Entsorgung. Sie packen 
das Problem nicht an der Wurzel. 

Die von Jugendlichen aus alten und neuen Bundes-
ländern vor laufenden Kameras ungeniert gemachten 
Äußerungen über die Akzeptanz von Gewalt, über 
bewußte Intoleranz gegenüber Schwächeren, hier 
Ausländern, erschüttern uns und zwingen uns eine 
neue Jugenddebatte auf. Warum Jugendliche? 
Warum jetzt dieser plötzliche Ausbruch von Brutalität 
und Gewalt, und zwar bei Ost- ebenso wie bei West-
jugendlichen? Handelt es sich nur um Nachahmung 
oder vielleicht auch um eine Sinnsuche? 

Wir stehen vor folgendem Grundproblem: Welche 
Bedingungen müssen geschaffen werden, damit Ju-
gendliche aus Ost- und Westdeutschland die Chance 
bekommen, Selbstbewußtsein und soziale Hand-
lungsfähigkeit zu erlernen, damit sie den Anforderun-
gen und Bedingungen ihrer eigenen Sozialisations-
biographie in der Gesellschaft der neuen Bundesrepu-
blik Deutschland entsprechen können? Hier hat auch 
die Politik Verantwortung. Lebensläufe stellen sich 
nicht von alleine her, sondern müssen vom einzelnen 
mit allen Chancen und Verwerfungen selber geschaf-
fen werden. 

Die heutige Lebenssituation wird — holzschnittar-
tig — von zwei gegenläufigen Entwicklungstrends 
bestimmt. Auf der einen Seite ist auf Grund des zu-
nehmenden Verlusts von traditionellen Identitäten, 
z. B. Kirche, Nachbarschaft, Lebensmilieu, ein Verlust 
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an Eigenverantwortlichkeit und Individualisierung, 
die sich in Schüben vollziehen, festzustellen, während 
auf der anderen Seite gleichsam eine Entindividuali-
sierung im Sinn erhöhter Austauschbarkeit von Perso-
nen infolge von Anonymisierung stattfindet. Diese 
komplizierte Gemengelage der modernen Gesell-
schaft mit neuen Freiräumen und neuen Zwängen 
bereitet auch Jugendlichen in den alten Bundeslän-
dern Probleme; wieviel mehr dann natürlich den Ost-
jugendlichen. 

Der erste wirkliche Schock für diese war nach dem 
Zusammenbruch des DDR-Staates eine blitzartige 
Verwandlung vieler Älterer in das Gegenteil dessen, 
was zu sein sie bisher behauptet hatten. Die Erfah-
rung, daß Anpassung in ganz verschiedenen Kleidern 
möglich ist und belohnt wird, läßt viele Jugendliche 
irrational reagieren. 

Die wichtigste Ursache für ihre Identitätskrise ist 
weniger intellektuell als emotional begründet: Es ist 
das weit verbreitete Gefühl, betrogen worden zu sein. 
Radikale und einfache Leitbilder, die in populistischer 
Weise Zukunftsängste und Fluchtwege formulieren, 
werden bereitwillig angenommen. Jugendliche aus 
der Ex-DDR setzen eine Antikultur gegen die Unkul-
tur der FDJ. Sicher gibt es DDR-spezifische Ursachen 
des Rechtsextremismus. Eine Hauptquelle ist sicher 
das Aufwachsen in repressiven Verhältnissen. 

Nach der Wende trat eine anomische Situation ein, 
eine Norm- und Regellosigkeit, so daß Gewalt freien 
Lauf erhielt, weil Angst und Aggression dominierten. 
Nicht jede Form von Gewalt ist mit rechtsextremisti-
schen Orientierungen verbunden. Aber die Gefahr ist, 
weil jeder nach guten Gründen für sein Handeln 
sucht, dann groß, wenn Gewalt als sinnvoll und legi-
tim erlebt und erklärt wird. 

Diese Begründung bietet der Rechtsextremismus 
an. Jugendliche, die eine solche Legitimation finden, 
sind also in der Regel keine Neonazis, sondern sie 
benutzen diese ideologischen Positionen, um das ge-
walthaltige Tun für sich selber subjektiv sinnhaft zu 
machen. 

In diesem Punkt treffen sich Ost- und Westjugend-
liche. Auf Westjugendliche wirken Wende und Verei-
nigung nicht als unmittelbar biographischer Ein-
schnitt, sondern als Angstauslöser. Zum einen ist es 
die Verunsicherung der eingespielten BRD-Identität, 
auf der anderen Seite ist es die konkrete Angst um 
Bildungs-, Ausbildungs- und Berufschancen. 

Dies gilt vor allem für Westjugendliche der unteren 
sozialen Schichten. Viele Rechtsradikale gehören zu 
diesem Milieu. Das rechtsradikale Lebensmuster gibt 
ihnen die Möglichkeit, andere Werte gegen die ge-
sellschaftlich geforderten zu setzen. „Stolz auf 
Deutschland" oder „Meine Ehre ist Treue" sind Aus-
weichmuster. 

Gewalt fasziniert, weil sie z. B. Eindeutigkeit in un-
übersichtlichen Situationen schafft. Identitätsfindung 
wird in der Abgrenzung zu anderen ethnischen Grup-
pen und in der verbalen Übersteigerung der eigenen 
völkischen Wertigkeit gesucht. — Ich bin gleich am 
Schluß. 

Soweit die Analyse. 

Gibt es Lösungsansätze, die auf die Ursachen von 
Gewalt und nicht auf die Symptome zielen? Um es 
vorweg zu sagen: Die Vermittlung gesellschaftlicher 
Leitbilder, die auf den demokratischen Werten Frei-
heit, Gleichheit und Toleranz basieren, ist ein schwie-
riger und langwieriger Prozeß. Er sollte beginnen mit 
dem Abbau der Fremdenfeindlichkeit und mit dem 
Abbau der Akzeptanz der gewöhnlichen Gewalt im 
Alltag, z. B. in der politischen Sprache. Die Begriffe 
„Asylant", „durchrasste Gesellschaft" oder — ganz 
neu — „multikriminelle Gesellschaft" zeigen, wie 
verantwortungslos und gewalthaltig hier diskutiert 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Solche Äußerungen vernimmt man leider auch von 
Politikern. Wir sollten aber nicht vergessen, daß Tole-
ranz nicht verordnet, sondern nur vorgelebt werden 
kann. 

Fazit: Wir brauchen eine neue Jugendpolitik. Ju-
gendliche sind wie Seismographen für gesellschaftli-
che Stimmungen und Wandlungen. Ich kann und will 
an dieser Stelle keinen Maßnahmenkatalog vorschla-
gen. Die neuen Konzepte müssen jetzt — jetzt! — er-
arbeitet werden. 

Damit komme ich zum Schluß. Niemand sollte sich 
der Illusion hingeben, mit einer Änderung oder einer 
Nichtänderung des Asylgrundrechts würden wie von 
Geisterhand Gewaltbereitschaft und Fremdenhaß 
verschwinden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie des 
Abg. Klaus-Jürgen Hedrich [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Um einen 
kurzen Beitrag hat der Minister für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten des Landes Niedersachsen, Herr 
Trittin, gebeten. Herr Minister, Sie haben das Wort. 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der Herr Bundesmi-
nister des Innern hat versucht, dem Land Niedersach-
sen an dieser Stelle nachzusagen, 

(Stefan Schwarz [CDU/CSU]: Nicht dem 
Land Niedersachsen, sondern Ihnen!) 

wir würden mit der Wahrheit nicht korrekt umge-
hen. 

(Stefan Schwarz [CDU/CSU]: Sie sind nicht 
das Land Niedersachsen!) 

— Der Vertreter des Landes Niedersachsen. Sind Sie 
damit einverstanden? — Sie ziehen es nur in die 
Länge. 

Ich möchte dazu folgendes festhalten: Herr 
Schäuble hat hier ausgeführt, daß mit Datum von An-
fang Oktober sein Staatssekretär nunmehr gesagt 
habe: Seien Sie mit der anderen Nutzung der Einrich-
tung in Hannover einverstanden! Das ist richtig. Das 
haben wir nie bestritten. 

(Stefan Schwarz [CDU/CSU]: Das haben Sie 
aber nicht gesagt!) 

Ich bestätige Ihnen gerne, daß wir seit Anfang Juni, 
seit die Stadt Hannover gezwungen ist — Sie können 
gern das Schreiben des Stadtdirektors von Hannover 
zur Verfügung gestellt bekommen — , Zelte aufzustel- 
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len, in einer heftigen Auseinandersetzung mit dem 
Bund über diese Frage sind. Es ist eine Tatsache 
— diese Tatsache habe ich hier wiedergegeben —, 
daß wir sozusagen vom Bund als von der aufsichtsfüh-
renden Stelle angehalten worden sind, die falsche 
Nutzung dieser Einrichtung zu unterbinden. 

Ich füge ein Zweites hinzu, damit auch deutlich 
wird, mit welchen Formen von Tricks und Ablenkun-
gen hier operiert wird. — Ich habe Ihnen nicht nur 
dieses Beispiel genannt. Ich sage Ihnen: Ich nehme 
alles, was ich zu diesem Komplex an Vorwürfen ge-
genüber der Bundesregierung formuliert habe, zu-
rück, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr schön!) 

wenn der Bundesminister des Innern seine strikte 
Weigerung zurücknimmt, die 4 000 Plätze in Osna-
brück und Bramsche, die als Grenzdurchgangslager 
zur Verfügung stehen, vorübergehend für den Zweck 
der Erstaufnahme für das Land Niedersachsen zur 
Verfügung zu stellen. Er hat nämlich versucht, mit der 
Zurverfügungstellung einer vergleichsweise kleinen 
Einrichtung — da ist es nach monatelangem Bedrän-
gen, nach monatelanger Zusammenarbeit mit der 
Stadt Hannover gelungen, ihn dazu zu bringen, nun 
endlich einmal eine Einrichtung herauszurücken — 
davon abzulenken, 

(Zuruf von der [CDU/CSU]: Sie haben es 
doch versucht!) 

daß seine große Weigerung, 4 000 Plätze zur Verfü-
gung zu stellen, nach wie vor besteht. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Manfred Rich-
ter [Bremerhaven] [FDP]: Unglaublich!) 

Dies kann ich hier nicht so stehenlassen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Mi-
nister, sind Sie noch bereit, eine Zwischenfrage zu 
beantworten? — Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Schwarz! 

Stefan Schwarz (CDU/CSU): Herr Minister, wir ha-
ben, nachdem Sie aus sicher guten Gründen die Dis-
kussion, die Debatte hier hatten verlassen müssen — 

(Renate Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Er ist seit 
9 Uhr hier!)  

— Ich meine das jetzt wirklich, bitte schön, verbind-
lich und nicht etwa provokativ. 

Ich möchte Sie vor dem Hintergrund des weiteren 
Debattenverlaufs fragen: Glauben nicht auch Sie, daß 
es vernünftiger gewesen wäre, vor folgendem Hinter-
grund die ganze Wahrheit zu sagen? Der Bundesin-
nenminister hat ausgeführt, daß der von Ihnen er-
wähnte Kommandant des Grenzschutzkommandos 
die Verhandlungen geführt hat, indem er darauf ver-
wies, daß es sich für ihn um eine Regelungsbasis ge-
handelt hat, die sich mit Aussiedlern beschäftigte, und 
daß er auf dieser Grundlage gesagt hat: Ich kann 
Ihnen da keine Zugeständnisse machen. Sie konnten 
auf Ihrer Seite einen Erfolg verbuchen, indem Sie den 

Bundesinnenminister mit Ihrer Initiative veranlassen 
konnten, dies zu ändern. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Stellen Sie endlich 
die Frage! Kommen Sie doch zu Potte!) 

— Ich bin dabei. 
Wäre es nicht günstiger gewesen, sie hätten auch 

diesen Teil der Wahrheit gesagt? Das hätte uns viel 
Schärfe erspart. 

Minister Jürgen Trittin (Niedersachsen): Herr Ab-
geordneter, in aller Sachlichkeit: Ich könnte auch 
noch Geschichten zum Bundesverteidigungsministe-
rium und weiteren erzählen. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie 
erzählen doch Geschichten! Und was für Ge- 

schichten!) 

Ich könnte dies alles gerne tun. Ich will das nicht, weil 
ich gebeten worden bin, sachlich auf die Frage zu ant-
worten. 

Herr Gerster, daß Ihnen Sachlichkeit in dieser Frage 
fremd ist, das ist schon lange bekannt. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 
Warum werden Sie denn jetzt persönlich? Ich 

war sehr sachlich!) 

Ich sage Ihnen: Wir haben uns in dieser Frage lange 
Zeit im Guten bemüht. Die Landesregierung Nieder-
sachsen ist es leid — ich sage das ganz deutlich —, 
sich vom Bund in dieser Frage Verpflichtungen vor-
halten zu lassen, und daß es bei so einfachen Hand-
habungen wie bei der simplen Frage: Ist es günstiger, 
beispielsweise in Osnabrück 800, 900 Plätze Leerste-
hen zu lassen oder 200 Plätze in Zelten zu schaffen? 
nicht mehr möglich ist, sich pragmatisch, zu verhalten, 
sondern Dogmen gepflegt werden, etwa dergestalt, 
daß man die Einrichtungen auch nicht vorübergehend 
zur Verfügung stellt. 

Aus dieser Verantwortung kann die Landesregie-
rung Niedersachsen die Bundesregierung und den 
dafür zuständigen Bundesinnenminister in keiner 
Form entlassen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE — Manfred 
Richter [Bremerhaven] [FDP]: Er lenkt stän

-

dig von der eigentlichen Frage ab! — F ried

-

rich Bohl [CDU/CSU]: Schäuble hatte recht! 
Das ist das Fazit!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Briefs das Wort. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wenn vor drei Jahren ge-
sagt worden wäre, es werde in diesem Land einmal 
wieder aus rassischen Gründen gejagte Menschen, 
verbrannnte Kinder, Verletzte und Tote geben, wäre 
das zumindest für sehr unwahrscheinlich gehalten 
worden. Heute im Jahr 1 des neuen, durch den An-
schluß der DDR wieder großgewordenen Deutsch-
lands, sind Pogrome in diesem Land mit der verbre-
cherischen politischen Vergangenheit des dutzend-
jährigen dritten deutschen Reiches wieder an der Ta-
gesordnung. 
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Dr. Ulrich Briefs 

Mit der Herausbildung eines neuen, großen, poli-
tisch und ökonomisch potenten Deutschlands hat die-
ser Rassismus, der jetzt in dieser Zeit wieder auf-
taucht, zu tun. Beg riffe wie „Fremdenhaß" oder „Aus-
länderfeindlichkeit" verharmlosen eigentlich nur. Es 
ist Rassismus, eine Welle rassistischer Ang riffe mit 
Pogromcharakter, die die Grundlage auch dieser 
Asyldebatte hier sind. 

Die Mittel, die Sie vorschlagen — Grundrechtsän-
derung, Verkürzung der Verfahrensdauer und viele 
andere — sind das eine. Es geht aber noch in eine 
ganze andere schlimme Richtung. Der Beg riff „Sam-
mellager" taucht wieder auf. 

Können Sie sich vorstellen, was es z. B. in den Nie-
derlanden hervorrufen würde, wenn hier wirklich 
wieder Sammellager eingerichtet würden und dann 
aus sehr naheliegenden Gründen womöglich nach 
kurzer Zeit Stacheldraht um die Sammellager gezo-
gen würde, vermutlich mit der Begründung, die in den 
Lagern befindlichen Personen zu schützen? 

Ich denke, die Mittel, die Sie vorschlagen, lösen die 
Probleme wirklich nicht. Da müssen wir ganz anders 
ansetzen. 

Dieser Rassismus — das möchte ich aus meiner 
Sicht ganz deutlich sagen — hat nichts oder kaum 
etwas mit fehlenden Arbeitsplätzen oder Wohnungen 
zu tun. Ich glaube eher, daß dieser Zusammenhang 
bewußt und konstruiert in die öffentliche Debatte ein-
geführt wird. Dahinter steckt die Absicht, die gesell-
schaftspolitische Entwicklung insgesamt noch weiter 
nach rechts zu treiben, als es schon bisher der Fall 
ist. 

Arbeitslosigkeit und Wohnungsnot hat es auch frü-
her gegeben, ohne daß es zu Pogromen gekommen 
wäre. In anderen Ländern gibt es ähnliche soziale 
Situationen. Die Arbeitslosigkeit in den Niederlanden 
ist höher als bei uns. Haben Sie schon einmal etwas 
von einer solchen Welle von Ausschreitungen in den 
Niederlanden gehört? Es muß also mit etwas anderem 
zu tun haben. 

Es hat, denke ich, auch damit zu tun, daß in 
Deutschland — ich sage deutlich: nicht nur im Osten, 
sondern vor allem im Westen Deutschlands — viele 
Menschen einfach Angst haben, auch vor der ande-
ren Art  von Menschen aus anderen Ländern, vor der 
anderen Lebensart. Darin ist gelegentlich sogar ein 
Moment von Neid enthalten. 

Ich denke, daß die Vorgänge in Hoyerswerda ir-
gend etwas damit zu tun hatten, daß es viele Deutsche 
in der Gegend gestört hat, daß die Ausländer dort 
lange gefeiert haben. Aber warum sollen sie nicht 
feiern? Daraus solche entsprechenden Aktionen, wie 
wir sie inzwischen an sehr vielen anderen Stellen, 
gerade im Westen, erlebt haben, mit Verletzungen 
von Menschen abzuleiten, das, denke ich, ist schlicht 
und einfach Rassismus. Das hat nichts mit objektiven 
ökonomischen und sozialen Gegebenheiten zu tun. 

Vergessen wir nicht — ich habe es soeben schon 
angesprochen — : Diese Pogrome werden im Ausland 
zu Recht mit großer Bestürzung und großer Sorge be-
trachtet. Es sollte nicht unsere Hauptsorge sein und 
sollte uns nicht in erster Linie beschäftigen, wie unser 
Bild draußen ist, aber ich möchte auch darauf hinwei-

sen; denn das ist in diesem Zusammenhang noch nicht 
angesprochen worden. 

Im Zusammenhang mit den Übergriffen in Hoyers-
werda und anderswo, vor allem in Saarlouis im We-
sten und in Hünxe — wo nach dem ganz schlimmen 
Vorfall zwei libanesische Kinder, die wahrscheinlich 
nie mehr in ihrem Leben imstande sein werden, das 
Erlebte richtig zu bewältigen, verbrannt worden 
sind —, habe ich in einem französischen Sender einen 
Kommentar gehört, in dem die Befürchtung geäußert 
wurde, daß nach diesen Übergriffen auf Asylanten 
und Asylantinnen als nächstes auch Übergriffe auf 
Angehörige der jüdischen Gemeinschaft in Deutsch-
land stattfinden. Das sind Stimmen in Frankreich. Ist 
das so weit weg? 

In den Niederlanden berichten mir Nachbarn, bei-
spielsweise Deutsche — auch meine Frau hat mir das 
berichtet — , daß es inzwischen gelegentlich etwas 
schwierig geworden ist, sich als Deutscher oder als 
Deutsche in der Öffentlichkeit einfach zu präsentie-
ren. 

Ich denke, hier ist ein Prozeß im Gang, der ein über 
lange Jahrzehnte einer insofern relativ positiven Ent-
wicklung in der Nachkriegszeit aufgebautes Ver-
trauen in unseren westlichen Nachbarländern — aber 
natürlich auch in anderen Nachbarländern — , zerstört 
und weiter zerstören wird. 

Vor diesem Hintergrund ist es nur allzu richtig, zu 
fordern — das tun wir als PDS/Linke Liste — , daß 
Deutschland ein offenes Land mit offenen Grenzen 
bleibt. Das ist auch ökonomisch und sozial durchaus 
zu vertreten. Die Ängste, die hier geschürt werden, 
sind völlig unberechtigt. 

Ich möchte an dieser Stelle ganz klar sagen: Die 
Tatsache, daß der Schwerpunkt der Pogrome inzwi-
schen im Westen liegt, zeigt deutlich, daß es nicht die 
Schuld der DDR sein kann. Vielmehr hat das etwas 
mit dem zu tun, was ich eingangs angesprochen habe, 
nämlich daß durch die neue großdeutsche Entwick-
lung ein Rahmen, ein gesellschaftliches Klima ge-
schaffen worden ist — das die entsprechenden politi-
schen Kräfte natürlich auch systematisch nutzen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht zu 
fassen!) 

das in der weiteren Entwicklung solche Pogrome her-
vorgerufen hat. — Ein letzter kurzer Punkt noch, Herr 
Präsident. Dann bin ich zu Ende. 

Zu beklagen ist in diesem Zusammenhang beson-
ders die doppelte Sprache, mit der Sie sich hier äu-
ßern, die Doppelstrategie: Hier reden Sie zahm, 
freundlich und f riedlich, und draußen wird geschürt 
— ich meine jetzt vor allem die Vertreter der CDU/ 
CSU. Aber gucken wir uns doch einmal die reale prak-
tische Politik in diesem Hause an — ich habe sie heute 
schon einmal erwähnt — : 

Die Entwicklungshilfe — sie ist sicher einer der 
wichtigsten Punkte, um an den Ursachen anzuset-
zen — wird im nächsten Jahr laut der Haushaltspla-
nung noch nicht einmal im Maß der Preissteigerungs-
rate angehoben werden. Das heißt, sie sinkt real. 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter, Sie haben soeben selber auf das Ende 
Ihrer Rede hingewiesen. Ich bin sehr großzügig; aber 
kommen Sie jetzt bitte zum Schluß! 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Es kommt jetzt 
sozusagen der letzte Halbsatz: Wir haben gestern 
über das Strukturhilfegesetz debattiert. Da werden 
den Gemeinden, die gerade von dieser Entwicklung 
betroffen sind und die sich mit diesem Problem her-
umschlagen müssen, 2,45 Milliarden DM im Jahr 
weggenommen. Das ist die Realität. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Natürlich, aber dann müssen Sie sich überlegen, 
wie Sie im Westen entsprechende andere Mittel zur 
Verfügung stellen. 

(Manfred Richter [Bremerhaven] [FDP]: Sind 
Sie dagegen, das nach Osten zu geben?) 

—Nein, dagegen sind wir nicht. Wir haben doch vor-
geschlagen: Kürzen Sie den Rüstungsetat; dann ha-
ben Sie viel mehr Mittel zur Verfügung. 

Ich danke. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Hedrich das Wort. 

Klaus-Jürgen Hedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eines der 
höchsten Güter der Menschheit ist die Gastfreund-
schaft, die Bereitschaft, dem Fremden mit Respekt 
und Achtung zu begegnen. Der so Aufgenommene 
wird es seinem Gastgeber positiv vergelten. 

Gastfreundschaft als Element menschlichen Mitein-
anders verliert ihren Charakter der Nächstenliebe, 
wenn der Gastgeber seine Tür verschließt oder wenn 
der Gast ihn emotional und materiell überfordert. 

Eine besondere Fürsorge weisen alle großen Reli-
gionen der Behandlung des Flüchtlings zu. Bei allem 
Streit, bei allen Problemen können wir durchaus fest-
stellen, daß unser Land und unsere Bürger ihrer Ver-
antwortung gegenüber den ausländischen Mitbür-
gern gerecht geworden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Aber wir dürfen auch der Frage nicht ausweichen, 

ob wir unserer Verantwortung bei der Bekämpfung 
der Ursachen von Flüchtlingsnot ausreichend Rech-
nung getragen haben. 

(Stefan Schwarz [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Im wesentlichen sind es drei Ursachen, die Men-

schen veranlassen können, ihre Heimat zu verlassen: 
Krieg, Armut und Unfreiheit. 

Beispiel Jugoslawien: Kamen in den letzten Jahren 
ca. 20 000 Asylbewerber pro Jahr, so sind es in diesem 
Jahr bereits 40 000. Mit den kriegerischen Auseinan-
dersetzungen stieg die Zahl im August mit 7 400 und 
im September mit 10 700 sprunghaft an. 

Die serbische Aggression war nur möglich, weil Eu-
ropa versagte. Hätte die EG rechtzeitig reagiert und 
angemessen gehandelt, wären nicht Tausende von 

Bürgern gezwungen gewesen, in ihrer Not und Ver-
zweiflung Zuflucht in unserem Land zu suchen 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und ein Problem zu verschärfen, über dessen Lösung 
wir mit Verbitterung streiten. 

(Stefan Schwarz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Beispiel Afrika: Die Statistik des UNHCR wies am 
1. September 1991 allein für Äthiopien und Sudan 
über eine Million Flüchtlinge aus, bei einer Zahl 
gleichzeitig Zurückkehrender von 600 000. Menschen 
verlassen wegen Kriegswirren zu Millionen Haus und 
Hof, kehren in zaghafter Hoffnung zurück, fliehen 
erneut; Flüchtlingsströme begegnen sich hin und her 
getrieben durch die Soldateska skrupelloser Macht-
haber. 

Das humanitäre Europa schickt Lebensmittel; das 
politische Europa schaut weg. Denn wir sind nicht 
bereit, die Tabus unserer Afrikapolitik zu hinterfra-
gen. Glaubt denn jemand allen Ernstes, daß Afrikas 
staatliche Grenzen im Jahre 2000 noch dieselben sein 
werden wie die des Jahres 1991? 

Im Regelfall ist es falsch, von Bürgerkrieg zu spre-
chen. Es sind die Völker, die die alten kolonialen 
Grenzen in zunehmendem Maß als Hindernis auf dem 
Weg zur nationalen Identität empfinden. Flucht und 
das Begehren nach Asyl sind der Ausdruck einer ge-
quälten Menschheit. Auch die Völkerwanderung am 
Ende des römischen Weltreichs war die Suche nach 
einer besseren Zukunft, verursacht durch Hunger und 
Überbevölkerung. 

Was tun wir eigentlich, wenn sich die Menschen zu 
Millionen nach Europa und Nordamerika auf den Weg 
machen, um wenigstens einige Brosamen von den 
Tischen der Reichen zu erhaschen? Im Vergleich dazu 
wird der gegenwärtige Strom der Asylsuchenden wie 
ein schmales Rinnsal erscheinen. 

(Stefan Schwarz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Es ist kurzsichtig, für Flüchtlinge und Scheinasylan-
ten Milliarden und Milliarden aufzuwenden und dem 
Entwicklungshilfeminister nur einen Etat zuzubilli-
gen, dessen Steigerungsquoten unter der des Gesamt-
etats liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Peter Struck 
[SPD]: Sehr wahr!) 

Es geht nicht um die reinen Zahlen; es geht um das 
richtige Signal. Jede p rivate Mark und jede öffentli-
che Mark, dort investiert, wo die Menschen wohnen 
und wo sie in der Regel auch bleiben möchten, erspart 
uns das Hundertfache an Aufwendungen für jene, die 
wegen der unerträglichen Lebensbedingungen zu 
Hause nach Norden und nach Westen wandern. 

Wen das Argument der Humanität nicht überzeugt, 
den überzeugt vielleicht der Selbsterhaltungstrieb. 
Das Schicksal Europas entscheidet sich am Hunger 
der Dritten Welt. „The have-nots ", wie die Amerika-
ner sagen, die Habenichtse dieser Erde, haben nicht 
viel zu verlieren, die Wohlhabenden vielleicht alles. 
Abgeben wird sich als Gewinn, nicht als Verlust er-
weisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Klaus-Jürgen Hedrich 

Deutsche Entwicklungspolitik ist auf die Hilfe für 
die Schwächeren einer Gesellschaft ausgerichtet. Für 
die deutsche Politik sollte künftig gelten: Dort, wo 
Regierungen die Menschenrechte massiv verletzen 
und die politische und die wirtschaftliche Entfaltung 
der Bürger verhindern, ist die Regierung dieses Lan-
des für uns kein Ansprechpartner mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dort, wo Regierungen und Parlamente sich ernsthaft 
um Demokratisierung, soziale Gerechtigkeit und 
Marktwirtschaft bemühen, diese aber gegen die eta-
blierten Interessen und deren bewaffnete Kräfte noch 
nicht voll durchsetzen können, soll die Bundesregie-
rung die reformorientierte Verwendung ihrer Hilfe 
sicherstellen. Eine solche Politik, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ist friedensstiftend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Flucht und das Begehren auf Asyl sind Zeichen der 
Verzweiflung. Deutsche Hilfe zur Selbsthilfe möchte 
und muß einen Beitrag leisten für mehr Hoffnung und 
Zuversicht in einer endlichen Welt. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich dem Abgeordneten Schmidt (Dresden) das 
Wort. 

Arno Schmidt (Dresden) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Daß wir heute erneut über 
Asylpolitik und die Situation der Ausländer in 
Deutschland debattieren, ist auf der einen Seite zu 
begrüßen, weil es unseren Willen, diesem Problem zu 
begegnen, ganz deutlich macht. Auf der anderen 
Seite ist es beschämend, daß sich Rechtsradikalismus 
in dieser Art und Weise Öffentlichkeit verschafft hat 
und noch verschafft. Dieses Thema verträgt ja an sich 
keinen Parteienstreit und erst recht kein Nachkarten 
im Anschluß an die Parteiengespräche. 

(Beifall bei der FDP) 

Im Gegenteil, selten war das Wort vom runden Tisch 
wohl so angebracht wie in diesem Augenblick. 

Ich sage ganz offen, daß mir persönlich die Prakti-
kabilität der Sammellager etwas zweifelhaft er-
scheint. Ich denke auch daran, daß in den letzten Jah-
ren bereits mehrfach ohne Erfolg Regelungen zur 
Verfahrensbeschleunigung getroffen worden sind. 

Aber jede Verzögerung der Umsetzung der jetzt 
getroffenen Vereinbarungen wird einen drastischen 
Anstieg der Zahl von erforderlichen Sammelunter-
künften bedingen und damit auch neue Probleme auf-
werfen. Statt jetzt Änderungs- und Aushöhlungsvor-
schläge zu Art. 16 des Grundgesetzes nachzuschie-
ben, sollte sich der Kräfteeinsatz erst einmal auf die 
zügige Umsetzung der Beschlüsse bündeln. Hier soll-
ten die Länder an einem Strang ziehen. Wir haben 
heute ja gehört, daß sie sich gestern geeinigt haben. 
Bewährt sich das Verfahren nicht, muß neu überlegt 
werden. Aber man muß jetzt den Versuch einer Lö-
sung unterhalb der Grundgesetzänderung auch wirk-
lich wollen. 

Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich noch ein-
mal an die Bevölkerung, gerade auch an meine säch-
sischen Landsleute, appellieren, sich deutlich von den 
permanenten Gewalttaten zu distanzieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
der Abg. Gerlinde Hämmerle [SPD]) 

Hier wird eine Region in Verruf gebracht, die ohnehin 
vor großen Problemen steht. Mit  Ausländerhall lösen 
wir unsere vorhandenen Probleme nicht; denn nicht 
die Ausländer sind und waren es, die uns diese Pro-
bleme über 40 Jahre lang verschafft und sie vorberei-
tet haben. Setzen Sie, meine Landsleute, deshalb 
ohne Gewalt Zeichen von Toleranz, Solidarität und 
auch Verständnis. Ich möchte an dieser Stelle sagen, 
daß ich der festen Überzeugung bin, daß mit der Zu-
weisungsquote für die neuen Länder Fehler began-
gen wurden. 

Ich komme auch noch einmal auf meine Forderung 
zurück, eine überparteiliche Arbeitsgruppe „Maß-
nahmen gegen kriminelle Ausländerfeindlichkeit" 
einzusetzen, um Schritte von Polizei und Justiz koor-
dinieren zu können; denn die Auswirkungen rechts-
radikaler Gewalt müssen jetzt unbedingt eingedämmt 
werden. Tiefere Ursachen werden wir langfristig und 
behutsam zu bewältigen haben. 

Die Schmerzgrenze der Gewalt ist wohl auch für das 
Ausland erreicht. Wer sich einmal die Mühe macht, 
die Berichte aus den wichtigsten Hauptstädten zu stu-
dieren oder Kommentare ausländischer Zeitungen 
aus der jüngsten Zeit auszuwerten, bekommt einen 
beklemmenden Eindruck von den außenpolitischen 
Folgen der Ereignisse der letzten Wochen. Es tut 
schon weh, daß dann, wenn man sich gerade die Zu-
gehörigkeit zu einem freiheitlichen demokratischen 
Deutschland erkämpft und internationale Anerken-
nung bisher den Prozeß der Vereinigung begleitet hat, 
von Rechtsruck, häßlichen Folgen der Wiedervereini-
gung, wachsender Nostalgie für die Nazizeit, von Ras-
sismusepidemien, Lynchstimmung, einer Mauer des 
Hasses und von peinlicher Passivität und auch Zerflei-
schung der Politiker zu lesen ist. 

Im übrigen sind Bilder wie die von Hoyerswerda 
und anderswo für das Investitionsklima gerade in den 
neuen Länder alles andere als förderlich. 

Ich will nichts dramatisieren, aber die Lage in 
Deutschland wird in der Welt nun einmal geradezu 
seismographisch registriert. Es ist auch deshalb aller-
höchste Zeit, das Amt der Ausländerbeauftragten mit 
erweiterten Kompetenzen auszustatten. 

(Zustimmung bei der FDP — Beifall der Abg. 
Ingrid Matthäus-Maier [SPD]) 

Es ist auch wichtig, die Europäisierung des Asyl-
rechts zu forcieren. Die Harmonisierung ist einfach 
eine Notwendigkeit, um die Lasten einigermaßen ge-
recht zu verteilen, natürlich unter der Maßgabe des 
Individualrechts auf Asyl. 

Erforderlich ist es aber auch, schlüssige Konzeptio-
nen hinsichtlich der Wanderungsbewegung von Ost 
nach West und von Süd nach Nord zu entwickeln, die 
auch eine Neuorientierung der Europäischen Wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit mit der Dritten Welt 
und den osteuropäischen Staaten beinhalten müssen 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 51. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1991 	4261 

Arno Schmidt (Dresden) 

und die ohne einen Erfolg der GATT-Runde nicht 
denkbar sind. 

Unsere vorrangige Aufgabe im Augenblick ist es 
meines Erachtens, gemeinsam der Ausländerfeind-
lichkeit entgegenzutreten, denn auch die Vorsorge 
gegen Pogrome beginnt im Kopf. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Es spricht 
nun die Abgeordnete Frau Hämmerle. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn die Debatte 
jetzt etwas abblättert, so denke ich doch, daß die Re-
den in der letzten Stunde einen zweiten Schwerpunkt 
dieses Themas, der am heutigen Vormittag nicht so zu 
erkennen war, deutlich gemacht haben, nämlich die 
Ausländerfeindlichkeit. Deswegen bin ich doch froh, 
daß wir diese Debatte noch führen. 

Als am Montag dieser Woche eine Umfrage veröf-
fentlicht wurde, aus der hervorging, daß sich 70 
aller Deutschen in Ost und West schützend vor Aus-
länderunterkünfte stellen würden, war ich ein wenig 
erleichtert, obwohl der prozentuale Anteil natürlich 
noch höher hätte sein können. 

Meine Erleichterung wäre noch größer gewesen, 
wenn nicht verbrecherische und unmenschliche An-
schläge auch aus meiner engsten Umgebung vor mei-
nen Augen gestanden hätten. Ich habe mir einige 
notiert. Ich möchte jetzt nicht alle aufführen, um ein 
bißchen Zeit zu sparen, aber ein Vorkommnis, das sich 
am vergangenen Samstag in einem Supermarkt mei-
nes eigenen Wohnstadtteils ereignete, möchte ich Ih-
nen doch schildern: Vor der Kasse hatten sich lange 
Schlangen gebildet, wie das so üblich ist. Unter den 
Wartenden befand sich ein dunkelhäutiger junger 
Mann von etwa 20 Jahren: Sohn einer deutschen Mut-
ter und eines amerikanischen Vaters, in diesem Stadt-
teil schon immer wohnend. — Plötzlich löst sich aus 
der Schlange der Wartenden ein älterer Mann, brav, 
geradezu bieder, ordentlich aussehend, und ge-
braucht diesem jungen Mann gegenüber Worte, die 
ich hier von dieser Stelle in diesem Hohen Hause nicht 
wiederholen kann. Die Worte gipfelten in dem An-
griff: Hau doch ab, du dunkelhäutiger Bastard, in den 
Busch, wo du hergekommen bist. — Der junge Mann 
geht hinaus, tief getroffen, aber ganz still. Was mich 
viel tiefer getroffen hat, als man es mir erzählt hat, ist: 
Niemand sagte auch nur ein einziges Wort. 

So gut es auch ist, daß sich in manchen Gemeinden 
nun Bürgerinnen und Bürger zu Schutzmaßnahmen 
zusammenfinden, Nachtwachen vor Asylantenunter-
künften organisieren — wie glücklicherweise z. B. 
auch in Hünxe —, so furchtbar ist dieses Schweigen. 
Ich empfinde es als das Allerschlimmste, daß Men-
schen, die schon in der zweiten Generation bei uns 
leben, wieder mit Angst aus dem Haus gehen, sich vor 
dem Einkaufen fürchten und um ihre Kinder bangen. 
Ich glaube, wir alle sollten uns gemeinsam mit aller 
Kraft gegen das wenden — dazu liegen ja genügend 

Anträge auf dem Tisch; wir haben sie im Laufe des 
Vormittags vielleicht schon ein bißchen aus den Au-
gen verloren — , was ich mit diesem einzigen Beispiel 
klarzumachen versucht habe. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Man sagt, die Anschläge entstünden oft aus Angst 
und Hoffnungslosigkeit. Man sagt aber auch, Angst 
sei ein schlechter Ratgeber. Deshalb müssen wir 
schon ernst nehmen, daß es manchmal Lebensangst 
oder das Gefühl, überflüssig zu sein, ist, was zu diesen 
schrecklichen Taten führt. Dies alles ist ganz schwer-
wiegend. Aber es ist nie und nimmer eine Entschuldi-
gung für Gewalt gegen wehrlose Menschen, zumal 
gegen Kinder. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Ich hoffe und ich wünsche mir, daß sich die ermit-
telten 70 % der Deutschen tatsächlich schützend vor 
die Bedrohten stellen und das nicht nur am Telefon bei 
einer Umfrage halt so sagen. 

Zu diesen Deutschen gehören aber auch wir in die-
sem Hause. Auch wir sollten uns schützend vor die 
stellen, deren Leben bedroht ist, nicht nur verbal, 
nicht nur heute, nicht nur an diesem Rednerpult, son-
dern tatsächlich zur rechten Zeit. 

Ich glaube, wir tragen durch Ang riffe, die wir in der 
politischen Szene miteinander ausfechten, zum Teil 
auch selbst dazu bei, daß wir nicht immer den richti-
gen Ton erzeugen, der in der Öffentlichkeit die Ak-
zeptanz unserer ausländischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger erhöht. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die Stiftung Weiße Rose e. V. in München, eine 
Organisation in der Nachfolge der Geschwister 
Scholl, hat eine Erklärung zu den Ausschreitungen 
gegen ausländische Mitbürgerinnen und Mitbürger 
abgegeben. Demokratie werde mißbraucht, heißt es 
in dieser Erklärung, wenn Bürger versuchen, ihre 
Meinung mit Brachialgewalt durchzusetzen. Demo-
kratie werde fragwürdig, wenn sie zu schwach sei, 
Gewalttätern das Handwerk zu legen, die Brandsätze 
in Wohnzimmer schleudern und Baracken mit schla-
fenden Menschen „abfackeln" . Gehe es um den Wi-
derstand gegen Gewalt und um die Verteidigung der 
Menschenrechte, gelte heute wie damals ein Satz aus 
dem fünften Flugblatt der Weißen Rose, „Aufruf an 
alle Deutschen": 

Zerreißt den Mantel der Gleichgültigkeit, den Ihr 
um Euer Herz gelegt; entscheidet Euch, eh' es zu 
spät ist! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mein Eindruck, 
entstanden durch zahlreiche Veranstaltungen, 
manchmal jeden Abend, ist der, daß unsere Bürgerin-
nen und Bürger, die Verantwortlichen in den Gemein-
den, die Wohlfahrtsverbände, die Kirchen, die Ver-
eine, die Religionsgemeinschaften und andere gesell-
schaftliche Gruppen gemeinsames Handeln von uns 
erwarten. Es ist mir ein ganz großes Anliegen, das am 
Ende dieser Debatte noch einmal zu sagen. Die Men-
schen sind davon überzeugt — diese Überzeugung ist 
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auch meine — , daß nur eine gemeinsame Anstren-
gung der Demokraten diese schlimme Situation be-
wältigen kann. 

Die SPD-Fraktion hat einen zweiten Antrag mit dem 
Titel „Für eine neue Asyl- und Zuwanderungspolitik" 
vorgelegt. Heute ist schon sehr viel über Asyl und das 
Asylverfahren gesagt worden. Das will ich nun nicht 
mehr tun. 

Ich möchte mich noch ganz kurz einem anderen 
Aspekt der Zuwanderung zuwenden, nämlich dem 
der Aussiedler aus Ost-Südosteuropa und der Sowjet-
union. 1,6 Millionen Menschen waren es in den letz-
ten Jahren. Das sind weit mehr als alle Asylbewerber. 
Der Herr Staatssekretär Waffenschmidt hat Anfang 
dieser Woche verlautbart — ich bin davon überzeugt, 
daß es stimmt — , daß die Aussiedlerzahlen gesunken 
sind, und zwar um mehr als 50 %. Diesen Rückgang 
führt Herr Waffenschmidt unter anderem darauf zu-
rück, daß sich die Minderheitenrechte für die Deut-
schen und die angelaufene Hilfe der Bundesrepublik 
auswirkten, insbesondere in Polen. Auch das be-
zweifle ich überhaupt nicht. Herr Waffenschmidt hat 
recht, wenn er das sagt. Ich freue mich auch, daß wir 
gestern den Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Polen über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit ratifiziert haben. 
Denn dieser Vertrag trägt sicherlich auch dazu bei. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dennoch, meine Damen und Herren, glaube ich 
nicht, daß die Zuwanderung deutscher Aussiedler aus 
den erwähnten Ländern weiter nachlassen oder gar 
aufhören wird, am ehesten noch aus Rumänien. Hier 
gehe ich auch nach vielfacher eigener Anschauung 
davon aus, daß die Aussiedlung quasi abgeschlossen 
ist, von einigen Zehntausenden abgesehen, die aber 
für die große Bundesrepublik kein Problem mehr sein 
dürfen. 

Ganz anders freilich schätze ich die Lage in der sich 
auflösenden Sowjetunion ein, wo noch mindestens 
zwei Millionen Rußland- oder Wolgadeutsche leben, 
die überwiegend zur Ausreise entschlossen sind. Man 
muß kein Prophet sein, um zu sagen, daß diese Ent-
schlossenheit mit der Zunahme der wirtschaftlichen 
und nationalen Schwierigkeiten wächst. 

Wenn mein Eindruck mich nicht völlig trügt, sind 
die Republiken nicht an der massenhaften Aussied-
lung der deutschen Bevölkerung interessiert, und 
zwar aus den verschiedensten Gründen nicht. Den-
noch wird sie von sowjetischer Seite aus kaum zu stop-
pen sein. Vielleicht würde sie etwas eingedämmt, 
wenn die autonome deutsche Republik käme. Aber 
Sie hören schon, daß ich diesen Satz mit einem 
„wenn" und mit einem Konjunktiv belaste. An diesem 
Wochenende — der Herr Staatssekretär Waffen-
schmidt ist dort, was ich sehr richtig finde, ebenso eine 
Delegation des Innenausschusses — findet in Moskau 
ein erneuter Kongreß der RußlandDeutschen statt, 
und ich denke, daß auch dieses Thema dort wieder 
eine entscheidende Rolle spielen wird. 

Daß ich so hartnäckig an meinem Rederecht festge-
halten habe, lieber Kollege Gerster, hängt nicht zu-
letzt auch damit zusammen, daß ich die Reise nach 

Moskau wegen dieser Debatte nicht unternommen 
habe. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Zuruf von der CDU/CSU: Das ehrt 

Sie!)  

So will ich mich doch wenigstens ein kleines bißchen 
dafür entschädigen, indem ich Sie nachher noch an-
hören darf, lieber Herr Kollege Gerster. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
wird eine Belohnung für Sie sein! — Heiter- 

keit) 

— Das glaube ich, denn, lieber Herr Gerster, wir ha-
ben uns diese Belohnungen schon viele Jahre gegen-
seitig immer gegönnt, und ich hoffe, daß dies auch so 
weitergeht. 

Mein Eindruck aus vielen Gesprächen hier und 
auch vor Ort, z. B. in Kasachstan, z. B. in Kirgisien, ist 
jedenfalls nicht, daß die autonome deutsche Republik 
schnell zustande kommt. Ich möchte hoffen, daß Herr 
Jelzin es vielleicht doch noch schafft. Es ist aber auch 
nicht mein Eindruck, daß die Republiken ihrerseits in 
der Lage sind, die Aussiedlung zu stoppen. 

Wir schreiben in unserem Antrag: Viele Zuwande-
rer kommen aus Ost- und Südosteuropa. Die Öffnung 
der Grenzen hat denen eine Chance gegeben, die 
über Jahrzehnte hinter dem Eisernen Vorhang gefan-
gen waren. An Freiheit, Leib und Leben gefährdet 
sind sie jedoch nicht. — Das ist der entscheidende 
Tatbestand. Es gibt keinen Vertreibungsdruck mehr 
in diesen Ländern, und zwar in keinem dieser Länder. 
Deshalb beantragen wir erneut, das Bundesvertrie-
benengesetz aufzuheben. 

Im Rahmen einer Kriegsfolgen-Abschlußgesetzge-
bung soll baldmöglichst sowohl für den Vertriebenen-
bereich als auch für den Kreis der Menschen, die ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit von der Eintragung in 
die seinerzeitige Volksliste herleiten, eine abschlie-
ßende Regelung getroffen werden. Ich kann mir den-
ken, daß dies nicht unbedingt Ihr Ziel ist, muß es ja 
auch nicht sein. Deswegen setzen wir uns auseinan-
der. 

Für diese Regelung kommt die sogenannte Genera-
tionenlösung, d. h. Beschränkung bei den Vertriebe-
nen auf die sogenannte Erlebnis- und Folgegenera-
tion und bei der Staatsangehörigkeit auf die bereits 
Geborenen, gegebenenfalls in Kombination mit einer 
Stichtagsregelung oder auch einer Quotierung, in Be-
tracht, aber darüber werden wir in den entsprechen-
den Ausschüssen noch genau zu diskutieren haben. 

1,6 Millionen Aussiedler sind in den letzten vier 
Jahren in unser Land gekommen — ich sagte es 
schon — , weit mehr als Asylbewerber, eine riesige 
Aufgabe — lassen Sie mich das zum Ende noch sa-
gen — insbesondere für die Gemeinden. Sie haben 
eine beispiellose Integrationsleistung vollbracht. Ich 
finde, man sollte das viel öfter mit Dank und Anerken-
nung erwähnen, und da könnte vielleicht einmal das 
ganze Haus klatschen, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 
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— nicht meinetwegen, lieber Herr Hedrich, sondern 
wegen der Gemeinden, die diese Leistung vollbracht 
haben. 

Aber die Kapazität der Gemeinden ist erschöpft, der 
Wohnungsmarkt ist leergefegt, Turnhallen und an-
dere Gemeinschaftseinrichtungen sind keine Alterna-
tive. Die Gemeinden brauchen vor allem beim Woh-
nungsbau Hilfe, dessen Förderung in völliger Verken-
nung der Entwicklung schon vor Jahren dramatisch 
gekürzt wurde. Deshalb hat die SPD-Fraktion schon 
vor geraumer Zeit die Forderung erhoben, insgesamt 
5,5 Milliarden DM in den alten und in den neuen Län-
dern für den Wohnungsbau bereitzustellen. Täuschen 
wir uns nicht: Viele der Aggressionen, die wir bekla-
gen, viele der Angriffe auf wehrlose Menschen wer-
den durch den Konkurrenzkampf um eine Wohnung 
erzeugt. 

Über 45 Jahre nach Kriegsende, nach der Aussöh-
nung mit dem Osten, nach dem Zusammenbruch der 
Diktaturen in Osteuropa, im Zeitalter des Wachsens 
neuer Demokratien und nach der Erlangung der 
vollen Souveränität des vereinten Deutschland ist es 
an der Zeit, eine Kriegsfolgen-Abschlußgesetzgebung 
auf den Weg zu bringen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine neue Asyl- 
und Zuwanderungspolitik wird aber nur gelingen, 
wenn wir bereit sind, die Fluchtursachen zu bekämp-
fen, Hunger und Elend den Kampf anzusagen — Sie 
haben das dankenswerterweise ausgeführt — , in der 
Sowjetunion, in Ost- und Südosteuropa, und eine 
neue, eine andere Entwicklungspolitik in der Dritten 
Welt zu betreiben. Das wird Geld kosten — das sollten 
wir ganz offen sagen —, viel Geld. Wir sollten aber 
bereit sein, dieses Geld zur Beseitigung der Flucht-
gründe und nicht vorwiegend zur Reparatur der 
Fluchtfolgen im eigenen Land auszugeben. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU sowie des Abg. Manfred Rich-

ter [Bremerhaven] [FDP]) 
Meine Damen und Herren, vielleicht bin ich — das 

kann ja sein — zu blauäugig. Trotzdem glaube ich 
nicht, daß die Menschen mit ihren Familien aus Jux 
und Dollerei in der Weltgeschichte umherziehen, um 
sich eine neue Bleibe zu suchen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Jeder dieser Menschen hat einen subjektiven Flucht-
grund. Ich denke, es ist unsere Aufgabe, die Aufgabe 
eines so reichen Landes, über diese Fluchtgründe 
nachzudenken und an ihrer Beseitigung mitzuwirken. 
Damit helfen wir nicht nur denen, die in ihrer Heimat 
bleiben wollen, sondern auch uns, indem wir dann 
viele Probleme nicht mehr haben werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Gerster. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin allen Rednern dankbar, die in der letzten Stunde  

zur Versachlichung der Diskussion beigetragen ha-
ben. Ich finde, das ist ein gewisser Hoffnungsschim-
mer, auch wenn man in Einzelfragen noch unter-
schiedlicher Meinung ist. Daß die Diskussion sachli-
cher geworden ist, läßt mich für die Gespräche, die in 
den nächsten Tagen und Wochen intensiv geführt 
werden müssen, hoffen. 

Ich will meine vorbereitete Rede weitestgehend 
nicht halten und nur zu vier Themen kurz etwas an-
merken. 

Erstens. Frau Kollegin Hämmerle, wenn man über 
Aussiedler redet — ich bin unglücklich, daß dieses 
Thema in diese Asyldebatte hineingedrückt wurde, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
ohne Not, wie mir scheint — , muß man wissen, daß die 
Zahl der Aussiedler, die in diesem Jahr zu uns kom-
men, bedeutend niedriger sein wird als die der Asyl-
bewerber. Wenn Sie so wollen, haben sich die Ent-
wicklungen umgekehrt: Im letzten Jahr waren es in 
der Tat noch mehr Aussiedler. Wir haben ja gemein-
sam ein neues Aussiedlerrecht geschaffen, das dazu 
führt, daß diese Zahl von Deutschen, die ohnehin be-
grenzt ist — das ist der Unterschied zum Weltflücht-
lingsproblem — , ständig zurückgeht. Es sind also Er-
folge zu verzeichnen, die ich weder herbeireden noch 
durch Gesetze herbeiführen muß. Dieser Effekt tritt 
ohnehin ein. 

Wir wissen, daß allein in der Sowjetunion über 
200 000 Personen bereits die Ausreisegenehmigung 
haben. Sie würden sofort kommen, 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Ja!) 
und sie sagen das auch. 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Ja!) 
— Wenn Sie eine Änderung des Art. 116 des Grund-
gesetzes wollen, laden Sie diese Menschen ein, auf 
einen Schlag herzukommen. Dann haben Sie natür-
lich höhere Aussiedlerzahlen, als wenn wir sich das 
vernünftig entwickeln lassen. Das ist die Situation. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich nehme 
an, daß Sie bereit sind, eine Frage der Abgeordneten 
Hämmerle zu beantworten? 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte sehr, 
Frau Abgeordnete Hämmerle. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Lieber Herr Kollege Ger-
ster, sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen oder es 
im Protokoll nachzulesen, daß ich nicht ein einziges 
Wort über die Änderung des Art. 116 gesagt habe? 
Die Änderung des Art. 116 steht überhaupt nicht in 
meinem Programm, weil die Änderung des Bundes-
vertriebenengesetzes oder die Novellierung des 
Staatsangehörigkeitsregelungsgesetzes nicht die Än-
derung des Art: 116 voraussetzt. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Ja, so ein

-

fach ist das!) 
Ich bin allerdings der Auffassung, daß Art. 116 in 

der neuen Verfassung nicht mehr vorkommen sollte, 
aber einzig und allein wegen seines Sprachge- 
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brauchs. Denn es heißt dort: ,,... in dem Gebiete des 
deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezem-
ber 1937 ... ". Eine solche Wortwahl wäre, glaube ich, 
für eine neue Verfassung nicht mehr gut. 

(Beifall bei der SPD) 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Also, es ist 
sehr schwierig, zu erkennen, was Sie wirklich wol-
len: 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Nein, das 
ist ganz klar!) 

Wollen Sie ihn noch, oder wollen Sie ihn nicht? Wenn 
Sie ihn noch wollten, würden Sie sich in einen Gegen-
satz zu Herrn Ministerpräsidenten Schröder, zu Herrn 
Ministerpräsidenten Engholm, zu Herrn Ministerprä-
sidenten Lafontaine und zu allen setzen, die bei Ihnen 
in einer noch höheren Etage als Sie, Frau Kollegin, für 
die SPD Politik machen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Wieder 
sehr charmant! — Weiterer Zuruf von der 

SPD: Wir haben keine Etagen!) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das ver-
anlaßt die Frau Abgeordnete Hämmerle, sich zu einer 
weiteren Zwischenfrage zu melden. 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Es dauert 
nur ständig länger. Aber bitte. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): Da wir nicht nach Mos-
kau gefahren sind, Herr Gerster — 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Ich wollte 
gar nicht. 

Gerlinde Hämmerle (SPD): — , können wir uns hier 
vielleicht ein bißchen unterhalten. — Ich will es nicht 
verlängern. Ich will Sie nur fragen, ob Sie bereit sind, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß mein Name Gerlinde 
Hämmerle ist, es auch bleiben wird und nicht Gerhard 
Schröder oder was Sie hier noch an Namen aufgezählt 
haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP 
und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Johannes Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Ich bin sehr 
dankbar, daß Sie sich als Person von weithin überein-
stimmenden Positionen, die in Ihrer Partei vertreten 
werden, distanzieren. Ich wünsche Ihnen viel Erfolg in 
Ihrer Partei, daß Sie da möglichst viele Anhänger fin-
den mögen. Aber Sie haben da einen schweren Gang 
vor sich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Zweite Bemerkung. Meine Damen, meine Herren, 

lassen Sie mich etwas zu dem Thema  Ausländerfeind-
lichkeit und Gewalt sagen. Ich glaube, wir täten uns 
und der Bevölkerung einen großen Gefallen, wenn 
wir nicht den Eindruck erweckten, es gebe in diesem 
Haus eine unterschiedliche Bewertung der Auslän-
derfeindlichkeit oder der Gewalt. Wir lehnen dieses  

hoffentlich alle gemeinsam mit derselben Leiden-
schaft und mit demselben Engagement ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des Bündnis

-

ses 90/GRÜNE) 

Die Würde jedes Menschen ist unantastbar, und Ge-
walt in der Demokratie zu ächten ist selbstverständ-
lich. Hier müssen wir schlimmen Anfängen gemein-
sam wehren. Diese Anfänge dürfen keine Fortsetzung 
finden. 

Aber, meine Damen, meine Herren — und hier un-
terscheiden sich nach meiner Meinung die Beurtei-
lungskriterien — , nicht das Reden über Mißstände in 
einer Gesellschaft, sondern die Unfähigkeit, Miß-
stände zu beenden, führt zu Radikalismen, auch und 
gerade zum Rechtsradikalismus. Es gehört deswegen 
— ich muß das wirklich sagen, ganz vorsichtig, weil 
wir das jetzt ja friedlich zu Ende gehen lassen wol-
len — zu den wirklich ärgerlichen Erscheinungen, 
daß einzelne SPD-Politiker, gottlob nicht alle, die For-
derung nach einer Grundgesetzänderung als ursäch-
lich für Rechtsradikalismus und schreckliche Gewalt-
taten hinstellen. Meine Damen, meine Herren, das ist 
nicht zulässig; denn das Aufgreifen von Themen, die 
die Menschen berühren, ist in der Demokratie Pflicht 
der Parteien. Es ist die Pflicht, wenn Mißstände da 
sind, diese zu beseitigen. Nur das Bestreiten, das Ver-
schweigen und das Verhindern von Problemlösun-
gen führen letzten Endes zum Radikalismus. 

Das ist übrigens auch der Grund, weshalb in Bre-
men die klassischen SPD-Wähler aus der Arbeiter-
schaft von der SPD weg direkt zur DVU gelaufen sind. 
Sie hatten den Eindruck, daß die Sozialdemokraten 
ihr Problem nicht erkennen, daß die Sozialdemokra-
ten abgehoben haben, daß sie da keine Lösung krie-
gen. Deswegen meinten sie bedauerlicherweise, auf 
ein anderes Extrem ausweichen zu müssen, um ihrer 
Meinung zum Durchbruch zu verhelfen. 

Dritte Bemerkung, meine Damen, meine Herren: 
Warum beharren wir über die Vereinbarung vom 
10. Oktober hinaus auf der Forderung nach einer Er-
gänzung des Grundgesetzes? Lassen Sie mich das nur 
an zwei Beispielen ganz kurz deutlich machen: 

Es gibt nicht nur ein Weltflüchtlingsproblem, es gibt 
auch ein europainternes Flüchtlingsproblem, und 
zwar deshalb, weil z. B. Spanien jegliche Art von Un-
terstützung an Asylbewerber eingestellt hat und ein 
anderes südeuropäisches Land einmalig 70 DM zahlt. 
Wenn ich das jetzt etwas überspitzt oder spöttisch for-
mulieren darf, fehlt nur noch das Schild: Hier geht es 
nach Deutschland, und dort gibt es bessere Leistun-
gen. — Entschuldigung, das ist ganz offensichtlich ein 
Motiv, weil gerade in den letzten Wochen der Asylbe-
werberdruck aus diesen Ländern, die in ihren diesbe-
züglichen sozialen Leistungen restriktiver verfahren 
als wir, zugenommen hat. 

Wenn auf der anderen Seite — das muß man sehen, 
das kann man doch nicht wegdiskutieren — unsere 
Asylverfahren, wie Sie wissen, nur zu rund 7 % zum 
Erfolg führen und am Ende der Asylverfahren nur 
etwa 3 % abgeschoben werden, dann bedeutet das, 
daß wir in 90% der Fälle — die nicht alle zu Ende 
geführt werden — ein Verfahren durchführen, das 
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letzten Endes gar nicht zu einem Ergebnis führt. Das 
heißt, wir führen weitestgehend ein sinnloses Verfah-
ren durch. 

Ich behaupte jetzt nicht, daß nur 10 % einen Grund 
hätten, hierzubleiben. Ich weiß sehr wohl über die 
Genfer Flüchtlingskonvention — — 

(Zuruf der Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

— Das wird wahrscheinlich durch ein ganz anderes 
Verfahren, Frau Däubler-Gmelin, anschließend hu-
manitär gelöst. Aber das eigentliche Asylverfahren 
führt nur in 10 % der Fälle zu einem Ergebnis, nämlich 
entweder „anerkannt" oder „abgeschoben" . Alles an-
dere wird nachher humanitär entschieden. Konse-
quenterweise müßten Sie — wie die GRÜNEN das 
einmal gefordert haben — , wenn Sie mit diesem Zu-
stand einverstanden sind, eigentlich das ganze Ver-
fahren abschaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wenn die Zahlen gleichblieben, wäre der Verzicht auf 
die Verfahren billiger, obwohl wir dann 3 % der Be-
werber nicht abschieben. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Da haben 
Sie die Leute aber trotzdem hier!) 

Denn wenn man sich den Aufwand einmal anguckt, 
stellt man fest, daß das völlig unverhältnismäßig ist. 

Deshalb sind wir der Meinung, wir sollten das, was 
am 10. Oktober vereinbart worden ist, mit allem Ernst 
umsetzen. Es ist gesagt worden: Darin sind eine Reihe 
von Dingen enthalten, die Bayern und Baden-Würt-
temberg schon so handhaben. Es gibt eine Reihe wei-
terer Maßnahmen, die wir seit Jahren einfordern und 
die jetzt auf einmal möglich sind. Dennoch sollten wir 
die Grundfrage noch einmal erörtern. 

In Richtung der SPD muß ich jetzt wirklich sagen: 
Frau Däubler-Gmelin, wir haben ja Stunden um Stun-
den unter der Leitung des Bundeskanzlers und unter 
der Leitung des Bundesinnenministers zusammenge-
sessen. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das war 
keine Leitung!) 

Es ist schon ein Gebot der Fairneß — zumal FDP und 
SPD beim letzten Gespräch am 10. Oktober erklärt 
haben, sie seien bereit, mit uns auch über eine Grund-
gesetzänderung zu verhandeln —, daß wir jetzt das 
eine machen, aber das andere nicht unterlassen. 

Meine vierte Bemerkung: Frau Däubler-Gmelin, 
was mich heute sehr bedrückt hat, ist, daß so getan 
wird, als sei, was Art. 16, Art. 19 und Art. 24 angeht, in 
der SPD das letzte Wort gesprochen. Ich weiß nicht, ob 
das wirklich vertrauensbildende Maßnahmen sind. In 
Ihrer Fraktion wird doch hinter vorgehaltener Hand 
von einer Reihe von Kollegen gesagt: Selbstverständ-
lich wird das Grundgesetz ergänzt. — Es ist doch die 
Wahrheit, daß auch in der FDP Kollegen meinen, daß 
wir an diese Aufgabe herangehen müssen. 

Ich finde, nachdem wir uns unterhalb der Ebene 
einer Grundgesetzergänzung verständigt haben, muß 
das doch jetzt durchgesetzt werden. Es muß zugleich 
versucht werden, ob das, was wir mit dieser Änderung  

nicht erreichen, durch eine maßvolle Ergänzung — 
ich sage bewußt: Ergänzung — des Grundgesetzes 
zustandekommt. 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Das tut es 
doch nicht! Das ist doch das Problem!) 

Sie wissen doch, daß ganze Kreisverbände — ich 
könnte das hier zitieren — mit Anzeigen über das 
Land ziehen, die dasselbe fordern. 

Meine Bitte wäre — das ist die Pflicht der Politik —, 
daß wir zunächst einmal die Sachverhalte klären, die 
zu lösen sind. Das haben wir bei den Gesprächen im 
Kanzleramt getan. Alle Gesprächsteilnehmer waren 
der Meinung: Es müssen Mißstände behoben und es 
muß Mißbrauch abgestellt werden. Deswegen einig-
ten wir uns auf diese zahlreichen Verfahrensvor-
schläge. Aber es muß doch selbstverständlich sein, 
daß, wenn dies nicht greift, wir dann die nächste 
Ebene wählen. Es wurden seit 1949 38 Grundgesetz-
änderungen durchgesetzt. Wir werden im Rahmen 
des Verfassungsausschusses noch weitere bekom-
men. Also: Auch die Verfassung, so wichtig sie ist, hat 
den Menschen zu dienen und nicht umgekehrt die 
Menschen der Verfassung. Weil hier ein besonderer 
Handlungsbedarf besteht, laden wir Sie herzlich ein, 
mit der FDP und uns zusammen diese Fragen zu erör-
tern. 

Ich sage Ihnen voraus: Schon in anderthalb, zwei 
Jahren werden Sie sich dieser Ergänzung überhaupt 
nicht mehr entziehen können. Deswegen sollten wir 
auch alles vermeiden, was verbal Gräben vertieft. Wir 
sollten Gräben zuschütten und zu gemeinsamen 
Handlungen kommen. Denn hier brauchen wir in der 
Tat die großen Parteien FDP, SPD und CDU/CSU an 
einem Tisch, um eine Zweidrittelmehrheit zu bekom-
men. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun er-
teile ich als letztem Redner dem Abgeordneten Detlef 
Kleinert das Wort. 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist mehr-
fach angeregt worden, man sollte die letzten Reden 
jetzt doch zu Protokoll geben. Aber wenn die Ge-
schäftsführer morgens sagen, irgend jemand müßte 
auch noch zum Schluß sprechen, dann mag man 
nichts zu Protokoll geben, zumal wenn man es gar 
nicht aufgeschrieben hat. 

(Heiterkeit — Manfred Richter [Bremerha

-

ven] [FDP]: Das ist verständlich! — Heribert 
Scharrenbroich [CDU/CSU]: Einen großen 

Geist kann man nicht zu Tinte bringen!) 

Darum bitte ich um Ihre Nachsicht, insbesondere um 
die Nachsicht von Herrn Bohl. Er weiß, warum er so 
freundlich lacht. 

Wenn sich eine Unternehmensleitung einer Auf-
gabe zur Einführung eines neuen Produktes und der 
Durchsetzung am Markt zu stellen hätte, dann würde 
sie entschieden anders vorgehen, um alle Beteiligten 
zur Mitarbeit zu motivieren — im Unternehmen und 
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außerhalb des Unternehmens — , als wir uns heute 
und bei einer Reihe von vorausgegangenen Konferen-
zen gegenüber dem uns gemeinsam gestellten Pro-
blem verhalten haben, einerseits das Recht auf Asyl zu 
garantieren, weil es für uns aus unserer Geschichte 
heraus von besonderem Wert ist, und andererseits si-
cherzustellen, daß dieses Recht nicht dadurch entwer-
tet wird, daß wir versuchen, es auch denen zu geben, 
denen es nach dem Willen des Grundgesetzes nun 
einmal nicht zusteht. Dieser Aufgabe gegenüber be-
wegen wir uns doch verhältnismäßig unbeholfen. Die-
ser Eindruck hat sich heute glücklicherweise — ich 
stimme hier Herrn Gerster gern zu — in den letzten 
zwei Stunden etwas gebessert. Am Anfang fühlte ich 
mich an meine Elementarschulzeit erinnert. Ich bin 
selten so intensiv und nachdrücklich belehrt worden 
wie heute hier in diesem Hause. Ich habe das nur 
bedingt genossen. 

(Heiterkeit) 

Eine Vorfrage, die manchmal angeklungen, aber si-
cherlich nicht ausgesprochen worden ist, sollte man 
ehrlicherweise zu klären versuchen. Ich kann das 
heute auch nicht leisten — jetzt nicht mehr. 

Einwanderungsland oder gar multikulturelle Ge-
sellschaft — das sind Begriffe, bei denen man erst ein-
mal wissen muß, was man darunter versteht, und über 
die man sich dann einigen muß. 

Nun zu dem, was Herr Trittin ausgeführt hat. Ich bin 
als Niedersachse sehr froh darüber, daß Herr Schröder 
sagt, Niedersachsen wird das, was jetzt glücklicher-
weise mit allen Bundesländern vereinbart worden ist, 
auch durchstehen. Verwundern tut es mich schon. 
Aber wir verzichten gern auf einen parteiegoistischen 
Vorteil, wenn es der gemeinsamen wichtigen Sache 
dient, und verzichten zunächst auf die Fortsetzung der 
Auseinandersetzung zwischen Herrn Trittin und 
Herrn Glogowski. 

Aber Herr Trittin hat gezündelt. Er muß sich hier 
nicht über Versäumnisse des Bundes beklagen, son-
dern er soll sich einmal über sein häßliches Wort von 
den Konzentrationslagern beklagen, und er soll sich 
einmal darüber beklagen, daß er immer wieder in 
öffentlichen Äußerungen den Eindruck hervorruft, 
eine multikulturelle Gesellschaft mit möglichst viel 
unterschiedlichen Kulturen — wie das Wort sagt —, 
vielleicht auch Religionen und Konfessionen, wäre 
etwas Erstrebenswertes. Leben können muß man da-
mit. Aushalten soll man es. Es ziert den Menschen, 
wenn er mit anderen so umgehen kann, daß sie alle 
nebeneinander ihr Recht finden. Aber diesen Zustand 
deshalb mit Gewalt herbeiführen zu wollen, das ist 
nun das Gegenteil von dem, was wir unseren Bürgern 
mit Herrn Trittin zumuten sollten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Über diese Fragen muß erst einmal gesprochen wer-
den, bevor man sich der Technik zuwendet. Die Tech-
nik ist jetzt so ausgereizt — nach zwei Jahrzehnten 
des Bemühens glaube ich auch einigermaßen zu wis-
sen, wovon ich spreche —, daß unterhalb der oft zitier-
ten Schwelle der Grundgesetzänderung mehr nicht 
geht. 

Wir müssen allen danken, die sich bereit erklärt 
haben — bei ganz unterschiedlichen Ausgangsposi-

tionen — , hier mitzuwirken. Frau Däubler-Gmelin, 
wir müssen auch ausdrücklich den Bürokraten, die die 
Verfahren nicht richtig betrieben haben, danken; 
denn es ist hier unter zum Teil sehr schlechten Ar-
beitsbedingungen schon in der Vergangenheit Er-
staunliches geleistet worden. Wir erwarten für die Zu-
kunft noch mehr. Dazu müssen wir die Leute u. a. 
dadurch motivieren, daß wir ihnen für das, was sie 
leisten, Dank sagen, und wir müssen sie bitten, in 
Zukunft das gleiche, unter Umständen noch mehr zu 
leisten, damit wir unsere sehr ehrgeizigen Ziele errei-
chen können. 

Wir benötigen nicht die Ausführungen von Herrn 
Trittin zur richterlichen Unabhängigkeit, um zu wis-
sen, daß wir Richtern nicht vorschreiben können, in 
welcher Frist sie irgendwelche Entscheidungen zu 
treffen haben. Wir kennen aber so viel von der ge-
richtlichen Praxis, daß wir wissen, die Unterschiede 
zwischen der eigentlichen richterlichen Tätigkeit und 
der übrigen mehr bürokratischen Tätigkeit eines Ge-
richts sind oft sehr deutlich. Im letzteren Bereich ist 
sehr vieles verbesserungsfähig. Vielleicht ist die be-
sondere Herausforderung im Asylbereich gerade ein 
guter Anlaß, dazu beizutragen, daß das, was in der 
gesamten Gerichtsbarkeit in der Einflußnahme des 
Richters auch auf das, was nach seiner Entscheidung 
technisch zu geschehen hat, verbessert werden 
müßte, in Zukunft besser abgewickelt wird. 

(Zuruf der Abg. Dr. Herta Däubler-Gmelin 
[SPD]) 

Wir wären sehr dankbar, wenn das mit den Bemühun-
gen der Beteiligten gelingen könnte. 

Ich habe bei den Diskussionen der letzten Wochen 
öfter daran gedacht, daß mein Vorstandsvorsitzender 
ein säuberlich gedrucktes Schild auf seinem Schreib-
tisch hat, auf dem zu lesen steht: Wie es nicht geht, 
weiß ich selbst. — Diese Mitteilung an diejenigen, die 
vor diesem Schreibtisch sitzen, sollten wir uns alle zu 
Herzen nehmen — ich will ja am liebsten von mir 
sprechen; ich nehme den Hinweis gern auf —, bevor 
wir uns hier gegenseitig immer wieder erklären, wie 
es nicht geht. Das führt überhaupt nicht weiter. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir müssen es im Interesse des Rechts auf Asyl, das 
für uns ein ganz wichtiges Recht ist, ermöglichen, daß 
es auch in Zukunft vernünftig praktiziert werden 
kann. 

Deshalb werden wir Freien Demokraten uns auch 
so verhalten, wie Graf Lambsdorff es in dem Gespräch 
im Kanzleramt gesagt hat. Er hat nämlich ausgespro-
chen: Wenn wir sagen „Wir sprechen über etwas", 
dann denken wir auch darüber nach. 

(Heiterkeit — Zuruf von der FDP: Ist empfeh

-

lenswert! — Dr. Peter Struck [SPD]: Aus

-

nahmsweise!) 

— Ich sage Ihnen ja gleich, was Ihr Fraktionsvorsit-
zender im gleichen Zusammenhang gesagt hat. 

Das gilt auch für die Frage einer etwaigen Grund-
gesetzänderung, zu der von Herrn Vogel übrigens von 
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Herrn Schäuble ausdrücklich eine Vorlage erbeten 
worden ist. 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So 
ist das! — Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: 

Der Bundesregierung!) 
In einzelnen Erzeugnissen der Presse konnte man le-
sen, Herr Schäuble habe die Vereinbarung des Vorta-
ges dadurch zunichte gemacht, daß er mit seinen Vor-
schlägen zu einer Grundgesetzänderung am nächsten 
Tag herausgekommen sei. — Nein, einer Bitte von 
Herrn Vogel 

(Dr. Herta Däubler-Gmelin [SPD]: Der Bun-
desregierung!) 

hat Herr Schäuble am nächsten Tag entsprochen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Johannes  Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So 
war das! — Zurufe von der CDU/CSU: Hört! 

Hört!) 
Herr Vogel war derjenige, der in dieser Diskussion 

— zugegeben, wir hatten schon einige Stunden zu-
sammengesessen, diskutiert und zugehört — gesagt 
hat, er wolle ja nur sprechen, um zu erklären, warum 
es nicht geht. — Ich erinnere mich an diese Äußerung 
noch ziemlich genau. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Kleinert, ich muß Sie jetzt einmal unter-
brechen. Erstens haben Sie die Redezeit deutlich 
überschritten — ich möchte mich nicht dem Risiko 
aussetzen, Sie zu privilegieren —, 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ich 
trete von meiner Redezeit ab!) 

und zweitens ist da die Bitte des Abgeordneten 
Hirsch, eine Zwischenfrage zuzulassen. 

Da Sie frei sprechen, haben Sie sicherlich das rote 
Licht übersehen. Es wird Ihnen dann aber sicherlich 
nicht allzu schwerfallen, schnell zum Schluß zu kom-
men, nachdem Sie selbstverständlich — nehme ich 
an — die Frage des Abgeordneten Hirsch zugelassen 
und beantwortet haben. 

Detlef Kleinert  (Hannover) (FDP) : Bitte schön. 

Dr. Burkhard Hirsch (FDP): Herr Kollege, ist es nicht 
so gewesen, daß der Abgeordnete Vogel dem Innen-
minister Schäuble gesagt hat „Sagen Sie uns doch 
wenigstens einmal, wie Sie sich das vorstellen." , und 
ist es denn der richtige Weg, wenn man dem Partner 
eine solche Mitteilung übergeben will, das über die 
Medien zu tun? 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das 
war so nicht!) 

Detlef Kleinert (Hannover) (FDP): Lieber Kollege 
Hirsch, daß Sie mich jetzt auf die interessante Frage 
hinweisen, ob man lieber über die Presse oder persön-
lich miteinander verkehrt, 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

das erfüllt mich mit einer gewissen Bewunderung. 

(Heiterkeit) 

Im übrigen habe ich ja den Hergang — ich habe da 
nichts zu ergänzen — so dargestellt, wie er gewesen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Herta Däub

-

ler-Gmelin [SPD]: Nicht ganz!) 
Darüber hinaus möchte ich noch sagen: Ich bin per-

sönlich einmal der Meinung gewesen, die wahr-
scheinlich irrig war — wenn ich das zum Schluß noch 
sagen darf, Herr Präsident — , daß man selbstver-
ständlich ohne die sehr unzulängliche Idee, dem 
Grundgesetz in Art. 16 anzufügen „Das Nähere regelt 
ein Gesetz.", alles gesetzlich regeln kann, was nicht 
den Wesensgehalt des Grundrechts — so steht es in 
Art. 19 Abs. 2 — antastet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Eine solche Ergänzung braucht man also nicht. 

Inzwischen sind mir Zweifel gekommen, — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Kleinert, in allem Ernst — — 

Detlef Kleinert (Hannover) (FDP): — ob man alles 
andere ohne eine Grundgesetzänderung machen 
kann, weil es dazwischen vielleicht Dinge gibt, die an 
das subjektiv-öffentliche Recht, das wir zur Zeit ha-
ben, heranreichen, ohne an den Kern des Grundrechts 
zu tasten. Über diese Frage können wir uns ja mit der 
notwendigen Gelassenheit — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Aber spä-
ter, Herr Abgeordneter Kleinert, später! 

(Heiterkeit) 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (FDP): — und Offenheit 
unterhalten. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, interfraktionell wird Überwei-
sung der Vorlagen auf den Drucksachen 12/852, 
12/1270 und 12/1296 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Danke schön. 

Wir kommen nun zu den Entschließungsanträgen, 
und zwar zunächst zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP sowie der Gruppe Bündnis 90/DIE GRÜ-
NEN; er liegt Ihnen auf Drucksache 12/1327 vor. Wer 
stimmt für diesen Entschließungsantrag? — Wer 
stimmt dagegen? — Er ist gegen die Stimme des Ab-
geordneten Briefs angenommen worden. 

Wir stimmen jetzt über den Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP ab, der Ihnen 
auf Drucksache 12/1360 vorliegt. Wer stimmt für die-
sen Entschließungsantrag? — Wer stimmt dagegen? 
— Dieser Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 
der CDU/CSU und der FDP gegen den Rest des Hau-
ses angenommen worden. 

Der Entschließungsantrag der Gruppe Bündnis 90/ 
DIE GRÜNEN auf Drucksache 12/1326 soll an den 
Innenausschuß überwiesen werden. Ist das Haus da- 
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mit einverstanden? — Das ist offensichtlich der Fall. 
Dann ist auch das beschlossen. 

Wir kommen jetzt noch zu den Entschließungsan-
trägen der Gruppe PDS/Linke Liste auf den Drucksa-
chen 12/1354 und 12/1355. Hier wird vorgeschlagen, 
diese Entschließungsanträge zu überweisen, und 
zwar zur federführenden Beratung an den Innenaus-
schuß und zur Mitberatung an den Rechtsausschuß. 

Die Gruppe PDS/Linke Liste wünscht sofortige Ab-
stimmung. Nach ständiger Übung geht aber der Über-
weisungsvorschlag vor. Deswegen lasse ich zunächst 
über ihn abstimmen. Wer stimmt für den Überwei-
sungsvorschlag? — 

(Johannes  Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Nie-
mand! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Die Gruppe PDS/Linke Liste wünscht sofortige Ab-
stimmung. Das entspricht offensichtlich auch dem 
Willen der Mehrheit des Hauses. 

Dann lasse ich über die Entschließungsanträge auf 
den Drucksachen 12/1354 und 12/1355 sofort abstim-
men. Wer stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? — 

(Johannes Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Der 
Rest der Welt!) 

Damit sind die Anträge abgelehnt worden, und zwar 
vom gesamten Hause mit Ausnahme des Abgeordne-
ten B riefs. 

Wir sind nun am Schluß der Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 30. Oktober, 9 Uhr ein. 
Ich wünsche Ihnen ein erholsames und f riedfertiges 
Wochende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.34 Uhr) 
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Büttner (Ingolstadt), Hans SPD 18. 10. 91 
Carstensen (Nordstrand), CDU/CSU 18. 10. 91 

Peter Harry 
Clemens, Joachim CDU/CSU 18. 10. 91 
Dr. Diederich (Berlin), SPD 18. 10. 91 

Nils 
Diller, Karl SPD 18. 10. 91 
Doss, Hansjörgen CDU/CSU 18. 10. 91 
Ehrbar, Udo CDU/CSU 18. 10. 91 
Eppelmann, Rainer CDU/CSU 18. 10. 91 
Ferner, Elke SPD 18. 10. 91 
Formanski, Norbert SPD 18. 10. 91 
Francke (Hamburg), CDU/CSU 18. 10. 91 ** 

Klaus 
Gattermann, Hans H. FDP 18. 10. 91 
Genscher, Hans-Dietrich FDP 18. 10. 91 
Dr. Glotz, Peter SPD 18. 10. 91 
Dr. Göhner, Reinhard CDU/CSU 18. 10. 91 
Grünbeck, Josef FDP 18. 10. 91 
Dr. Gysi, Gregor PDS 18. 10. 91 
Haack (Extertal), SPD 18. 10. 91 

Karl-Hermann 
Haschke CDU/CSU 18. 10.91 

(Großhennersdorf), 
Gottfried 

Haungs, Rainer CDU/CSU 18. 10. 91 
Heise, Manfred Harald CDU/CSU 18. 10. 91 

Heinrich 
Heistermann, Dieter SPD 18. 10. 91 
Dr. Hoffacker, Paul CDU/CSU 18. 10. 91 
Dr. Hornhues, Karl-Heinz CDU/CSU 18. 10. 91 
Huonker, Gunter SPD 18. 10. 91 
Irmer, Ulrich FDP 18. 10. 91 * 
Iwersen, Gabriele SPD 18. 10. 91 
Jaunich, Horst SPD 18. 10. 91 
Jung (Düsseldorf), Volker SPD 18. 10. 91 
Junghanns, Ulrich CDU/CSU 18. 10. 91 
Dr. Kappes, CDU/CSU 18. 10. 91 

Franz-Hermann 
Kittelmann, Peter CDU/CSU 18. 10. 91 * 
Körper, Fritz Rudolf SPD 18. 10. 91 
Kohn, Roland FDP 18. 10. 91 
Kolbow, Walter SPD 18. 10. 91 
Koltzsch, Rolf SPD 18. 10. 91 
Koschnick, Hans SPD 18. 10. 91 
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Koschyk, Hartmut CDU/CSU 18. 10. 91 
Kubicki, Wolfgang FDP 18. 10. 91 
Dr. Graf Lambsdorff, Otto FDP 18. 10. 91 
Dr. Lammert, Norbert CDU/CSU 18. 10. 91 
Leidinger, Robert SPD 18. 10. 91 
Lennartz, Klaus SPD 18. 10. 91 
Lenzer, Christian CDU/CSU 18. 10. 91 * 
Leutheusser- FDP 18. 10.91 

Schnarrenberger, 
Sabine 

Dr. Lischewski, Manfred CDU/CSU 18. 10. 91 
Dr. Luther, Michael CDU/CSU 18. 10. 91 
Marten, Günter CDU/CSU 18. 10. 91 * 
Meckel, Markus SPD 18. 10. 91 
Dr. Menzel, Bruno FDP 18. 10. 91 
Dr. Mertens (Bottrop), SPD 18. 10. 91 

Franz-Josef 
Dr. Meyer (Ulm), Jürgen SPD 18. 10. 91 
Molnar, Thomas CDU/CSU 18. 10. 91 
Müller (Düsseldorf), SPD 18. 10. 91 

Michael 
Dr. Neuling, Christian CDU/CSU 18. 10. 91 
Neumann (Bramsche), SPD 18. 10. 91 

Volker 
Neumann (Gotha), SPD 18. 10. 91 

Gerhard 
Niggemeier, Horst SPD 18. 10. 91 
Nolte, Claudia CDU/CSU 18. 10. 91 
Dr. Olderog, Rolf CDU/CSU 18. 10. 91 
Oostergetelo, Jan SPD 18. 10. 91 
Opel, Manfred SPD 18. 10. 91 
Otto (Erfurt), Norbert CDU/CSU 18. 10. 91 
Paterna, Peter SPD 18. 10. 91 
Pfeiffer, Angelika CDU/CSU 18. 10. 91 
Dr. Pfennig, Gero CDU/CSU 18. 10. 91 
Rempe, Walter SPD 18. 10. 91 
Repnik, Hans-Peter CDU/CSU 18. 10. 91 
Reuschenbach, Peter W. SPD 18. 10. 91 
Reuter, Bernd SPD 18. 10. 91 
Sauer (Salzgitter), Helmut CDU/CSU 18. 10. 91 
Sauer (Stuttgart), Roland CDU/CSU 18. 10. 91 
Schäfer (Offenburg), SPD 18. 10. 91 

Harald B. 
Schaich-Walch, Gudrun SPD 18. 10. 91 
Dr. Scheer, Hermann SPD 18. 10. 91 
Schily, Otto SPD 18. 10. 91 
Schmidbauer, Bernd CDU/CSU 18. 10. 91 
Schmidt (Aachen), Ursula SPD 18. 10. 91 
Schmidt (Fürth), Christian CDU/CSU 18. 10. 91 
Schmidt (Salzgitter), SPD 18. 10. 91 

Wilhelm 
Schmitz (Baesweiler), CDU/CSU 18. 10. 91 

Hans Peter 
Dr. Schneider CDU/CSU 18. 10. 91 

(Nürnberg), Oscar 
Dr. Schnell, Emil SPD 18. 10. 91 
Schütz, Dietmar SPD 18. 10. 91 
Schwanitz, Rolf SPD 18. 10. 91 
Dr. Schwarz-Schilling, CDU/CSU 18. 10. 91 

Christian 
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Dr. Seifert, Ilja PDS 18. 10. 91 
Dr. Starnick, Jürgen FDP 18. 10. 91 
Steiner, Heinz-Alfred SPD 18. 10. 91 * 
Dr. Frhr. von Stetten, CDU/CSU 18. 10. 91 

Wolfgang 
Stiegler, Ludwig SPD 18. 10. 91 
Dr. Stoltenberg, Gerhard CDU/CSU 18. 10. 91 
Thiele, Carl-Ludwig FDP 18. 10. 91 
Titze, Uta SPD 18. 10. 91 
Vergin, Siegfried SPD 18. 10. 91 
Dr. Vogel, Hans-Jochen SPD 18. 10. 91 
Voigt (Frankfurt), Karsten SPD 18. 10. 91 ** 

D. 
Vosen, Josef SPD 18. 10. 91 
Dr. Waffenschmidt, Horst CDU/CSU 18. 10. 91 
Weisskirchen (Wiesloch), SPD 18. 10. 91 

Gert 
Wissmann, Matthias CDU/CSU 18. 10. 91 
Wonneberger, Michael CDU/CSU 18. 10. 91 ** 
Würzbach, Peter Kurt CDU/CSU 18. 10. 91 
Zurheide, Burkhard FDP 18. 10. 91 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm-
lung 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer 
Berichterstattung zu den nachstehenden Vorlagen absieht: 

Auswärtiger Ausschuß 

Drucksache 11/8263 
Drucksache 12/127 

Ausschuß für Familie und Senioren 

Drucksache 11/8512 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Drucksache 11/1568 
Drucksache 11/6373 

Die Vorsitzenden folgender Ausschüsse haben mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen 
hat: 

Ausschuß für Wirtschaft 

Drucksachen 12/1072 Nr. 3-7, 9-10 
Drucksachen 12/1122 Nr. 3.3- 3.6, 3.8-3.9, 3.11-3.13 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Drucksache 12/152 Nr. 68 
Drucksache 12/187 Nr. 2.20 
Drucksache 12/210 Nr. 198, 199, 206, 209 
Drucksache 12/311 Nr. 2.20 
Drucksache 12/399 Nr. 3.20 

Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Drucksache 12/1003 Nr. 23 

Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland hat mit Schrei-
ben vom 8. Oktober 1991 gemäß § 30 Absatz 4 des Bundesbahngeset-
zes vom 13. Dezember 1951 den 

Wirtschaftsplan nebst Stellenplan der Deutschen Bundesbahn 
für das Geschäftsjahr 1991 einschließlich Anlagen 

mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Bundesminister für 
Verkehr hat den Wirtschaftsplan und den Stellenplan zum Wirt-
schaftsplan 1991 im Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen genehmigt. 

Der Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland hat mit Schrei-
ben  vom 8. Oktober 1991 in sinngemäßer Anwendung des § 30 Ab-
satz 4 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 den 

Wirtschaftsplan der Deutschen Reichsbahn für das Geschäfts-
jahr 1991 einschließlich Anlagen 

mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Bundesminister für 
Verkehr hat den Wirtschaftsplan 1991 im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister der Finanzen genehmigt. 

Beide Unterlagen liegen im Parlamentsarchiv zur Einsichtnahme 
aus. 
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